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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eröffne die 54. Sitzung der Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.
Ich müsste jetzt auf den Zuschauerrängen eine Grup-
pe von Umschülern begrüßen, aber das machen wir
später.

Meine Damen und Herren, bevor wir in die Ta-
gesordnung eintreten, möchte ich Ihnen mitteilen,
dass nachträglich interfraktionell vereinbart wurde,
den Punkt außerhalb der Tagesordnung, Härtefall-
kommission einrichten, mit der Drucksachen-Num-
mer 15/1060 zu Beginn der heutigen Nachmittags-
sitzung zu behandeln.

Meine Damen und Herren, wir treten damit in die
Tagesordnung ein.

Bremische Häfen

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Dezember 2001
(Drucksache 15/1036)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Wir möchten
Sie gern jetzt am frühen Vormittag doch mit einem
geschichtsträchtigen Antrag befassen und hoffen auf
Ihre Zustimmung zu diesem Antrag.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Unser Antrag will nichts weniger, als dass die stadt-
bremischen Häfen in Landeshäfen überführt werden

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

und die Hafenhoheit der stadtbremischen Häfen im
Überseehafengebiet Bremerhavens auch in die Ho-
heit der Kommune überführt werden kann. Ich den-
ke, das ist notwendig. Das ist die dritte Auflage der
Debatte. Es hat eine gewisse Aktualität bekommen,
weil Finanzsenator Perschau diese Frage noch ein-
mal aufgegriffen und als sehr wichtig für die Sanie-
rung des Bundeslandes Bremen befunden hat, mei-
ne Damen und Herren. Von daher ist der dritte Punkt
in unserem Antrag der, dass der Senat einmal be-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

richten soll über die Vorstellungen, die er bereits ent-
wickelt hat und die in bestimmten Senatsvorlagen
ja schon in den Schubladen liegen.

Wir wollen jedenfalls, um das noch einmal als poli-
tische Forderung klarzustellen, dass der hoheitliche
Flickenteppich endlich überwunden wird. Es kann
nicht angehen, dass im Zeitalter weltweiter Globa-
lisierung und beim Zusammenrücken der Länder im
Lande Bremen selbst kleinkarierte Kolonialverhält-
nisse aus dem vergangenen Jahrhundert regieren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zurufe von der SPD)

Wir werden in dieser Forderung unterstützt von
einem BAW-Gutachten – das ist den Kollegen, die
schon etwas länger im Parlament sind, sicherlich be-
kannt –, neuerdings aber auch durch das Papier der
gemeinsamen Arbeitsgruppe von Magistrat und Se-
nat, die noch einmal ausdrücklich belegt und poli-
tisch fordert, dass die Häfen in Landeshäfen über-
führt werden. Wir hoffen, dass diese Forderung auch
Realität wird.

Es gibt bisher, das muss ich Ihnen sagen, einen
bunten Mix aus den verschiedensten Eigentumsver-
hältnissen, hoheitlichen Zuständigkeiten und daraus
resultierend  den  verschiedensten  politischen  Ent-
scheidungsbefugnissen in diesen wichtigen Fragen.
Es gibt das Gebiet des städtischen Überseehafens
in Bremerhaven, das Gebiet des Fischereihafens, das
Erweiterungsgelände für den CT IV, der geplant ist,
das Carl-Schurz-Gelände und die stadtbremischen
Häfen der Kommune in Bremen. Alle sind verschie-
den in Eigentumsfragen und hoheitsrechtlich gere-
gelt, meine Damen und Herren. Das ist unökono-
misch und drückt auf die Psyche.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zuruf von der SPD: Auf Ihre?)

Meine Damen und Herren, Sie können aber die-
sem Chaos ganz einfach durch die Übertragung der
Hoheitsrechte und die Einrichtung von Landeshä-
fen sofort ein Ende bereiten. Nach unserer Meinung
ist Vorbild die Institution des Fischereihafens. Hier
handelt es sich um einen Landeshafen, bei dem die
hoheitlichen Fragen und ebenfalls die Eigentums-
verhältnisse geklärt sind. Ich erinnere auch an die
Einrichtung der Landespolizei.

(Abg. K l e e n  [SPD]:  Und  was  hat  die
Stadtgemeinde Bremerhaven gemacht, Herr

Schramm?)

Hier ist die Frage der Landeskompetenzen auch
eindeutig geregelt, und es hat nie zu Unstimmigkei-
ten geführt, meine Damen und Herren. Eigentum soll
das Land bekommen, Hoheit die jeweils zuständi-
gen Kommunen. Das ist doch eigentlich ganz logisch.
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Wir hatten 1996 hier in diesem Hause eine sehr
umfangreiche und hitzige Debatte. Wenn Sie das
einmal nachlesen, hat kein einziger Kollege aus den
Fraktionen diese Forderung abgelehnt, weder von
der CDU noch von der SPD, von uns war das sowie-
so die Forderung! Es wurde gefordert, diese Sache
noch einmal in den Landeshafenausschuss zu über-
weisen und dort einer rechtlichen Prüfung zu unter-
ziehen. Im Grundsatz der Überführung der Häfen
waren wir uns einig.

Es ist auch logisch: Wenn zwei Städte ein Land
sein sollen, dann müssen auch beide Städte in die
Lage versetzt werden, als ein Land zu handeln, mei-
ne Damen und Herren. Es darf hier keinen hoheitli-
chen Stachel mehr geben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Lachen bei der SPD und bei der CDU)

Das ist nicht nur eine rationale ökonomische Frage,
sondern auch meines Erachtens eine historisch-po-
litische Frage von allererster Bedeutung. Sie hat viel
mit Psychologie zu tun.

Das hat natürlich Herr Senator Perschau als wich-
tig für die Lösung der Sanierungsfrage des Bundes-
landes Bremen erkannt, ich rufe in Erinnerung, auch
vor ihm der ehemalige Finanzsenator Nölle, der die
CDU im Wahlkampf mit dieser Forderung voranzu-
treiben versucht hat. Daran möchte ich die CDU noch
einmal erinnern.

Auch das noch einmal, um Ängsten und Vorbe-
halten verschiedener Fraktionäre vorzubeugen: Es
geht hier nicht um die Eigentumsfrage nach dem
Motto „Sie nehmen uns die Häfen“, meine Damen
und Herren, wie bei Klaus Staeck, der einmal in den
siebziger Jahren für die SPD ein Plakat gemacht hat,
auf dem es hieß „Arbeiter, die SPD nimmt euch die
Villen im Tessin!“. Dieses Motto verfolgen wir in der
Hafenfrage nicht, meine Damen und Herren, es geht
hier um Mitbestimmung, um Hoheitsrechte und um
Identitäten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Manchmal ist es gut, auch einmal die Nase in die
Geschichte zu halten, meine Damen und Herren, ei-
gentlich wäre es besser gewesen zu titulieren: Rück-
gabe der Hafenhoheit. Zur Erinnerung sei gesagt,
dass bis 1938 Bremerhaven die Hoheit über die Hä-
fen hatte. Erst durch die Gemeindereform der Na-
tionalsozialisten hat Bremen die Häfen aus Angst
davor, von Preußen übernommen zu werden, in seine
Hoheit bekommen. Häfen als Faustpfand aus Angst
vor Einverleibung nach Preußen!

Das mag damals auch politisch okay gewesen sein,
wenn man sich das Ergebnis anschaut. Ich denke
aber, heute ist es das nicht mehr, meine Damen und
Herren. Wenn Herr Grotheer genau diese Argumen-

tation aus den unseligen Zeiten der dreißiger Jahre
anführt für das Schüren von Ängsten in der aktuel-
len Debatte in dieser Frage, ist das, denke ich, nicht
mehr modern, nicht mehr innovativ. Wenn man das
Bundesland Bremen in die Zukunft führen will, dann
geht an der Lösung der Frage der Landeshoheit der
Häfen kein Weg mehr vorbei.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wer mit dieser Keule und mit den Kastrationsängs-
ten argumentiert,

(Lachen bei der SPD und bei der CDU)

hat die Selbstständigkeit Bremens bereits aufgege-
ben. Meines Erachtens ist dies auch ein vorgescho-
benes Argument, weil Sie genau wissen, dass erst
durch den Volksentscheid die Auflösung des Bun-
deslandes in Frage kommen würde. Damit kann man
wirklich nicht rechnen. Sie können nicht sagen, die
Bremer wollen, dass das Bundesland aufgelöst wird.
Das ist hier also ein Scheinargument, das Sie vor-
führen, um die Ängste weiterhin zu schüren. Herr
Dr. Schuster, ich muss zu Ihnen als Kandidat auch
einmal sagen, von Ihnen eigentlich hätten wir eine
modernere Position erwartet. Sie haben das etwas
diplomatischer formuliert, aber im Kern geben Sie
Herrn Grotheer ja Recht.

Wir sagen, die Zukunft der beiden Städte liegt in
der gemeinsamen Landespolitik. Ich finde es bemer-
kenswert und politisch fatal, dass auch die Bremer-
havener  SPD-Abgeordneten,  und  besonders  der
neue Vorsitzende des Landeshafenausschusses, Herr
Günthner vorneweg, die Hafenfragen bereits abge-
hakt haben, meine Damen und Herren. Ich denke,
Herr Günthner, Sie haben damit Bremerhaven kei-
nen Gefallen getan. Vielleicht zitieren Sie ja hier ein-
mal das SPD-Kommunalwahlprogramm, in dem steht,
dass die Häfen in Landeshäfen überführt werden
sollen. Das ist eine Forderung der SPD vor Ort! Wenn
Sie  sagen,  die  Hoheitsfrage  sei  bereits  abgehakt,
dann begehen Sie sozusagen Wahlbetrug.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zurufe von der CDU)

Dann frage ich Sie, Herr Günthner, Sie wollen hier
eine Arbeitsgruppe einrichten: Was soll diese eigent-
lich noch machen, wenn Sie jetzt erklären, die Ho-
heitsfrage sei bereits gegessen? Das können Sie uns
gleich noch einmal erklären.

In Erinnerung sei auch einmal gebracht, die Feier
zur Gründung der Stadt Bremerhaven vor 175 Jah-
ren auf der Theaterbühne der Stadttheaters Bremer-
haven war eine gelungene Veranstaltung, meine Da-
men und Herren. In Erinnerung bleibt auch die ge-
meinsame Erklärung des Präsidenten des Senats
Scherf, des Senators Perschau und des Oberbürger-
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meisters Schulz, die Hoheitsfrage zu einem gütigen
Ende zu führen. Wenn das aber dabei herauskommt,
was Herr Günthner hier proklamiert, dann, denke
ich, war dieses Theaterstück ein Trauerspiel!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
G ü n t h n e r  [SPD]: Ich habe doch noch

gar nicht geredet!)

Herr Neumann, der Chef der CDU, hat natürlich
Recht, Zitat: „Die SPD verhält sich abenteuerlich in
dieser Frage.“ Herr Günthner und Herr Grotheer sind
der Beweis dafür, meine Damen und Herren.

Es war gut und richtig, dass Senator Perschau die-
se Frage noch einmal aufgegriffen hat. Es war aber
keine gute Idee, dass er diese wichtige politische
Frage mit der Frage des kommunalen Finanzaus-
gleiches verknüpft hat. Er möchte gern 60 Millio-
nen DM weniger pro Jahr an Bremerhaven mit die-
ser Frage verbinden. Ich denke, das kann Bremer-
haven natürlich nicht verkraften, meine Damen und
Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Von daher ist es verständlich, dass ihm die Unter-
stützung aus Bremerhaven in dieser wichtigen Fra-
ge versagt bleibt. Es ist schade, dass der Kollege
Teiser und der Kollege Röwekamp sich nicht poli-
tisch hier an dieser Stelle zu dieser wichtigen Frage
einmal äußern.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Finde ich
auch schade! – Heiterkeit bei der CDU)

Jedenfalls haben Sie Ihren Senator jetzt im Re-
gen stehen lassen, und Sie haben die Hoheitsfrage
in eine Arbeitsgruppe verschoben. Bei Kohl nannte
man das Aussitzen, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Etwas Ökonomie aber auch noch zur Versachli-
chung und zur Argumentation dafür, dass dies hier
keine Scheindebatte ist: Die Forderung von Neu-
mann, Chef der CDU, ist natürlich richtig, es muss
sich hier um eine Win-Win-Option handeln. Das
heißt, dass alle bei der Lösung dieser Frage gewin-
nen müssen. Das finden wir auch. Wir sagen aber
auch, wenn die Häfen in Landeshäfen überführt wer-
den würden, würden alle gewinnen. Das wäre eine
Win-Win-Option!  Bremerhaven  gewinnt  die  origi-
nären Steuereinnahmen, das ist die gleiche Positi-
on, die das Bundesland Bremen bei der Klage in Ber-
lin auf den Tisch gelegt hat, nicht mehr als Bittstel-
ler im Finanzausgleich aufzutreten, sondern selbst-
bewusst die eigenen Steuereinnahmen als Finanz-
und Wirtschaftskraft ins Spiel zu bringen. Dieses Ar-

gument gilt natürlich genauso für die Seestadt Bre-
merhaven, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Selbstbewusstsein ist angesagt, Imagesteigerung kann
der Stadt Bremerhaven auf keinen Fall schaden!

Daneben gewinnt Bremerhaven die Planungsho-
heit. Auch hier würde der Mix an Planungskompe-
tenzen endlich beseitigt werden, und die Landesin-
vestitionen würden aus dem Landeshaushalt finan-
ziert werden, das heißt, der Haushalt der Kommune
Bremerhaven  würde  stark  entlastet  werden,  auch
das wäre für die Förderung der Wirtschaftsstruktur-
politik unerlässlich.

Aber auch Bremen-Stadt, das sei den Gegnern die-
ser Position aus der Stadt Bremen noch einmal ins
Bewusstsein gebracht, gewinnt natürlich durch die-
se Lösung. Bisher war es so, dass immer in einem
Verhältnis von 50 zu 50 aus Stadt- und Landeshaus-
halt finanziert wurde, um die Häfen in Betrieb zu
halten. Die Stadtkommune Bremen würde also 50
Prozent einsparen, weil das Land diese Finanzierung
übernähme. Die Stadt Bremen könnte diese Millio-
nenbeträge in die Verbesserung ihrer Struktur und
in die Attraktivität der Stadt Bremen investieren. Das
wäre doch eine gute Lösung, meine Damen und Her-
ren!

(Zurufe von der SPD)

Das Land gewinnt auch, das ist der dritte Gewin-
ner. Es gibt endlich eine einheitliche Hafenpolitik
verbunden mit einer einheitlichen Wirtschaftsstruk-
turpolitik, eine Wirtschafts- und Hafenpolitik aus ei-
ner Hand. Es würde endlich eine historische Gleich-
stellung der beiden Partnerstädte geben und damit
sozusagen eine Aufhebung der Diskriminierung, eine
psychologische Bereinigung, ein Aufstreben, ein ge-
meinsames Handeln für beide Städte. Das würde das
Gewicht des Bundeslandes Bremen nach außen ge-
waltig stärken, meine Damen und Herren. Das Land
gewinnt auch dadurch, dass es die Zahlungen an
die Kommune Bremerhaven aus dem Landesfinanz-
ausgleich einspart und auch hier sozusagen den Lan-
deshaushalt entlastet.

Fazit dieser kurzen Abrisse ist, dass wir es hier
mit einem politisch unwürdigen Schauspiel zu tun
haben, das dieser historisch-politischen Frage wirk-
lich nicht gerecht wird. Wir haben in dieser wichti-
gen Frage bisher kein Ergebnis, meine Damen und
Herren, und das haben Sie als Koalition der Angst-
hasen zu verantworten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
E c k h o f f  [CDU]: Ist aber noch ein biss-

chen Zeit bis Ostern!)

Eingedenk der Briefe von Herrn Kunick und Herr
Koschnick, die vielleicht kennt, wer schon etwas län-
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ger  im  Hause  ist,  die  ja  hier  den  Untergang  des
Abendlandes proklamiert haben, ist es schon fast re-
volutionär, wenn ein Finanzsenator diese Frage noch
einmal einer Lösung zuführen will. Ich denke, wenn
ein bremischer Senator diese Frage lösen will, dann
sollte man ihn darin auch unterstützen und nicht boy-
kottieren. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Herr Kollege, wir müssten uns
das Protokoll noch einmal anschauen. Sie haben in
einer kleinen Sentenz gesagt, dass Sie sich durch
den Beitrag von Herrn Grotheer sozusagen an die
dreißiger Jahre erinnert fühlen. Wenn Sie das an-
ders gemeint haben, so müssten wir das, wenn wir
uns  das  Protokoll  anschauen,  noch  einmal  richtig
stellen.

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Günthner.

Abg. Günthner (SPD) *): Herr Präsident, meine
Damen, meine Herren! Herr Kollege Schramm, ich
habe eigentlich bis gerade eben, bis zu Ihrer Rede,
noch gedacht, wir führen hier eine ernsthafte De-
batte über das Thema.

(Beifall bei der SPD)

Mittlerweile, nach dem, was Sie hier vorgetragen
haben, habe ich aber eher das Gefühl, dass es hier
um eine Kabarettvorstellung ging und nicht darum,
in die Zukunft zu schauen.

(Abg.  Frau S t a h m a n n  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Aber eine gute! – Unruhe bei

der SPD)

Wenn Herr Schramm hier sagt, wenn man das
Land Bremen in die Zukunft führen will und so wei-
ter, und dann einen Ausflug in die dreißiger Jahre
macht und über die Vergangenheit redet, aber nicht
über die Zukunft spricht, dann ist das sehr wohl ka-
barettreif. Wir haben da jedenfalls einen anderen
Ansatz.

(Beifall bei der SPD)

In der Debatte im Jahr 1996 hat ein Kollege ge-
sagt, ich zitiere mit Genehmigung des Präsidenten:
„Nicht eine Diskussion über hoheitliche Zuständig-
keiten ist zurzeit besonders notwendig, sondern ins-
besondere die Auseinandersetzung mit der Frage, was
in den bremischen Häfen für mehr Umschlag und
mehr Beschäftigung und somit für die Sicherung von
Arbeitsplätzen getan werden kann. Das ist die ent-
scheidende Frage!“

(Beifall bei der SPD)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Ich finde, meine Damen und Herren, auch heute
geht es hier um diese Frage. Wenn wir über zukunfts-
gerichtete Hafenpolitik reden wollen, dann muss
auch benannt werden, was denn im einundzwan-
zigsten Jahrhundert für Hafenpolitik geschehen und
vorangebracht werden soll. Ich nenne nur als Bei-
spiel den CT IV, der vom Senat in die Planung ge-
bracht worden ist, der umgesetzt werden soll, der
hier auch ausdrücklich von der sozialdemokratischen
Fraktion begrüßt werden soll.

Ich nenne da als Beispiel die Hinterlandverbin-
dungen, kurzfristig die Umsetzung der Tunnellösung
für die Cherbourger Straße. Ich nenne hier den Jade
Weser Port als Ergänzungshafen zum Containerter-
minal. Ich nenne für den Autoumschlag das, was wir
auch in der Koalitionsvereinbarung festgehalten ha-
ben, nämlich die Kaiserschleuse auszubauen und zu
modernisieren, Liegeplätze im Osthafen zu schaf-
fen und daneben eben auch die starke Entwicklung
des Carl-Schurz-Kasernengeländes als Wirtschafts-
zone für Gewerbe und Dienstleister mit dem Schwer-
punkt Logistik umzusetzen, meine Damen und Her-
ren.

Das sind Maßnahmen, über die wir hier sprechen
müssen, die mit Hafenpolitik verbunden sind und
die auch etwas mit Zukunftsgerichtetheit zu tun ha-
ben, aber nicht die Debatte über abstrakte Fragen,
Herr Kollege Schramm!

(Beifall bei der SPD)

Ich sage Ihnen das an der Stelle auch völlig selbst-
bewusst als Bremerhavener. Bremerhaven steht und
fällt mit der Hafenentwicklung. Bremerhaven steht
und fällt mit den Maßnahmen, die von mir eben skiz-
ziert worden sind. Die müssen auf die Weg gebracht
werden, die sichern und schaffen Arbeitsplätze in
Bremerhaven!

Es ist ja so, wenn jeder vierte Arbeitsplatz in Bre-
merhaven im Maritimsektor besteht, dass der Ha-
fen das wichtigste Standbein in Bremerhaven ist. In-
sofern muss er weiterentwickelt werden. Da fehlen
mir von Ihnen komplett die Lösungen. Die Summe
grüner Hafenpolitik, außer dass Sie nun die Hoheit
einfordern, ist ein Sich-Verabschieden von Hafen-
entwicklung. Das können Sie mit diesem Hause aber
nicht machen, Herr Schramm!

(Beifall bei der SPD)

Wenn es um die Frage von Selbstbewusstsein geht,
reden Sie einmal mit den Bremerhavenern! Fragen
Sie die einmal, was denen zum Hafen einfällt! Da
fällt ihnen die Bremer Lagerhaus-Gesellschaft ein.
Denen fällt NTB ein, denen fällt der Autoumschlag
ein, denen fällt die dortige Entwicklung ein, denen
fällt ein, dass es während der Werftenkrise, wäh-
rend der großen Depression in Bremerhaven, einen
Punkt gab, der immer positiv hervorgehoben wer-
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den konnte, eben der Umschlag am Terminal, der
Umschlag im Hafen. Das fällt den Bremerhavenern
ein, und daraus ziehen sie an der Stelle dann auch
ihr Selbstbewusstsein und eben nicht aus der Fra-
ge, die Sie hier zu einer hoch psychologischen Fra-
ge hochstilisiert und von der Sie gesagt haben, sie
wäre eine Frage von Selbstbewusstsein.

Herr Schramm, mein Selbstbewusstsein als Bre-
merhavener hängt mit der Hafenentwicklung zusam-
men, das hängt damit zusammen, dass wir am Con-
tainerterminal weitermachen können, dass der CT
IV kommt, dass es im Autoumschlag weiter voran-
geht. Das hat etwas mit Selbstbewusstsein zu tun,
aber nicht, hier Fragen zu beschreiben, die nicht so
relevant sind.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage Ihnen – wir haben ja auch im letzten
Hafenausschuss die Debatte gehabt –, Sie vom Bünd-
nis 90/Die Grünen müssen auch irgendwann ein-
mal Farbe bekennen und sagen, wie nach Ihrer Auf-
fassung Hafenentwicklung aussieht. Wo wollen Sie
in der Hafenpolitik hin? Nicht nur sich hinstellen und
sagen, Jade Weser Port, das ist alles ganz schwierig
und möglicherweise Konkurrenz zum CT IV, den CT
IV wollen wir ja eigentlich nicht, aber trotzdem sa-
gen wir jetzt, wir brauchen ihn als Argument, um
sagen zu können, der Jade Weser Port funktioniert
nicht! Da müssen Sie schon einmal irgendwann kla-
re Position beziehen, die fehlt mir bei Ihnen völlig!

(Beifall bei der SPD)

Ich finde, dass die Debatte insgesamt eher nicht
hilfreich ist. Ich hatte jetzt eigentlich vor, nach rechts
zu schauen, wo gewöhnlich Herr Bürgermeister Per-
schau sitzt, der diese Debatte über die Verknüpfung
von Hoheitspolitik mit dem innerbremischen Finanz-
ausgleich losgetreten hat, der versucht hat, die Ver-
schlechterung  des  innerbremischen  Finanzaus-
gleichs, die er für Bremerhaven durchsetzen wollte,
dadurch zu versüßen, dass er gesagt hat, ich biete
euch einmal die Hoheit an. Herr Perschau hat mit
der Wurst gewedelt, für die er überhaupt keinen
Scheck von den Bremern hatte, hat die Wurst den
Bremerhavenern vor die Nase gehalten, obwohl die-
se Wurst in Bremen nicht abgesichert war.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Aber Herr Schulz
hat voll hineingebissen! – Unruhe bei der

SPD)

Dass es ein natürliches Interesse von Herrn Ober-
bürgermeister Schulz als Bremerhavener gibt zu sa-
gen, ich will die Hoheit übertragen haben, ist völlig
klar.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Aber er muss ja
nicht in jede Wurst beißen! – Heiterkeit bei

der CDU)

Das entbindet uns hier aber nicht davon, schon kon-
kret zu sagen, wo wir denn politisch hinwollen.

Ich fand die Position, die Herr Perschau bezogen
hat, etwas schwierig. Er verkündet in der „Nordsee-
Zeitung“, und da ist er ja in guter Tradition, Herr
Nölle hat das ja auch schon so gemacht: „Ich sorge
dafür, dass die Hoheitsrechte an die Stadt Bremer-
haven übertragen werden!“ Was kommt dann da-
bei heraus? Letzten Endes nichts! Ich gebe da auch
dem Bürgermeister, obwohl er nicht anwesend ist,
an der Stelle einen guten Rat als Bremerhavener. Er
sollte tunlichst vermeiden, die Bremerhavener zu
veralbern, weil wir sehr wohl merken, wenn uns je-
mand etwas erzählt, was er letzten Endes gar nicht
so meint.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage an dieser Stelle ganz deutlich, wenn ich
mir anschaue, dass der Bürgermeister Perschau es
offensichtlich nicht nötig hat, heute an dieser De-
batte teilzunehmen, die ja durch ihn verursacht wor-
den ist, dann hat das Ganze schon sehr stark den
Eindruck, als hätte er sich einen weißen Fuß in Bre-
merhaven machen wollen und drücke sich jetzt da-
vor, im Landtag auch klar Position zu beziehen.

(Beifall bei der SPD)

Das fängt ja eigentlich schon ein bisschen früher
an. Da hat ja auch die CDU-Fraktion ein gewisses
Problem. Die SPD hat, um auch dem Antrag der Grü-
nen entgegnen zu können, einen eigenen Antrag
entwickelt, in dem sie gesagt hat, wir wollen eine
Lösung der Debatte unterhalb der Hoheitsfrage. Da
hat die CDU-Fraktion gesagt, diesen Antrag machen
wir nicht mit, den wollen wir so nicht! Das Ergebnis
ist, dass wir heute nur den Antrag der Grünen vor-
liegen haben, aber auch das Ergebnis, dass der Se-
nat in der letzten Woche eben diesen Text – –.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: In Ihrem An-
trag stand doch gar nichts!)

Herr Eckhoff, in dem Antrag stand nichts? Dann
wundert es mich aber, dass der Senat mit Ihrem Se-
nator Herrn Perschau und mit Herrn Senator Hattig
diesen Antrag verabschiedet hat,

(Zurufe von der CDU)

dass der Senat einen Senatsbeschluss gefasst hat,
der vom Text her genau dem Entwurf entspricht, den
die SPD-Fraktion eingebracht hat. Es ist wortgleich,
Herr Eckhoff, schauen Sie es sich an!

(Beifall bei der SPD)

Das verwundert dann schon, dass die CDU-Frak-
tion sagt: Machen wir nicht! Die CDU-Senatoren im
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Senat machen das dann mit. Es ist eine etwas merk-
würdige Position, die sicherlich auch etwas damit
zu tun hat, dass Sie sich als CDU in der Frage nicht
klar verhalten wollen.

(Zurufe von der CDU)

Die SPD hat sich sehr klar verhalten.

(Lachen bei der CDU)

Da mögen Sie lachen. Die SPD-Fraktion hat gemein-
sam mit der Partei in Bremerhaven und der Partei in
Bremen festgestellt, dass es in dieser Frage keine
einvernehmliche Position gibt.

(Lachen bei der CDU – Abg. E c k h o f f
[CDU]: Und das haben Sie uns dann als An-

trag zugeleitet!)

Herr Eckhoff, ich verstehe Ihr Gelächter nicht. Ich
weiß ja nicht, wie es in der CDU ist, aber in der So-
zialdemokratie gibt es zu bestimmten Fragen unter-
schiedliche Positionen zwischen den Genossinnen
und  Genossen  in  Bremerhaven  und  denen  in  der
Stadt Bremen.

(Beifall bei der SPD)

Weil es diese unterschiedlichen Positionen gibt, ha-
ben wir dann gesagt, wir suchen nach einer Lösung,
die für beide Seiten tragbar ist. Das ist der Vorschlag,
den jetzt auch der Senat übernommen hat,

(Beifall bei der SPD)

nämlich zu sagen, wir setzen eine Arbeitsgruppe ein,
die prüft, wie unterhalb der Hoheitsübertragung eine
Lösung gefunden werden kann, die für alle Seiten
tragbar ist. Das ist die klare Position, die wir hier
vertreten.

Ich weiß ja, das finden Sie nicht sehr gut, aber ich
muss doch noch einmal auf Herrn Bürgermeister Per-
schau zurückkommen. Ich höre Herrn Bürgermeis-
ter Perschau sonst immer, wie er durch die Stadt läuft
und sagt: „Ich habe eigentlich immer die Handels-
kammer an meiner Seite. Ich stimme meine Position
eng mit der Handelskammer ab.“ Die Handelskam-
mer hat aber eine klare Position. Die sagt nämlich:
„Hoheitsübertragung? Mit uns gibt es das nicht!“
Das sagt sie ganz klar.

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]: Die
bremische Handelskammer!)

Die bremische!

Dann schaue ich mir an, dass Herr Senator Hat-
tig, der, wie ich glaube, auch hier in der Debatte noch

das Wort ergreifen wird, sechs Jahre Präses der Han-
delskammer war und in der Stadt Bremen auch eine
gewisse Tradition als Präses begründet hat.

(Unruhe)

Diese Tradition bedeutete dann eben auch zu sa-
gen: Ich bin vehement gegen eine Hoheitsübertra-
gung! Das war jedenfalls die Position, die der Prä-
ses  der  Handelskammer  zu  dem  Zeitpunkt  hatte.
Deswegen verstehe ich an der Stelle natürlich, dass
Herr Senator Hattig die gute Lösung, die die SPD-
Fraktion vorgeschlagen hat, im Senat mitbeschließt.
Ich finde aber das Schweigen des ehemaligen Prä-
ses der Handelskammer zu der Frage schon beredt.

Es ist schon sehr deutlich, dass Herr Bürgermeis-
ter Perschau hier ein extrem durchsichtiges Spiel ge-
trieben und sich einen weißen Fuß in Bremerhaven
gemacht hat, obwohl er wusste, dass es in der Stadt
Bremen überhaupt keine Mehrheit gibt.

(Abg.  Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Und das Wahlprogramm der SPD
in Bremerhaven hat mit weißem Fuß nichts

zu tun, oder wie?)

Frau Linnert, ich erkläre Ihnen das gern auch noch
einmal. Ich habe das dem Kollegen Eckhoff gerade
eben auch schon erklärt.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Es gibt auch innerhalb von Parteien, jetzt dehne ich
das auf die Grünen aus – –.

(Unruhe)

Es mag auch bei den Grünen anders sein, aber ich
sage Ihnen, dann müssten Sie sich vielleicht auch
mit den Kolleginnen und Kollegen des Umlandes
einmal darauf einigen, wie denn die Hafenpolitik
der Grünen an der norddeutschen Küste koordiniert
wird, welche Positionen es da gibt.

(Abg.  Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Geht es jetzt um die Hoheitsfra-

ge, oder worum geht es hier?)

Frau Linnert, Sie haben ebenfalls keine klare Positi-
on. Ob es um die Hoheitsfrage geht, haben Sie eben
gefragt. Frau Linnert, es geht am Rand auch um die
Hoheitsfrage, aber mir geht es eigentlich darum, dass
die Hafenentwicklung so weiterläuft, wie sie bisher
läuft.

(Beifall bei der SPD)

Ich löse da keine abstrakte Frage heraus und fange
an, sie abstrakt zu diskutieren, verhalte mich nicht
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so zu den entscheidenden Fragen, wie Sie es hier in
diesem Haus eben tun. Sie verhalten sich nicht zur
Hafenpolitik und sagen auch nicht, wohin es gehen
soll.

Meine Damen und Herren, zum Abschluss: Wir
werden den Antrag der Grünen ablehnen. Ich sage
aber auch noch etwas zu der Perspektive. Der Senat
hat eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die eine Lösung
unterhalb der Hoheitsfrage herbeiführen soll. Es gab
auch die Position der SPD, während der Gründung
von BremenPorts zu schauen, wie man an Bremen-
Ports eine Beteiligung Bremerhavens sicherstellen
kann. An der Stelle hat die CDU gemauert. Sie wa-
ren nicht einmal im Ansatz bereit, die Initiative von
Herrn Böhrnsen und Herrn Töpfer prüfen zu lassen.
Insofern frage ich mich, wenn es auf Ihrer Seite schon
keine Bereitschaft gibt, Bremerhaven eine Beteili-
gung an BremenPorts einzuräumen, wie Sie denn
hier allen Ernstes und ehrlich vertreten wollen, dass
Sie die Hoheitsrechte auf Bremerhaven übertragen
wollen. Das finde ich an der Stelle unredlich.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage Ihnen, der Senat hat gute Projekte auf
den Weg gebracht, die die Hafenentwicklung vor-
anbringen wollen. Wir stehen da auch mit Herrn
Senator Hattig in einer Linie, vertreten diese Pro-
jekte in Bremerhaven und Bremen und werden die
Hafenentwicklung weiter vorantreiben. Hören Sie
aber bitte auf, uns mit abstrakten Fragen oder da-
mit zu nerven, sich weiße Füße in Bremerhaven zu
machen! – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Lieber Herr Günth-
ner, das war eben eine ganz klare, deutliche Aussa-
ge Ihrer Politik, die besagt: Wir haben eine ganz kla-
re Meinung, dass wir keine Meinung haben! Das ist
eben das Problem Ihrer Politik.

Meine Damen und Herren, als Mitglied der Bre-
mischen Bürgerschaft (Landtag) werde ich hier deut-
liche Worte zum Thema bremische Häfen zum Aus-
druck bringen, auch wenn es den Bremern nicht ge-
fallen wird. Ich weise von vornherein den Vorwurf
zurück, ich würde hier nur als Bremerhavener agie-
ren.

Meine Damen und Herren, die Abgeordneten der
Deutschen Volksunion wissen wohl Wertigkeiten zu
unterscheiden. Wir bilden uns eine Meinung, die wir
dann auch verantwortungsbewusst, geradlinig, klar
und deutlich im Interesse der Bevölkerung vertre-
ten und umsetzen, und das auch in den Bereichen,

die innerhalb der Bevölkerung ziemlich umstritten
sind. Die Deutsche Volksunion betreibt im Gegen-
satz zu den Altparteien eine ehrliche und klare Poli-
tik.

(Heiterkeit bei der CDU)

Bleiben Sie ruhig, zu dem Punkt Ehrlichkeit werde
ich gleich noch etwas sagen!

Meine Damen und Herren, auch in der Frage der
Hafenhoheit hat die Deutsche Volksunion eine kla-
re Meinung und unumstößliche Aussage, ob es den
Bremern nun passt oder nicht. Die Hafenhoheit ge-
hört dahin, wo die Häfen liegen, und das ist nun ein-
mal Bremerhaven. Diese eindeutige Sachlage hat
überhaupt nichts damit zu tun, dass ich Bremerha-
vener bin. Das ist nun einmal Fakt, und das sollten
nun endlich auch einmal die Bremer akzeptieren.
Ich frage mich, welche Verlogenheit, welche Volks-
verdummung sich eigentlich hinter dem taktischen
Spiel der Sozialdemokraten verbirgt.

(Glocke)

Präsident Weber: Das Wort Verlogenheit weise ich
zurück!

Abg. Tittmann (DVU): Dann sagen wir unehrlich,
das bleibt das Gleiche!

Nun komme ich zum Punkt Ihrer so genannten
ehrlichen Politik. Der Bremerhavener Oberbürger-
meister erklärt den Bremerhavenern bei jeder Ge-
legenheit, wie aufrecht er für die Hafenhoheit nach
Bremerhaven kämpft. Dabei hofft er selbstverständ-
lich auf ein paar Wählerstimmen mehr in Bremer-
haven.  Die  Bremer  Sozialdemokraten  wiederum,
mit dem Bremerhavener SPD-Abgeordneten Herrn
Günthner, erklären, die Hafenhoheit muss in Bre-
men bleiben!

Ich glaube, ich habe vorhin nicht richtig gehört.
Herr Günthner, Sie waren es doch, der bei der Hun-
dertfünfundsiebzigjahrfeier zur Aussage des Ober-
bürgermeisters, Hafenhoheit für Bremerhaven, den
Zwischenruf „das werden wir noch einmal sehen“
gemacht hat. Haben Sie das gesagt? Ja oder nein?
Wenn ja, was meinen Sie damit? Ihre Aussage dürfte
auch die Bremerhavener Bürger sehr interessieren.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Das hat er doch gesagt!)

Aber nicht effektiv und definitiv genug!

Hier hat nun die Bremer SPD eine Aussage für
Bremen gemacht, natürlich auch in der Hoffnung,
hier in Bremen ein paar Wählerstimmen mehr ab-
zuzocken, wollen wir einmal so sagen. Ein solch ver-
logenes Rollenspiel hat es in der Geschichte Bremens
wohl noch nie gegeben. Ich fordere Sie im Namen
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der Deutschen Volksunion hier und heute auf, Bre-
merhaven zu helfen, sein zustehendes Recht zu be-
kommen, und das nicht nur durch geschwafelte Lip-
penbekenntnisse, sondern durch klare politische Ent-
scheidungen!

Falls Sie es vergessen haben: Das Bundesland Bre-
men ist nur durch Bremerhaven ein Bundesland. Die
Deutsche Volksunion ist für das föderalistische Sys-
tem in Deutschland, dazu gehört das Bundesland Bre-
men mit Bremerhaven in wichtiger Funktion. Ich er-
warte also, dass auch die Bremer Sozialdemokraten
diesem Antrag zustimmen werden und endlich ihr
falsches Rollenspiel aufgeben.

Von der CDU erwarte ich, wie es der Finanzsena-
tor Herr Perschau schon angekündigt hat – übrigens
Herr Dr. Scherf auch, bei dem man inzwischen ja nicht
mehr weiß, ob er noch Mitglied der SPD oder schon
der CDU ist –, sich geschlossen für die Hafenhoheit in
Bremerhaven einzusetzen und zu entscheiden.

Ich sage in aller Deutlichkeit: Wer Bremen stärken
will, muss für eine hoheitliche Zuordnung für Bre-
merhaven stimmen und sonst gar nichts! Darum stim-
men auch Sie diesem Antrag Drucksache 15/1036,
Bremische Häfen, uneingeschränkt zu!

Eines dürfte auch klar sein: Die Frage der Hafen-
hoheit ist nicht die Angelegenheit irgendeiner Ar-
beitsgruppe, sondern des Senats. Hier sollte der Se-
nat zu seiner Verantwortung stehen und sich nicht
schäbig aus seiner Verantwortung stehlen. – Ich be-
danke mich!

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die Frage der
Hafenhoheit hat wieder einmal in den letzten Wo-
chen die Öffentlichkeit in und um Bremerhaven und
Bremen sehr intensiv beschäftigt. Die Anlässe wa-
ren zum einen die Fragestellung, die zwischen den
beiden Kommunen auf Finanzebene diskutiert wor-
den ist, wie es mit dem Finanzausgleich zwischen
den beiden Städten und dem Land aussieht, und zum
anderen sicherlich auch die Reden auf der Hundert-
fünfundsiebzigjahrfeier, die das Thema noch einmal
richtig hochgebracht haben, auf der dann diese Pro-
blematik und Thematik einer breiten Öffentlichkeit
wieder zugänglich gemacht worden ist.

Die Grünen haben nun hier einen Antrag zu die-
ser Thematik eingebracht. Ich muss aber feststellen,
dass er sich nicht so besonders durch Ernsthaftigkeit
auszeichnet. Die Rede von Ihnen hier, Herr Schramm,
erinnerte mich auch eigentlich eher an eine schlechte
Büttenrede, die im Karneval keiner hören wollte,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Ich glaube, Herr Schramm, dass Sie sich als Bremer-
havener und den Bremerhavenern selbst keinen gro-
ßen Gefallen tun, wenn Sie versuchen, so ernsthafte
Fragestellungen und Themenstellungen mit solchen
Floskeln,  Herabwürdigungen  und  sonstigen  Emo-
tionen zu klären. Das ist eigentlich nur ein Zeichen
der Schwäche und kein Zeichen der Stärke.

Wie ist überhaupt die Ausgangslage? Die Sachla-
ge ist nicht nur für Bremer und Bremerhavener nicht
ohne  weiteres  nachvollziehbar.  Die  Hafengruppe
Bremerhaven besteht eigentums- und hoheitsrecht-
lich aus einem Flickenteppich. Die Überseehäfen
befinden sich weitestgehend im Eigentum der Stadt
Bremen, die auch die Hoheitsrechte ausübt. Der Fi-
schereihafen ist ein Landeshafen mit hoheitlichen
Zuständigkeiten Bremerhavens. Die Industrie- und
Gewerbeflächen, die sich an das Hafengebiet an-
schließen, sind in der hoheitlichen Verantwortung
Bremerhavens, die bei zahlreichen Grundstücken
auch Eigentümerin ist. Im Bereich der Carl-Schurz-
Kaserne ist die hoheitliche Übertragung auf Bremer-
haven zum Teil auch schon vorgenommen worden.

Die  Anhäufung  von  Zuständigkeiten,  die  sich
zum  Teil  auch  in  historischen  Entwicklungen  be-
gründen, stellen insbesondere bei größeren Infra-
strukturmaßnahmen sicherlich nicht den Idealfall für
reibungslose  Planungsabläufe  dar.  Dem  Eindruck,
Herr Schramm, den Sie aber in diesem Zusammen-
hang in Ihrem Antrag von den Grünen erweckt ha-
ben, will ich an dieser Stelle eindeutig widerspre-
chen. Eine einheitliche Hafenpolitik im Land Bre-
men steht nicht in Zweifel, weder was die Vergan-
genheit der großen Koalition noch was die Zukunft
angeht. Sei es CT III a, die Fischereihafenschleuse
oder BremenPorts, alle Entscheidungen sind in en-
ger Abstimmung mit den Vertretern Bremerhavens
vorgenommen worden.

Es gibt auch eine große Übereinstimmung in der
großen Koalition mit Bremerhaven in den wesentli-
chen Zielen der Hafenpolitik der kommenden Jahre.
Dies zeigen auch die Entscheidungen zu den bei-
den Planungsabschnitten zum CT IV oder die Dis-
kussionen über den Tiefwasserhafen in Wilhelms-
haven, die den Hafenstandorten im Land Bremen im
internationalen Wettbewerb eine Perspektive geben
und die Voraussetzungen für die Investition in Infra-
und Suprastruktur darstellen.

Ich glaube, dass bei diesem Suggestivvorwurf eher
die eigene Position der Fraktion der Grünen der geis-
tige Vater war, denn zu allen hafenpolitischen Grund-
satzfragen haben sich die Grünen zwischenzeitlich
aus dem Konsens verabschiedet und für das Land
Bremen standortpolitisch eine Position der Sackgasse
eingenommen.

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau L i n n e r t
[Bündnis 90/Die Grünen]: Ein Schmarren!)

Erklären Sie doch offen und ehrlich, Herr Schramm,
was Sie in der letzten Landeshafenausschusssitzung
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unwidersprochen gelassen haben, dass Sie zum Bei-
spiel gegen den Ausbau von CT IV sind! Was heißt
das aber für Bremerhaven? Das bedeutet den Ver-
lust von zahlreichen Arbeitsplätzen und den Verlust
an Perspektive für die anspruchsvollen Kunden in
diesem Bereich. Wenn Sie an dieser Stelle von einer
einheitlichen  Hafenpolitik  sprechen,  widerspricht
sich das selbst.

(Beifall bei der CDU)

Für den Bereich der Hafen- und Wirtschaftspoli-
tik ist doch die entscheidende Frage: Was nützt dem
Standort, ohne dabei ordnungspolitische Grundsät-
ze zu verlassen? Die Steigerung der Leistungsfähig-
keit und der Attraktivität der Hafengruppen Bremen
und Bremerhaven und dabei natürlich auch die Si-
cherung und der Ausbau von Arbeitsplätzen müssen
im Mittelpunkt stehen. Das muss der Antrieb sein
und nicht irgendwelche emotionalen Aspekte.

Dass  daneben  weitere  Fragestellungen  wie  die
Verbesserung der Abstimmungsprozesse, höhere Ef-
fizienz und Transparenz eine Rolle spielen sowie die
Aktivierung des Fiskalvermögens zur Finanzierung
weiterer Infrastruktur, liegt auf der Hand. Neben den
hafenpolitischen Fragestellungen stehen in diesem
Zusammenhang auch rein fiskalische Fragestellun-
gen auf der Agenda. Die Gewerbesteuer, die im stadt-
bremischen Gebiet anfällt, fließt nach Bremen. Hier
steht die Absicht des Landes scheinbar im Wider-
spruch, die Steuerkraft Bremerhavens anzuheben.
Da  beim  kommunalen  Finanzausgleich  zwischen
den beiden Kommunen diese entsprechend ange-
passt wird, ist es unter dem Strich erst einmal ein
Nullsummenspiel.

Die CDU-Fraktion hat sich im Gegensatz zu un-
serem Koalitionspartner an dieser Stelle sehr strin-
gent verhalten und ist diese Thematik auch entspre-
chend angegangen. Wir wollen die Fakten und Kon-
sequenzen möglicher Entscheidungen auflisten und
prüfen und abschließend bei einer Entscheidung vor
dem Hintergrund der von mir genannten Parameter
eine Abwägung der Vor- und Nachteile vornehmen.
Erst nachdenken, wohin es geht, und dann loslau-
fen, das ist eine Prämisse, die offensichtlich einigen
in diesem Hause abgeht.

(Beifall bei der CDU)

Ein Hinweis an meinen Kollegen Herrn Günth-
ner: Der Antrag, den uns die SPD eingereicht hat,
unterscheidet sich in einem ganz wesentlichen Punkt
von der Beschlusslage des Senats. Sie müssen sich
einmal beides durchlesen! Sie haben die Hoheits-
frage abschließend für sich beantwortet. Sie wollen
nicht die Übertragung der Hoheitsrechte von Bre-
men nach Bremerhaven. In der Beschlusslage des

Senats ist diese Frage bewusst offen gelassen. Das
ist der qualitative Unterschied,

(Beifall bei der CDU)

und deswegen auch die veränderte Sachlage hier
an dieser Stelle. Ich glaube, es ist noch einmal ganz
wichtig, das an dieser Stelle zu sagen.

Die CDU-Fraktion begrüßt daher auch den Be-
schluss des Senats, das Thema in einer Arbeitsgrup-
pe gründlich aufzuarbeiten. Die Vor- und Nachteile
müssen in fiskalischer und hafenpolitischer Hinsicht
ohne Vorurteile dargestellt werden. Die Rolle von
BremenPorts wird in diesem Zusammenhang den
Sinn der Umwandlung des ehemaligen Hansestadt
Bremischen Hafenamtes in eine GmbH unterstrei-
chen. Mit dem operativen Handling und dem Ma-
nagement aus einer Hand wird sich der Service der
Hafenkunden weiter verbessern.

Wenn Sie, Herr Günthner, an dieser Stelle von der
Beteiligung Bremerhavens sprechen, kann ich Sie
nur daran erinnern, wie denn Senatsvorlagen – und
das war ja auch eine Senatsvorlage – abgestimmt
werden. Wenn das von Ihnen wirklich ein so bedeu-
tendes Postulat gewesen wäre, dann hätten Sie oder
Ihr Vorgänger, Wilfried Töpfer, doch an entscheiden-
der Stelle ein entsprechendes Veto einlegen können.
Das haben Sie nicht getan. Wenn Sie sich jetzt an
dieser Stelle hinstellen und sagen, das muss aber
eine unabdingbare Voraussetzung sein, dann ist das
in meinen Augen unglaubwürdig.

(Beifall bei der CDU)

Das Ergebnis der Untersuchung wird dann auch
die weiteren Handlungsnotwendigkeiten für Senat
und Parlament aufzeigen. Die Stringenz, die wir an-
fordern und die jetzt hoffentlich vom Senat auch um-
gesetzt wird, war leider bei den handelnden Perso-
nen nicht immer zu erkennen.

In diesem Zusammenhang muss ich zum Vorwurf,
den Sie unserem Finanzsenator gemacht haben, Herr
Perschau würde sich einen weißen Fuß in Bremer-
haven einhandeln, sagen, den finde ich nun wirk-
lich etwas abenteuerlich! Wenn einer hier versucht
hat, sich einen weißen Fuß einzuhandeln, war es
Bürgermeister Dr. Scherf, der nach meinem Kennt-
nisstand wirklich ohne Kenntnis der einzelnen Pro-
blematiken kilometerweit vorausmarschiert ist. Ich
glaube also, hier sollte man dann schon ein bisschen
offen und fair agieren und nicht einfach so tun: Ihr
habt da ein Problem, und jetzt versucht ihr, auf Kos-
ten anderer zu agieren. Meine Damen und Herren,
das ist nicht redlich an dieser Stelle.

(Beifall bei der CDU)

Dass Oberbürgermeister Schulz am Ende von Ih-
rer Fraktion im Regen stehen gelassen worden ist,
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nun gut, das ist leider so. Das zeigt mir zumindest,
dass das Motto „laut gebrüllt, halb umgesetzt“ nicht
immer zutrifft. Ich hoffe, dass der Regen kein saurer
Regen war, den er da empfangen hat, so dass wir
die weiteren Fragestellungen, Positionen und Aspek-
te in diesem Zusammenhang dann ernsthaft und ra-
tional diskutieren und entscheiden können. – Vielen
Dank!

(Beifall bei der CDU – Unruhe bei der SPD)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Günthner.

Abg. Günthner (SPD) *): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Mir wird zugerufen, ich solle
einmal fragen, welche Position die CDU hat. Das
mache ich jetzt einmal an dieser Stelle. Welche Po-
sition haben Sie denn dazu?

(Abg. F o c k e  [CDU]: Wir machen doch
nicht dauernd Zwischenrufe! – Heiterkeit)

Hat sich Ihre Position, Herr Kastendiek, vom Jahr
1996 bis heute überhaupt nicht geändert? Sie ha-
ben gesagt, der Senat hat in seinem Papier die Fra-
ge der Übertragung der Hoheitsrechte offen gelas-
sen beziehungsweise die SPD hätte sie abgeschlos-
sen und der Senat hätte sie offen gelassen. Der Se-
nat hat genau den gleichen Text übernommen, Herr
Kastendiek.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Nein! –
Unruhe bei der SPD und bei der CDU)

Ich habe hier beide Seiten.

(Zurufe von der CDU)

Der Text stimmt wortwörtlich mit dem Text des SPD-
Antrags vom 4. Februar 2002 überein, meine Da-
men und Herren. Es ist wortwörtlich der Inhalt des
Textes.

(Widerspruch bei der CDU – Abg. M ü t -
z e l b u r g  [Bündnis 90/Die Grünen] mel-

det sich zu einer Zwischenfrage.)

Es ist der Text, der mit der klaren Ansage herausge-
geben worden ist, dass die SPD-Fraktion eine Lö-
sung unterhalb der Hoheitsfrage möchte. Wenn also
der Senat diese Position übernimmt, dann deutet das
nur darauf hin, dass die Mitglieder der CDU im Se-
nat offensichtlich die Position der SPD an der Stelle
auch übernommen haben, nämlich eine Lösung un-
terhalb der Hoheitsfrage anzustreben.

(Glocke)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Präsident  Weber:  Herr  Abgeordneter,  gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Mützel-
burg?

Abg. Günthner (SPD): Bitte!

Präsident Weber: Bitte, Herr Abgeordneter!

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Kollege, sind Sie in der Lage, diese Texte zur Kennt-
nis zu geben, weil nicht alle Abgeordneten, die hier
sind, wissen, über welche Formulierungen Sie sich
hier mit der CDU-Führung streiten? Wenn Sie nicht
dazu in der Lage sind, erklären Sie uns bitte, warum
Sie das nicht sind!

Abg. Günthner (SPD): Ich gebe Ihnen die Texte
gern zur Kenntnis. Ich muss sie jetzt aber nicht ver-
lesen, oder wollen Sie sie gern verlesen haben? Es
wäre etwas mühsam, zweimal den gleichen Text vor-
zulesen.

(Abg. M ü t z e l b u r g  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ehrlich gesagt, einmal würde uns
reichen, dann könnte die CDU sagen, wo

es abweicht! – Heiterkeit)

Ich glaube, die CDU ist nicht in der Lage zu sagen,
wo es abweicht, weil es nämlich keine Abweichun-
gen in den Texten gibt.

(Zurufe von der CDU und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich möchte aber noch auf einen anderen Punkt
eingehen, weil ich schon finde, dass man sich noch
etwas stärker mit der Rolle von Herrn Perschau aus-
einander setzen muss. Herr Perschau sagt, und ich
zitiere mit Genehmigung des Präsidenten, in einem
Interview in der „Nordsee-Zeitung“: „Voraussetzung
für ein erfolgreiches Übertragungsverfahren ist ein
positives Votum des Landtages.“ Es geht hier also
um die Übertragung der Hoheit. Herr Perschau sagt:
„Wir müssen uns einer Mehrheit im Landtag sicher
sein, sonst hat das Ganze keine Chance.“ Ich glau-
be, Herr Perschau hat überhaupt nicht verstanden,
worum es eigentlich wirklich geht und wer beschlie-
ßen muss, wenn die Hoheit übertragen wird. Das ist
nämlich die Stadtbürgerschaft. Die hätte er entspre-
chend befassen müssen.

Dass Herr Perschau jetzt eher zu einem Schwar-
zer-Peter-Spiel übergeht, nachdem er sich erst in Bre-
merhaven einen weißen Fuß gemacht hat, geht auch
aus einem wörtlichen Zitat in der „Welt“ hervor, das
ich auch mit Genehmigung des Präsidenten gern ein-
mal vortragen möchte: „Wenn in Bremerhaven nun
gesagt wird, die Wechselwirkung zwischen Hoheits-
übertragung und kommunalem Finanzausgleich sei
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nicht gewollt, verliert das Thema Hoheitsübertragung
an Bedeutung.“

Was heißt das? Das bedeutet doch im Klartext, dass
Herr Perschau bereit war, die Hoheitsübertragung ins
Feld zu führen, um den Bremerhavenern einen schlech-
ten innerbremischen Finanzausgleich zu versüßen.
Das Zitat beinhaltet nichts anderes. Der clevere Ver-
such des Bürgermeisters Perschau, zwei Themen mit-
einander zu vermengen, um ein Thema komplett zu
beerdigen,  nämlich  die  Hoheitsübertragung,  die
auch in der CDU nicht wirklich irgendjemand möch-
te, um dann weiterhin nicht klar zu sagen, wohin er
eigentlich möchte!

Wir haben klar gesagt, dass wir eine Lösung un-
terhalb der Hoheitsfrage wollen. Herr Kastendiek,
das ist eine sehr klare Position! Wir sagen, wir ha-
ben als Instrument für die Hafenentwicklung Bre-
menPorts geschaffen. BremenPorts soll auch das In-
strument in einer solchen Frage sein. Ich würde Sie
schon bitten, für die CDU-Fraktion noch einmal klar
zu sagen: Wollen Sie nun, was Ihr Bürgermeister hier
immer erzählt, die Hoheitsrechte an Bremerhaven
übertragen haben, oder wollen Sie es nicht, oder ha-
ben Sie sich noch nicht entschieden?

(Beifall bei der SPD)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Günth-
ner hat sich ja noch einmal zu Wort gemeldet, bevor
der Senator Gelegenheit hatte, in die Debatte ein-
zugreifen. Ich will mich dann aber auch noch ein-
mal zu dieser Frage melden.

In der Debatte, die schon oftmals zitiert wurde,
die wir im Jahr 1996 in diesem Hause geführt ha-
ben, wurde mehrmals von den Seiten der Fraktio-
nen gesagt, es würde mir niemals gelingen, in die-
ser Frage einen Keil zwischen die Fraktionen der
CDU und der SPD zu treiben. Vielleicht ist es mir
damals nicht gelungen, aber ich denke, heute ist es
ein Musterbeispiel für die Spaltung in dieser Frage.
Meine Damen und Herren, wenn wir das erreicht
haben und das deutlich wird, ist es immerhin doch
ein Erfolg, den diese Debatte zu verzeichnen hat!

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  –
Zuruf der Abg. Frau H a m m e r s t r ö m

[SPD])

Einem Redner vorzuwerfen, er würde auch ein-
mal emotional reagieren, ist, denke ich, kein guter
Vorwurf. Emotionen beleben die Debatte, wenn es
nicht dabei bleibt, Emotionen zu äußern. Ich denke,
ich  habe  hier  einige  Sachargumente  vorgetragen,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

von denen kein einziges bisher von Ihnen widerlegt
worden ist. Das zeigt doch, wie gut man Emotionen
mit Sachargumenten verbinden kann, meine Damen
und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ganz kurz wurde vom Präsidenten die Bemerkung
gemacht, ich hätte die Äußerungen von Herrn Grot-
heer in die Ecke der Nationalsozialisten gebracht.
Das war überhaupt nicht meine Absicht. Ich habe
versucht, die Argumente, die damals in der histori-
schen Situation gefallen sind, noch einmal zu ver-
deutlichen. Das war eine neutrale Wiedergabe der
Position Bremens während der historischen Phase
damals. Das ist einfach nur wiedergegeben. Das sind
Fakten und hat mit einer Bewertung der Aussagen
von Herrn Grotheer nun wirklich nichts zu tun, mei-
ne Damen und Herren.

Herr Günthner, eines ist deutlich geworden: Die
SPD-Fraktion hat eine neue Position in dieser Fra-
ge. Sie will eine Lösung unterhalb der Hoheitsfrage
anstreben und hat damit die Hoheitsfrage abgehakt.
Sie fallen damit weit hinter die Positionen aus dem
Jahr 1996 zurück, in denen sich alle Fraktionsmit-
glieder auch der SPD ganz anders geäußert haben.
Sie haben jetzt diese Frage für sich schon gelöst,
ohne den Bericht des Senats überhaupt abzuwar-
ten. Ich denke, das ist politisch keine gute Situation,
und ich denke, Sie müssen dann das SPD-Wahlpro-
gramm für die künftigen Wahlkämpfe auch entspre-
chend verändern.

(Abg. Frau B e r k  [SPD]: Das lassen Sie
einmal unsere Sorge sein, Herr Schramm!)

Uns würde interessieren, wie Sie die Differenzen
zur Position mit dem Oberbürgermeister in dieser
Frage klären, der noch auf der Hundertfünfundsieb-
zigjahrfeier der Gründung der Stadt Bremerhaven
ganz andere Töne geäußert hat. Ich denke, das ist
wirklich eine Position der Sozialdemokraten, die den
Bremerhavenern keinen Gefallen tut, meine Damen
und Herren.

Sie versuchen, die Debatte auf die Position der Grü-
nen zu bestimmten Sachprojekten zu lenken. Das
ist aber überhaupt nicht die Frage. Hier geht es um
Hoheitsfragen, um Psychologie,

(Zurufe von der SPD)

um Identitäten und um Geschichte. Ihnen fehlt je-
des politische Gespür, in dieser Frage Position zu
beziehen, meine Damen und Herren.

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  –
Zuruf des Abg. B e c k m e y e r  [SPD])
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Sie haben BremenPorts natürlich angesprochen,
das ist eine wichtige Frage, um die Beteiligung Bre-
merhavens in dieser Gesellschaft zu garantieren und
zu gewährleisten. Wir haben auf Antrag Ihres Frak-
tionskollegen Herrn Töpfer diese Frage ausführlich
im Landeshafenausschuss diskutiert. Die lapidare Po-
sition des Senats war, es geht einfach nicht. Es gab
von Ihnen keine Position, die dagegen stand. Sie
haben kein Veto eingelegt. Sie haben diese Position
einfach akzeptiert und werfen jetzt dem Senat vor,
dass er diese Frage so entschieden hat. Ich finde,
das ist unglaubwürdig und sehr doppelzüngig, wie
Sie hier argumentieren.

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  –
Zuruf des Abg. G ü n t h n e r  [SPD])

Das ist ein Vorwurf an die CDU, der aber an Sie
zurückgeht. Sie haben doch diese Position gar nicht
mehr vertreten, seitdem Sie Vorsitzender des Lan-
deshafenausschusses  sind  und  Ihre  Pirouetten  um
360 Grad in zwei Tagen vollzogen haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir sagen, wir müssen erst die Hoheitsfrage klären
und dann die Beteiligung an BremenPorts. Das wäre
die richtige Aufgabe einer Arbeitsgruppe, meine Da-
men und Herren.

Herr Kastendiek, Sie werfen uns vor, diese wich-
tige Frage hier in einem Antrag zu thematisieren.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Wie Sie
das gemacht haben!)

Das ist aber ein merkwürdiger Vorwurf. Es war doch
gerade Ihr Senator Perschau, CDU, der im Rahmen
der Sanierungspolitik diese Frage aktuell aufgewor-
fen hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zu Recht, meine Damen und Herren! Setzen Sie sich
einmal mit Herrn Perschau zusammen und lassen
sich die Argumente auf den Tisch legen, dann wüs-
sten Sie, wie brisant und politisch wichtig es ist, in
dieser Frage zu einer Lösung zu kommen! Das wäre
auch  für  Ihre  Position  im  Landeshafenausschuss
mehr als hilfreich, meine Damen und Herren.

Es geht hier in dieser Debatte nicht um die Posi-
tion der Grünen zu CT IV oder anderen Projekten,
Wilhelmshaven und so weiter. Wir haben diese De-
batten hier zuhauf geführt und unsere Positionen
dargelegt. Wir sagen ja, wir sind gegen CT IV, weil
er keine Zukunftsperspektive hat, haben das aber
auch begründet. Das ist doch eine Position, die man
nachvollziehen kann, gerade wenn man die Situa-
tion der öffentlichen Haushalte vor Augen hat und

eine nachhaltige Finanzpolitik anstrebt, meine Da-
men und Herren.

Das wollen Sie doch immer im Bund. Das wollen
wir hier auch in Bremen praktizieren. Das ist doch
gut und nicht schlecht! In dieser Frage geht es aber
doch gar nicht um CT IV, hier geht es um die Ho-
heit, um Identitäten,

(Lachen bei der SPD)

um das Image, um die originäre Steuerkraft der Kom-
mune im Land Bremen, damit Bremerhaven nicht
als Bittsteller im kommunalen Finanzausgleich da-
steht und dann immer solche Forderungen aufge-
griffen werden können, sie müssten wieder in ihrer
Rentnermentalität bestärkt werden und bräuchten
Zuschüsse aus dem kommunalen Finanzausgleich.
Diese Position ist doch für Bremerhaven negativ, und
das wollen wir abschaffen. Wir wollen das Image
Bremerhavens durch diese Frage stärken!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Günthner, was Sie von der CDU unterschei-
det, ist zumindest, dass die CDU diese Frage offen
lässt und es noch einige kluge Köpfe gibt, die nach-
denken. Im Gegensatz zu Ihnen!

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU – Abg.
Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]: Die
kennen nicht einmal den Text! Die wissen
gar nicht, worüber sie nachdenken sollen!)

Sie werden diesen psychologischen Widerspruch
der beiden Kommunen durch solche Lösungen nicht
hinbekommen. Das ist zumindest einigen Leuten in
der CDU deutlich geworden. Das ist einfach so, Sie
müssen diese Frage für die Zukunft klären. Sie kön-
nen Sie nicht abhaken, meine Damen und Herren,
das wird Bremerhaven nicht auf die Sprünge helfen.

Von daher sagen wir: Die Positionen und Fakten
liegen auf dem Tisch, wir brauchen keine Arbeits-
gruppe a là Kohl.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Wir machen
Projekte,  Sie  machen  Psychologie,  Herr

Schramm, das ist das Problem!)

Wenn Sie meinen, diese Frage wäre offen, dann for-
dern Sie den Senat auf, wie wir das getan haben,
den Bericht vorzulegen, die Fakten auf den Tisch zu
legen, und dann können wir hier in Ruhe darüber
debattieren. Es würde mich freuen, Herr Kollege Tei-
ser, wenn Sie oder Ihr Kollege Herr Röwekamp hier
auch einmal als Bremerhavener Abgeordneter zu die-
sem Bericht des Senats, den Sie ja auch schon ken-
nen, offen Stellung nehmen, damit diese offene Fra-
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ge dann endlich einer endgültigen Lösung zugeführt
werden kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Teiser.

Abg. Teiser (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Als Erstes geht mein Dank an den
Kollegen Herrn Schramm, der mich eben so freund-
lich angekündigt hat.

(Beifall bei der CDU – Abg. F o c k e
[CDU]: Als klugen Kopf!)

Manche Zwischenrufe treffen einfach zu, Herr Fo-
cke!

Meine Damen und Herren, normalerweise ist zu
diesem Thema eigentlich alles gesagt worden in der
heutigen Debatte, allerdings gibt es Dinge, die man
nicht so im Raum stehen lassen kann. Lieber Herr
Kollege Günthner, Ihre Attacken auf Bürgermeister
Perschau gehen völlig ins Leere.

(Zurufe von der SPD – Abg. Frau H a m -
m e r s t r ö m  [SPD]: Das waren doch kei-

ne Attacken!)

Ich werfe Ihnen das aber nicht so sehr vor, wie ich
es vielleicht sonst machen würde, weil ich bei Ihnen
Unkenntnis  in  verschiedenen  Sachzusammenhän-
gen festgestellt habe. Deswegen will ich jetzt etwas
für Aufklärung sorgen, aus welchen Gründen Bür-
germeister Perschau nicht etwa in seinem Kämmer-
lein gesessen und versucht hat, sich irgendwie in
Bremerhaven beliebt zu machen, sondern wie es da-
zu gekommen ist, dass Bürgermeister Perschau in
Verbindung mit der Frage der Hoheit über die Hä-
fen in den Medien gestanden hat.

Es hat eine Arbeitsgruppe auf Verwaltungsebene
zwischen Bremen und Bremerhaven gegeben. Die
haben lange über Finanzen geredet und gerechnet.
Sie sind dann zu einem Ergebnis gekommen, das
ich angesichts dessen, dass die Presse da oben sitzt,
hier zum Schutze Bremerhavens nicht im Detail dar-
stellen möchte. Aufgrund dieser Tatsache gab es
auch einen Punkt, an dem man geschaut hat, wie
man denn das originäre Steueraufkommen Bremer-
havens irgendwie erhöhen kann. Da war auch die
Frage, wohin die Gewerbesteuern aus den Häfen
gehen. Unter diesem Aspekt und unter dem Aspekt,
dass CT IV nicht mehr ausschließlich auf stadtbre-
mischem Gebiet liegt, ist man zu der Erkenntnis ge-
kommen, dass die Frage der Hoheit diskutiert wer-
den muss.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Unser Bürgermeister hat gesagt, wenn es nach ihm
als Finanzsenator ginge, könnte man auch über die-
se Hoheitsfrage reden.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: So war das!)

Daran kann ja nichts Schlimmes sein. Er ist dabei
von Herrn Dr. Scherf unterstützt worden, der gesagt
hat, darüber könne man reden. Der Oberbürgermeis-
ter in Bremerhaven ist einen Schritt weiter gegan-
gen. Er hat sich dieses Papier der beiden Verwal-
tungsbereiche Finanzen Bremen und Bremerhaven
zu Eigen gemacht und gesagt, der Bürgermeister von
Bremen und er als Oberbürgermeister seien sich ei-
nig, dieses Papier so umzusetzen, und das, was Bre-
merhaven im Finanzausgleich weniger bekomme,
solle ausgeglichen werden, allerdings nicht für kon-
sumtive, sondern für investive Aufgaben.

Der  Oberbürgermeister  in  Bremerhaven  ist  als
Wirtschaftsdezernent für investive Aufgaben selbst
verantwortlich. Dies wiederum führte dazu, dass sei-
ne Mitdezernenten seine Auffassung nicht teilen woll-
ten, dass künftig das Geld nur in sein Ressort geht
und sie es konsumtiv einsparen sollten, und haben
deswegen erklärt: Lieber Kollege im Magistrat, das
ist mit uns nicht zu machen. Hier können Sie erst
einmal den Schlussstrich ziehen, was die Bremerha-
vener SPD und deren Auffassungen zu diesen Pa-
pieren betrifft.

Die Diskussion ist dann in den Senat und in die
Bürgerschaft gekommen. Sie sollte in diese beiden
Bereiche verlagert werden, nämlich an vier von Ih-
nen und vier von uns. Das werden Sie auch noch
wissen, das sind die Vier-plus-vier-Gespräche über
die Hafenhoheit. Daraufhin hat in einem Koalitions-
ausschuss unser Koalitionspartner SPD in Bremer-
haven deutlich gemacht, dass das überhaupt nicht
in Frage komme, dass sich da irgendwelche Bürger-
schaftsabgeordneten unterhalten. Da solle der Se-
nat mit dem Magistrat ganz allein verhandeln.

Ich war sehr erleichtert, habe das meinem Frakti-
onsvorsitzenden mitgeteilt, der das seinem Kollegen
Böhrnsen mitgeteilt hat, dass wir auf dieser Basis
keine Gespräche führen können, wenn das der Ober-
bürgermeister in Bremerhaven selbst machen möch-
te. Dazu ist er aufgefordert. Das Ergebnis dieser Ge-
spräche ist die jetzt eingesetzte Arbeitsgruppe, die
das alles noch einmal behandeln soll.

Nun kommen wir noch zu einem letzten Punkt,
der die Unterschiede zwischen dem, was Sie hier
sagen, und was der Senat hier an Intention in ein Pa-
pier eingebracht hat, betrifft. Hierin steht nämlich:
„die Instrumente für eine gemeinsame und einheit-
liche Ausübung der Hoheitsrechte in verbindlicher
Kooperation zwischen dem Land und den beiden
Kommunen zu optimieren“. Gestatten Sie mir und
meiner Fraktion, dass wir zumindest unter diesem
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Aspekt  davon  ausgehen,  dass  da  gegebenenfalls,
wenn sich herausstellt, dass es für beide Seiten viel-
leicht sogar sinnvoll sein könnte, neben allen ande-
ren auch das Ergebnis einer Hoheitsübertragung he-
rauskommen könnte, weil die von allen anderen Ha-
fenfragen völlig losgelöst ist!

Wenn Sie dann hier sagen, die Hoheitsfrage müs-
se unterhalb der Hoheitsfrage gelöst werden, ist das
ein Widerspruch in sich. Unterhalb der Hoheitsfra-
ge gibt es keine Hoheit, also können Sie unterhalb
der Hoheitsfrage auch keine Hoheitsfrage lösen, weil
dann die Hoheitsfrage vom Tisch ist.

(Beifall bei der CDU – Abg. G ü n t h n e r
[SPD] meldet sich zu einer Zwischenfrage.)

Ich konstatiere ja durchaus, und ich weiß mich mit
dem einen oder anderen in Ihrer Fraktion gemein,
die an dem Tag, als Herr Grotheer in der Zeitung
stand, logischerweise der Auffassung waren, dass
es im Leben so ist: Wer die Nase als Erster hinaus-
hält, der bekommt als Erster eines darauf. Das war
nun einmal einer der Ihren, und nun werfen Sie uns
nicht vor, dass das nicht einer von uns war. – Vielen
Dank!

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Wenn mich meine vor der Pisa-Studie er-
worbenen  Schulkenntnisse  nicht  völlig  verlassen,
dann kennen wir die Meeresenge bei Messina aus
den Irrfahrten der Odyssee. Diese Meeresenge ist
eng, tief und wird durch Fallwinde gefährlich, und
die Sirenen schmeicheln dem Ohr so, dass man die
Gefahren übersieht. Das habe ich mir gerade wäh-
rend der ganzen Debatte überlegt,

(Heiterkeit und Beifall)

um mich zu fragen: Wie trenne ich Emotionen von
der Sache? Das könnte man auch ganz einfach aus-
drücken, worum ich mich ja immer bemühe, jeden-
falls meistens: Ungekochte Eier haben dünne Scha-
len!

Lieber Herr Schramm, um Ihre Bildsprache noch
etwas zu erweitern, Sie sprachen von kleinkarier-
ten Kolonialverhältnissen! Ich möchte Ihnen sagen:
Alle ehemaligen Kolonialherren haben heute nur noch
Ärger mit den Kolonien.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und
bei der CDU)

Solcherart eingestimmt bin ich nun gefordert, mich
der Sache zuzuwenden, um dabei die Emotionen tun-

lichst zu vermeiden, siehe rohe Eier! Zunächst zwei
generelle Bemerkungen, die aber meiner Meinung
nach durchaus in dem Kontext notwendig sind: Der
Senator für Wirtschaft und Häfen, gleich welcher
Kategorie und welchen Parteibuches, hat die Auf-
gabe, in einem scharfen Wettbewerbsumfeld dafür
zu sorgen, dass die bremischen Häfen wettbewerbs-
fähig sind, möglichst noch ein Stück weiter als der
gegebene Wettbewerb. Das alles muss er unter wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten prüfen und tun. Das
ist die erste Feststellung.

Die zweite Feststellung ist: Wenn man darüber hi-
naus glaubt, ordnungspolitische beziehungsweise
hoheitliche Aspekte zu finden, oder meint, sie suchen
zu müssen, so sind diese, so gefunden, ausschließ-
lich unter wirtschaftlichen Aspekten zu prüfen. Da-
bei gelten, auch das versuche ich zu vereinfachen,
folgende Kriterien: Flexibilität und Leistungsfähig-
keit an den Kajen, daraus resultierende Akzeptanz
vor allen Dingen bei den Großkunden und die kon-
sequente Umsetzung erfolgreicher Investitionen in
die Hafeninfra- und die Hafensuprastruktur. Soweit
einmal zum Grundsätzlichen!

Wenn wir uns dann, Herr Schramm, Sie haben die
Historie auch bemüht, mit selbiger beschäftigen, so
kann man feststellen, dass es nach der Gemeinde-
reform, die Sie erwähnt haben, den Grundsatz gibt,
dass hafenbezogenes Gelände der Stadt Bremen und
stadtbezogenes  Gelände  der  Stadt  Bremerhaven
zugeordnet werden soll. So sind wir beim CT II, beim
CT III, beim Carl-Schurz-Gelände und jetzt beim CT
IV verfahren.

Mit dieser Praxis ist sichergestellt worden, dass
sich in Bremerhaven zum Beispiel die Containerter-
minals CT II und CT III am Markt entwickelt haben,
wir  ein  weltweit  erfolgreiches  Hafenkompendium
anbieten und in der Seestadt, das bitte ich aufzu-
nehmen, 25 Prozent aller Arbeitsplätze direkt vom
Hafenumschlag und von der Seegüterlogistik abhän-
gig sind. Im Gegenzug hat man dann unentgeldlich
Grundstücke im Umfeld Alter Hafen auf das Eigen-
tum der Seestadt Bremerhaven übertragen. Das ist,
wie gesagt, beispielhaft.

Wenn man das zusammenfasst, kann festgestellt
werden, dass in der Vergangenheit Hoheitsrechte
bei der Hafenentwicklung wechselseitig zu Gunsten
Bremens und bei der städtebaulichen Entwicklung
Bremerhavens zu Gunsten Bremerhavens angepasst
wurden. Ebenso ist festzuhalten, dass aus den un-
terschiedlichen Hoheitsrechten und damit verbun-
denen pragmatischen Anpassungen, lassen Sie es
mich so ausdrücken, bisher keine Behinderungen
der jeweiligen Entwicklung festzustellen sind. Da-
raus meine Schlussfolgerung: Eine Selbstzweckde-
batte bringt in der Sache nichts!

Gestatten Sie mir auch den Hinweis, dass den
Kunden die hoheitliche Zuordnung ohnehin völlig
egal ist! Beispiel: Maersk Sealand, die größte Con-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 54. Sitzung am 21. 02. 02 3933

tainerreederei und wichtigster Kunde des Wilhelm-
Kaisen-Terminals,  schickt  die  größten  Container-
schiffe der Welt nur aus zwei Gründen nach Bre-
merhaven: erstens, weil die Schiffe dort schnell, wirt-
schaftlich und professionell abgefertigt werden und
zweitens, weil die wachsende Containerfracht via
Bremerhaven zügig in Europa verteilt beziehungs-
weise nach Übersee verschifft werden kann.

Es ist die Frage, was es den Häfen nutzt, aber nicht,
was es den Emotionen nutzt.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU – Abg.
M ü t z e l b u r g  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das gilt dann aber auch für Bremen

und das Umland!)

Dies vorausgeschickt: Es ist für eine einheitliche
Hafenpolitik im Land Bremen gleichwohl nützlich,
die leistungsfähigen und kongruenten Handlungs-
strukturen für die Häfen ständig weiterzuentwickeln.
Das erfordert schon der intensive Wettbewerb. Mit
der Gründung der privatrechtlich organisierten Bre-
menPorts Management und Services GmbH und Co.
KG hat der Senat bereits bei den Hafenverwaltun-
gen, ich sage es einmal so, alte Zöpfe abgeschnit-
ten. Die Ziele sind klar definiert: Hin zu mehr Flexi-
bilität,  zu  verbesserter  Wirtschaftlichkeit,  zu  einer
größeren Kundennähe! Ein Welthafen braucht mo-
derne Managementinstrumente, mit BremenPorts
haben wir dafür eine erste Voraussetzung geschaf-
fen. Diese Strukturen gilt es weiter zu schärfen und
zu verbessern.

Der Senat hat sich deshalb in seiner Sitzung am
12. Februar dieses Jahres intensiv mit der Fragestel-
lung auseinander gesetzt, welche weiteren Weichen-
stellungen  erforderlich  sind,  um  die  einheitlichen
Handlungsstrukturen für die Hafengruppe Bremen/
Bremerhaven zu optimieren und die Kooperation der
Gebietskörperschaften untereinander zu verbessern.
Gibt es weiteren Handlungsbedarf für eine einheit-
liche Hafenpolitik, und wie ist dieser gegebenen-
falls zu konkretisieren? Dazu hat der Senat eine Ar-
beitsgruppe beauftragt,

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Genau!)

die folgende Zielsetzungen hat: Erstens, die Aufga-
benstellung für BremenPorts ist für eine umfassen-
de Hafenplanung und Hafenverwaltung gegebenen-
falls zu erweitern, zweitens, es ist zu prüfen, inwie-
weit BremenPorts zur Finanzierung von Hafeninfra-
strukturinvestitionen zukünftig einen Beitrag leisten
kann, indem Hafenflächen als Sondervermögen ak-
tiviert werden. In diesem Zusammenhang, aber nur
in diesem, sind auch die Finanzbeziehungen zwi-
schen der Seestadt Bremerhaven und Bremen ein-
zubeziehen einschließlich des kommunalen Finanz-
ausgleichs.

Es sollen drittens die Instrumente für eine abge-
stimmte und so einheitliche Ausübung der Hoheits-
rechte in verbindlicher Kooperation zwischen dem
Land und den beiden Kommunen verbessert wer-
den. Der Senat wird spätestens im August dieses
Jahres zu den hier dargestellten Fragen den Bericht
der Arbeitsgruppe diskutieren und gegebenenfalls
zusätzliche Vorschläge unterbreiten.

Lassen Sie mich deshalb heute nur kurz Folgen-
des feststellen! Erstens, die Vergangenheit hat ge-
zeigt, dass der gegebene Zustand keine Behinde-
rung der dynamischen Entwicklung der bremischen
Häfen, insbesondere in Bremerhaven, dargestellt hat.
Das Gegenteil ist der Fall.

(Abg. Frau J a n s e n  [SPD]: Richtig!)

Mit ihren zielgerichteten Investitionen in Kajen- und
Schleusenprojekte hat die Freie Hansestadt Bremen
das Vertrauen der Reeder und Verlader in unsere
Häfen deutlich gestärkt. Wir haben den Container-
terminal III in Betrieb genommen, den CT III a auf
den Weg gebracht, die Planungen für CT IV aufge-
nommen, die Fischereihafendoppelschleuse erwei-
tert und saniert, und die Planungen für die Kaiser-
schleuse sind angeschoben. Das ist eine, wie ich
meine, konsequente und am Bedarf orientierte Ha-
fenpolitik,  die  untrennbar  mit  den  Sanierungsan-
strengungen der großen Koalition verbunden ist.

Wenn hier die Beziehungen – wie war der Aus-
druck, man hat sie gern an der Seite – mit der Han-
delskammer bemüht werden, so erlaube ich mir den
Hinweis, dass wir uns um wechselseitige Einsicht
bemühen. Es gibt keine Abhängigkeiten besonde-
rer Art. Die Handelskammer ist so unabhängig wie
der Senator, der hier steht. Die Probleme und ihre
Einsicht verbinden uns, und ich kann erfreulich fest-
stellen, dass wir ein hohes Maß an so gewonnener
Übereinstimmung haben.

Zweitens, die Debatte um die Hoheitsfrage bedarf
einer kühlen und sachlich ökonomischen Betrach-
tung. Für den Erfolg unserer Häfen spielt die Ho-
heitsfrage  ohnehin  keine  wesentliche  Rolle.  Alle
Maßnahmen müssen weiterhin zu einer internatio-
nal hervorragenden Wettbewerbsfähigkeit der bre-
mischen Häfen führen. Eine Diskussion, ich wieder-
hole  es,  der  Hoheitsfrage  um  ihrer  selbst  willen
macht keinen Sinn, sie ist kontraproduktiv.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem Bau von CT IV unternimmt Bremen er-
hebliche Anstrengungen, um die Wirtschafts- und
Finanzkraft Bremerhavens zu stärken. Bei einer In-
vestitionssumme von rund 450 Millionen Euro ist die
jetzige Diskussion unbedingt so zu konzentrieren:
Wie kommen wir zu einer schnelleren und unbüro-
kratischen Realisierung dieser Großinvestitionen in
Kooperation  zwischen  Bremen  und  Bremerhaven,
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und mit welchen Maßnahmen kann sichergestellt
werden, dass diese Großinvestition wie in der Ver-
gangenheit eine Erfolgsbedingung der weiteren Ha-
fenentwicklung wird? Wie stärken wir die bremi-
schen Häfen, und wie fördern wir dazu unsere Zu-
sammenarbeit? Damit beschäftigt sich die Arbeits-
gruppe. Das Ziel war, das Ziel ist und das Ziel bleibt
eine einheitliche und erfolgreiche Hafenpolitik, und
dafür stehe ich. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen  mit  der  Drucksachen-Nummer  15/1036  seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen und Abg.
T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation
für Kultur

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net. – Wortmeldungen liegen nicht vor. – Damit ist
die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

Häusliche Krankenpflege

Mitteilung des Senats vom 15. Januar 2002
(Drucksache 15/1041)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Senatorin
Wischer.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die Krankenkras-
senbeiträge  bleiben  stabil,  die  Leistungen  für  die
Versicherten  werden  verbessert,  so  sprach  es  im
Wahlkampf 1998 der jetzige Bundeskanzler Gerhard
Schröder. Inzwischen sind die Krankenkassenbeiträ-
ge zum 1. Januar dieses Jahres deutlich angestie-
gen, und die Leistungen für die kranken Menschen
wurden drastisch gekürzt. Festzustellen ist, die Ge-
sundheitsreform der Bundesregierung ist geschei-
tert!

Am Beispiel der häuslichen Krankenpflege, mei-
ne Damen und Herren, sind die erheblichen Ver-
schlechterungen für die Kranken deutlich nachzu-
weisen, und dies wird im Bericht des Senats auch
ungeschminkt dargestellt. Die Defizite sind wie folgt
zusammenzufassen: Patienten, die nach der Kran-
kenhausentlassung  Grundpflege  und  hauswirt-
schaftliche Versorgung benötigen, müssen dies jetzt
selbst bezahlen. Älteren Patienten, bei denen auf-
grund von Vorerkrankungen und der altersgemä-
ßen verlängerten Erholungsphase die Verweildau-
er in der Klinik nicht oder nur marginal verkürzt
werden kann, werden Leistungen der Grundpflege
nicht mehr gewährt. Für die Medikamentenverga-
be,  für  Verbandswechsel  und  Blutdrucküberwa-
chung verweigern sich die Kassen mit dem Hinweis
auf Angehörige. Dabei bleibt völlig unberücksich-
tigt, dass selbst bei entsprechender Anleitung die
Interpretation der Daten und die Wundbeobachtung
keine Laientätigkeit darstellen, sondern selbstver-
ständlich von ausgebildeten Pflegekräften übernom-
men werden müssen.

Psychisch Kranke und die spezifischen Alterser-
krankungen  wie  Demenz  sowie  die  geriatrischen
Krankheitsbilder sind ohne häusliche Versorgung,
meine Damen und Herren, und wenn die Patienten
dann noch die geriatrische Tagesklinik besuchen
können, für die wir alle hier im Parlament gemein-
sam eingetreten sind, dann gibt es im häuslichen
Bereich schon gar keine Hilfe mehr, eine Situation,
meine Damen und Herren, die so nicht akzeptiert
werden kann, vor allem vor dem Hintergrund, dass
durch die Einführung der Fallpauschalen im statio-
nären Bereich eine weitere Verschlechterung in der
häuslichen Krankenpflege eintreten wird. Auch dies
führt der Senat in seinem Bericht aus.
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Die CDU-Fraktion teilt die Einschätzung des Se-
nats. Wir haben deshalb auch einen Antrag an un-
seren Koalitionspartner gegeben, der den Senat auf-
fordert, über den Bundesrat initiativ zu werden, da-
mit die Situation in der häuslichen Krankenpflege
verbessert werden kann. Diesen Antrag hat die SPD
nicht unterstützt, so dass die Situation weiterhin so
unbefriedigend bleiben muss, wie sie sich zurzeit
leider darstellt. Hier stützt die SPD anscheinend die
Position der Bundesregierung, die sich ebenfalls je-
der Initiative der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ver-
weigert hat, so im November 2001, nachdem die CDU-
Bundestagsfraktion beantragt hatte, eine Schieds-
stelle zur häuslichen Krankenpflege einzurichten. Die
rotgrüne Mehrheit hat dies zu Lasten der Pflegebe-
dürftigen leider abgelehnt.

Genauso ging es der Initiative zur Gesetzesände-
rung  im  September  2001.  Die  CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion hat das Problem deutlich beschrieben.
Es gibt und gab den Versuch der Krankenkassen, in
den  Vergütungsverhandlungen  auf  Länderebene
den ambulanten Pflegediensten Dumpingpreise für
ihre Leistungen aufzuzwingen, die die wirtschaftli-
che Existenz zahlreicher Betriebe bedrohen und eine
qualitativ hochwertige Versorgung der Patienten in
der häuslichen Krankenpflege unmöglich machen.
Auch diese Initiative hat Rotgrün im Bundestag ab-
gelehnt. Die Dumpingpreise sind jetzt da, die ersten
Verbände sind leider aus den Tarifverträgen ausge-
stiegen, die schwere Arbeit der Pflegekräfte wird so
zum  tariffreien  Raum.  Da  mutet  die  Initiative  der
Bundesregierung, Pflegekräfte über eine Greencard-
Regelung ins Land zu holen, wirklich zynisch an.

Meine Damen und Herren, die Öffnung des An-
werbestopps löst nicht die Probleme im Bereich der
häuslichen Pflege. Auch diese Frauen unterliegen,
und das ist gut so, genau wie die bundesdeutschen
Pflegekräfte arbeitsrechtlichen und sozialversiche-
rungspflichtigen Bedingungen. Das bedeutet, diese
Kräfte sind, gleiche Qualifikationen natürlich unter-
stellt, genauso zu bezahlen wie die deutschen Pfle-
gekräfte, daran halten wir als CDU-Fraktion unab-
dingbar fest.

(Beifall bei der CDU)

Vor dem Hintergrund allerdings, meine Damen und
Herren, dass 4,3 Millionen Menschen in der Bun-
desrepublik Deutschland ohne Arbeit sind, ist dies
fast eine absurde Situation. Die CDU-Fraktion wird
diesen Weg nicht mitgehen.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ein weiteres Problem
gibt es bei der häuslichen Krankenpflege für Kin-
der. Seit Monaten laufen die Eltern der kranken und
pflegebedürftigen Kinder Sturm, weil die Versor-
gung ihrer schwerkranken Kinder mit einem Kathe-
ter nicht mehr gesichert ist. In der Anhörung im Bun-

destag zu diesem Thema hat Frau Staatssekretärin
Schaich-Walch zugesichert, dass auf Fachebene Über-
legungen angestellt werden, wie die unerträgliche
Lage der betroffenen Eltern und deren Kinder um-
gehend verbessert wird. Das, meine Damen und Her-
ren, war am 7. November des vergangenen Jahres,
passiert ist bis zum heutigen Tag leider nichts.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich kurz
noch einmal die Situation der Pflegekräfte skizzie-
ren! Erstens, in diesem Beruf sind zu 85 Prozent Frau-
en tätig, zweitens, die Arbeit der Pflegekräfte ist zu-
nehmend unbefriedigend, weil viele der Hilfen, die
für die Kranken im häuslichen Bereich so dringend
erforderlich sind, nicht mehr erbracht werden dür-
fen. Die Kosten werden nicht erstattet, und eine er-
brachte Leistung ohne Kostenerstattung gefährdet
den  eigenen  Arbeitsplatz  der  pflegenden  Frauen.
Drittens, durch die ständige Überforderungssituati-
on der Pflegekräfte ist inzwischen eine Kranken-
standsquote von 25 Prozent zu verzeichnen, die zu
neuen gefährlichen Engpässen in der Versorgung
Kranker beiträgt.

Wir, die CDU-Fraktion, werden dies deutlich be-
nennen, und wir, die CDU-Fraktion, fordern Abhil-
fe. Die SPD-Kollegin Frau Arnold-Cramer hat in der
Debatte am 30. August hier im Hause ausgeführt,
ich zitiere mit Genehmigung des Präsidenten: „Was
ich nicht verstehen kann, ist, dass Leistungen nicht
verordnet werden, die durch eine im Haushalt des
Patienten lebende Person, die die Pflege im erfor-
derlichen Umfang selbst durchführen kann, erbracht
werden. Das bedeutet für viele Frauen und Mütter,
die die Leistungen in der Regel erbringen, dass sie
zusätzlich belastet werden. Diese Belastungsgrenze
für die pflegenden Angehörigen ist schon lange über-
schritten, und eine weitere Belastung ist für mich
nicht mehr zumutbar.“

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Sie haben übrigens Recht, Frau Arnold-Cramer,
wir teilen das als CDU-Fraktion. Umso unverständ-
licher bleibt die Verweigerung für den gemeinsa-
men Antrag nach einer Initiative des Senats in der
Länderkammer.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie kön-
nen zwar die Zustimmung zum Antrag verweigern,
das ist Ihr gutes Recht, doch Sie müssen es den kran-
ken Menschen erklären, warum die SPD bekannte
und im Senatsbericht offen ausgedrückte Missstän-
de bestehen lassen will! Die CDU-Fraktion wird sich
an diesem Doppelspiel nicht und zu keiner Zeit be-
teiligen.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wer die Verkürzung
der Liegezeiten im Krankenhaus will, und das wol-
len wir alle, wer ambulante Systeme vorrangig, zu-
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mindest aber gleichrangig in den ambulanten Be-
reich verlagern möchte, der muss die Mittel aus dem
stationären Bereich in den ambulanten Bereich ver-
lagern. Dies ist das erklärte Ziel und der erklärte
Weg der CDU-Fraktion. Nur so können wir auf Dauer
sicherstellen, dass kranke Menschen medizinisch
und pflegerisch qualitativ hochwertig versorgt wer-
den, denn die vorrangige Aufgabe unseres Gesund-
heitswesens ist es nämlich immer noch, Leben zu
retten, Krankheit zu heilen, Leiden zu lindern und
Sterbenden zu helfen. Es ist Zeit, die Bundesregie-
rung an dieser Stelle heute daran zu erinnern.

(Zuruf der Abg. Frau H a m m e r s t r ö m
[SPD])

Sie können sich ja gleich melden, Frau Hammer-
ström, ich mache noch eine zweite Runde!

Ich schließe versöhnlich, meine Damen und Her-
ren, mit einem Zitat unseres Bundeskanzlers Ger-
hard Schröder aus seiner Rede am 4. Februar auf
dem deutschen Industrie- und Handelskammerkon-
gress zum Thema Standort Deutschland, Zitat: „Wenn
wir es nicht schaffen, die eigenen Leute zu qualifi-
zieren und in Arbeit zu bringen, dann werden wir
jede Legitimation für Einwanderung verlieren.“ Der
Mann hat Recht. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Das Wort hat die Abgeordnete
Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte
hier die Gelegenheit nutzen, auf die Defizite in der
häuslichen Krankenpflege einzugehen, aber auch
auf Möglichkeiten aufmerksam zu machen, die wir
hier im Land Bremen geben können, um Problemen
wirksam entgegentreten zu können.

Häusliche Krankenpflege ist ein nicht unwichti-
ger Teilbereich der ambulanten Versorgung. Von da-
her kann ich mich nicht nur auf die Mitteilung des
Senats zur häuslichen Krankenpflege beziehen, son-
dern ich muss auch die Vorlage über die Situation in
der ambulanten Pflege, die in der letzten Sitzung
der Deputation für Arbeit und Gesundheit beraten
wurde, einbeziehen.

Unsere gemeinsame Zielvorstellung ist absolut, die
ambulante Versorgung auszubauen und zu verbes-
sern.  Dazu  gehört  natürlich  auch  die  ambulante
Krankenpflege. Das ist ein wichtiger Teil der Ver-
sorgungsstruktur. Dieser Zusammenhang muss be-
nannt werden, da wir hier fachlich korrekt, denke
ich, diskutieren wollen.

Alle Gesundheitspolitikerinnen und Gesundheits-
politiker wissen, dass es besonders an den Übergän-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

gen und Schnittpunkten der verschiedenen Versor-
gungsbereiche zu Problemen und zu Defiziten kommt.
Das abzustellen war ja auch das Ziel der Gesund-
heitsreform 2000, und zwar die Bereiche ambulant
und stationär besser miteinander zu verzahnen. Die
gesetzlichen Regelungen dafür sind geschaffen, doch
in der Umsetzung hapert es noch gewaltig, da gebe
ich Ihnen Recht, aber zum Teil liegt es auch an der
Blockade der Organe der Selbstverwaltung.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Richtig!)

Die Diabetesversorgung ist dafür ein gutes Bei-
spiel hier in Bremen. Wir haben es schon oft disku-
tiert: Beide sind nicht in der Lage, sie zu verbessern.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die Gespräche sind leider immer noch nicht frucht-
bar verlaufen.

In der Praxis hat sich gezeigt, dass es reichlich Ver-
sorgungslücken gibt. Diese müssen hier benannt wer-
den. Es muss dann auch auf Bundes- und auf Län-
derebene an der Schließung dieser Lücken gearbei-
tet werden. Nehmen wir hier einmal ein Beispiel von
der Länderebene! Die Verordnung von häuslicher
Krankenpflege ist nach den Richtlinien nur vom zu-
ständigen Vertragsarzt auszustellen. Problem: Was
passiert, wenn die Entlassung aus dem Krankenhaus
an einem Wochenende erfolgt? Der Vertragsarzt ist
in der Regel am Wochenende nicht erreichbar. Das
ist eine Versorgungslücke!

Jetzt, meine Damen und Herren, ein gutes Bei-
spiel zur Bearbeitung von Versorgungslücken: Ab-
weichend von der Bundesrichtlinie wurde hier eine
Regelung im Einvernehmen mit den Landesverbän-
den der Krankenkassen und der Krankenhausgesell-
schaft Bremen getroffen. Ein entsprechendes Formu-
lar ist erarbeitet worden, das den Übergang von sta-
tionär zu ambulant regelt. Das ist, denke ich, ein
gutes Beispiel aus Bremen, dem andere Bundeslän-
der folgen könnten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Doch nicht alle Probleme sind so leicht zu lösen!
So fehlt uns bis jetzt noch immer eine besondere
Vereinbarung, die die Versorgung der Alkohol- und
Demenzkranken nicht nur sichert, sondern auch ver-
bessert, besonders unter dem Aspekt, dass mit ei-
ner Zunahme gerade dieser Patientengruppe zu rech-
nen ist. Hier ist der Schwerpunkt auf die Prophyla-
xe und auf die aktivierende Pflege zu legen, meine
Damen und Herren. Eine zunehmende Pflegebedürf-
tigkeit ist so zu verhindern, ebenso ansteigende Kran-
kenhausaufenthalte.
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Diese Patientengruppe wird häufig in Kranken-
häuser eingeliefert, weil Probleme mit der Nahrungs-
aufnahme auftreten. Oft ist ein starkes Flüssigkeits-
defizit die Ursache. Das führt bei älteren Menschen
dann wieder zu Verwirrtheit, weiterhin landet eine
große Anzahl dieser Patienten wieder im Kranken-
haus, und dann beisst sich hier der Hund wieder in
den Schwanz. Hier müssen Vereinbarungen zielge-
richtet getroffen werden, besonders unter dem As-
pekt der Prävention, der in den Vordergrund zu stel-
len ist.

Prophylaktische Maßnahmen sind angezeigt. Pro-
phylaxen werden aber nicht gesondert im Leistungs-
verzeichnis ausgeführt. Auch da hat das Bundesmi-
nisterium die Selbstorgane aufgefordert, dies zu re-
geln. Dieses Spiel wird immer wieder gespielt, in-
dem gesagt wird, der Bund solle es regeln. Der Bund
hat aber den beiden Erbringern die Aufgabe erteilt,
das untereinander zu regeln, und da sind auch die
Ansatzpunkte. Zum Beispiel werden Prophylaxen nur
gewährt, wenn Grundpflege verordnet worden ist.
Ich sehe da ein Problem, aber das müssen wir lösen,
und ich denke, das können wir auch lösen. Oft ent-
fallen daher leider die Prophylaxen.

Ich denke, wir müssten uns endlich einmal darauf
konzentrieren, was zu tun ist. Deshalb halte ich den
Vorschlag, der in der letzten Deputationssitzung vom
Gesundheitsamt gemacht worden ist, einen runden
Tisch einzurichten, für eine gute Idee. An diesem
Tisch sollten die Pflegekasse, das Gesundheitsamt,
Sozialhilfeträger sowie der Senator für Arbeit und Ge-
sundheit teilnehmen. Die Probleme, die sich in der
häuslichen Krankenpflege ergeben, könnten dann
nicht nur erörtert, sondern auch ausgeräumt wer-
den. Es können Initiativen angestoßen werden, die
in die Gesundheitsministerkonferenz einfließen und
von dort weiterbefördert werden. Wenn die Patien-
ten dann noch ein Mitspracherecht an diesem run-
den Tisch bekämen, dann wäre dies für uns Grüne,
und ich bin sicher, auch für Sie, eine gute Lösung.

Der runde Tisch könnte auch die Aspekte der Ver-
sorgungssituation der Pflegebedürftigen im Allge-
meinen diskutieren und erfassen. Wir vom Bündnis
90/Die Grünen halten diesen Ansatz für absolut rich-
tig, meine Damen und Herren.

Die  Versorgungsdefizite  und  Probleme  in  der
häuslichen Krankenpflege liegen aber nicht allein
an den Richtlinien der Verordnung häuslicher Kran-
kenpflege, die vom Bundesausschuss der Ärzte und
der Krankenkassen beschlossen wurden, denn häus-
liche Krankenpflege wird auch von den Pflegekas-
sen, dem Sozialamt und anderen finanziert. Deshalb
sind auch die Probleme nicht mit einer einfachen
Bundesratsinitiative vom Tisch zu wischen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei  der  SPD  –  Abg.  Frau L e m k e -

S c h u l t e  [SPD]: So ist es!)

Wir wissen alle, dass die Leistungsverweigerung
und die Verschiebung von Kosten in andere Berei-
che, zum Beispiel von der GKV in die Pflegeversi-
cherung, existieren. Wenn wir die Situation der häus-
lichen Krankenpflege verbessern wollen, dann ist es
für uns Grüne nur sinnvoll, das Thema ganzheitlich
anzugehen. Wir müssen ebenfalls dafür sorgen, dass
eine gute ambulante Versorgungsstruktur vorhan-
den ist und dass eine integrative Versorgung aufge-
baut wird, besonders unter dem Aspekt, dass sich
die Liegezeiten in den Krankenhäusern verkürzen
werden.

In der Zukunft gibt es ein weiteres Problem, näm-
lich den zunehmenden Pflegekräftemangel. In Bre-
merhaven ist ein Drittel der Ausbildungsplätze an
den Krankenpflegeschulen nicht besetzt. Ich den-
ke, das dürfen wir hier nicht nur zur Kenntnis neh-
men, sondern wir müssen uns Wege überlegen, um
diese Situation zu verbessern. Deshalb schlage ich
Ihnen vor, lasse Sie uns das Thema häusliche Kran-
kenpflege noch einmal unter den ganzen Aspekten,
die wir hier aufgezeigt haben, in der Gesundheits-
und Arbeitsdeputation beraten! Ich denke, dann kön-
nen wir auch für Bremen hier wichtige Schritte tun,
um Versorgungslücken zu schließen. – Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer (SPD) *): Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Ver-
weildauer  der  Patientinnen  und  Patienten  in  den
Kliniken ist in den letzten Jahren Gott sei Dank kon-
tinuierlich gesunken. Das ist nicht nur aus Kosten-
gründen sinnvoll. Wir alle wissen, dass die psychi-
sche Stabilität eines kranken Menschen ganz we-
sentlich seinen gesundheitlichen Fortschritt beein-
flusst und dass das belastende Krankenhausklima,
das nicht nur durch das Pflegepersonal und die Ärz-
te zu verantworten ist, auf Dauer eher belastet als
heilt. Für uns Sozialdemokraten gilt daher uneinge-
schränkt der Grundsatz ambulant vor stationär.

(Beifall bei der SPD)

Es muss also das erste Ziel sein, die Patientinnen
und Patienten, soweit medizinisch vertretbar, früh-
zeitig in Anschlussbehandlungen oder in die häusli-
che Pflege zu entlassen. Das setzt organisatorisch
eine gut funktionierende Vernetzung des Sozialdiens-
tes der Krankenhäuser mit den ambulanten Pflege-
diensten voraus. Es gab Befürchtungen, dass nach
In-Kraft-Treten der Richtlinien über die Verordnung
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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von häuslicher Krankenpflege dieser reibungslose
Übergang von stationärer Pflege in die ambulante
Pflege beeinträchtigt werden könnte, denn laut Bun-
desrichtlinie sind allein Vertragsärzte für die Aus-
stellung der Verordnungen für die häusliche Pflege
zuständig.

Nach der Mitteilung des Senats ist bezüglich die-
ser Fragestellung im Einvernehmen zwischen den
Landesverbänden der Krankenkassen und der Kran-
kenhausgesellschaft in Bremen die aus meiner Sicht
einzig richtige Lösung getroffen worden. Die von den
Krankenhäusern  ausgestellten  Verordnungen  auf
häusliche Krankenpflege werden von den Kranken-
kassen in Bremen uneingeschränkt akzeptiert.

(Beifall bei der SPD)

Auf einen weiteren, recht unkomplizierten Weg
haben sich die Krankenkassen in Bremen bei der
Genehmigung der häuslichen Krankenpflege geei-
nigt. Verschreibt ein Arzt einem Patienten die häus-
liche Pflege, so ist von dem Patienten davon auszu-
gehen, dass diese unmittelbar erbracht werden kann.
Bis zu einer endgültigen Genehmigung übernimmt
die Krankenkasse alle bis zu diesem Zeitpunkt an-
gefallenen Kosten. Diese Maßnahme trägt dazu bei,
Vertrauen in die häusliche Krankenpflege zu erzeu-
gen  und  einen  gerade  in  der  Anfangsphase  der
Richtlinien gegebenen verwaltungstechnischen Mehr-
aufwand zu reduzieren.

Die neuen Richtlinien beinhalten zwei wichtige
Ziele, zum einen ist es die Sicherung der Qualität
und zum anderen die Wirtschaftlichkeit der Leis-
tungsversorgung.  Dass  die  Wirtschaftlichkeit  der
verordneten Maßnahmen einer Prüfung unterzogen
werden muss, ist vor dem Hintergrund des Solidar-
prinzips der Krankenkassen, meine ich, selbstver-
ständlich.

(Beifall bei der SPD)

So bleibt es nicht aus, dass sich unter anderem
bei der so genannten einfachen Behandlungspflege
seit Einführung der Richtlinien die Genehmigungs-
praxis verändert hat. Im Bericht des Senats heißt es
zu diesem Punkt, dass die Patienten selbst, die An-
gehörigen oder die Bezugsperson diese pflegerischen
Maßnahmen durchzuführen haben. Es handelt sich
hierbei zum Beispiel um die selbständige Blutzu-
ckerkontrolle durch die Patientinnen und Patienten.
Dadurch werden, und das ist an diesem Punkt sehr
positiv zu bewerten, die Eigenständigkeit und die
Eigenverantwortlichkeit der Patienten für ihre eige-
ne Gesundheitsversorgung gefördert, und das ist ein
Punkt, den, denke ich, alle nur unterstützen können.

(Beifall bei der SPD)

Schlimm wäre es, wenn zum Beispiel Patientin-
nen und Patienten mit motorischen Einschränkun-

gen diese Leistung auch abverlangt würde. Im Be-
richt des Senats wird aber ausdrücklich erwähnt, dass
in diesen Fällen die Übernahme der Kosten durch
die Krankenkassen auf ärztliche Verordnung hin
erfolgt. Diese Praxis hat sich, wie ich in verschiede-
nen Gesprächen feststellen konnte, bisher in Bre-
men auch recht gut bewährt.

Frau Dreyer ist schon auf meinen anderen Lieb-
lingspunkt eingegangen, nämlich auf die Unterstüt-
zung der im Haushalt lebenden Personen. Ich sehe
das, was Frau Dreyer vor mir zitiert hat, klar, aber
Frau Dreyer, die CDU hat immer den Gedanken der
Unterstützung der Angehörigen als selbstverständ-
lich, als das hohe Muss und Soll im Hintergrund ge-
habt. Das sehe ich ein bisschen anders als Sie, und
da, denke ich, unterscheiden wir uns!

(Beifall bei der SPD)

Insgesamt ist in der häuslichen Krankenpflege ei-
ne Diskussion über die Abgrenzung der einzelnen
Leistungen untereinander und zur Pflegeversiche-
rung ausgebrochen. Die Behandlungspflege ist ganz
klar eine Leistung der Krankenkasse. Sie steht je-
dem bedürftigen Kranken auf ärztliche Verordnung
zu. Die Leistungen der Grundpflege, und das ist das
Widersinnige,  kommen  nur  Patienten zugute,  bei
denen die Pflegebedürftigkeit nach der Vorausset-
zung der Pflegeversicherung festgestellt worden ist.
Patientinnen und Patienten aber, die vorübergehend
in der gleichen gesundheitlichen Situation sind wie
die Patientinnen und Patienten mit anerkannter Pfle-
gestufe, erhalten eine andere, nicht so umfangrei-
che Leistung bezahlt.

Der Qualitätsunterschied, und das will ich hier
noch einmal kurz erläutern, weil es für viele doch
ein recht unbekanntes Thema ist, stellt sich wie folgt
dar: Die reine Behandlungspflege ist ausschließlich
eine medizinische Leistung, um akute Krankheits-
zustände zu verbessern. Die Grundpflege beinhal-
tet demgegenüber zusätzlich vorbeugende, das heißt
so genannte prophylaktische Maßnahmen. Das be-
deutet,  dass  Hautrötungen  rechtzeitig  behandelt
werden können, bevor sie sich zu einem Dekubitus
entwickeln. Ähnliche Regelungslücken, das muss
man hier feststellen, gibt es auch bei chronisch kran-
ken Menschen.

Die  Akzeptanz  und  der  Erfolg  der  häuslichen
Krankenpflege ist für die SPD-Fraktion ein wichti-
ges gesundheitspolitisches Ziel. So müssen die Kran-
kenkassen sicherlich ihren Verhandlungspartnern
einen  in  einzelnen  Bereichen  zu  modifizierenden
Maßnahmenkatalog vorlegen. Das geschieht nicht,
wie Sie, Frau Dreyer, uns vormachen wollten, über
einen Antrag, dem wir ja nicht beigetreten sind, son-
dern  die  Selbstverwaltungsorgane  der  beteiligten
Kassen und Verbände haben dies zu regeln. Wir
können mit unseren Diskussionen dazu beitragen,
dass diese Gedanken in die richtigen Bahnen ge-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 54. Sitzung am 21. 02. 02 3939

lenkt werden, aber wir haben uns da nicht einzumi-
schen. Das müssen die Beteiligten gefälligst selbst
untereinander regeln.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Grundsätzlich kann ich aber nur sagen, dass mit der
Einführung der Rahmenrichtlinien die Qualität in der
häuslichen Krankenpflege insgesamt verbessert wird.

Ein anderer Punkt, der sich aus der vermehrten
Inanspruchnahme der häuslichen Pflege ergibt, muss
hier doch noch angesprochen werden, und zwar der
bessere Informationsaustausch und die Verzahnung
aller Institutionen, ambulant wie stationär, die sich
mit der häuslichen Pflege beschäftigen. Neue An-
gebotsstrukturen müssen von den Trägern der Pfle-
geleistung entwickelt werden. So ist die Kurzzeit-
pflege eine Einrichtung, in der Pflegebedürftige wäh-
rend des Urlaubs ihrer Angehörigen versorgt wer-
den. Zunehmend finden aber auch Patienten dort
Aufnahme, die nach einem Krankenhausaufenthalt
aus verschiedenen Gründen noch nicht zu Hause
leben können. Auch das Angebot von Tagesklini-
ken findet eine gute Nachfrage.

Die Erfahrung zeigt, und das wird in der Antwort
des Senats auch deutlich, dass alle Angebote auch
speziell auf die zunehmenden Bedarfe und Bedürf-
nisse älterer Menschen ausgerichtet werden müs-
sen. Hier bestehen in der Tat noch Defizite.

Lassen Sie mich zum Schluss noch auf einen Punkt
kommen, den Frau Dreyer auch schon angesprochen
hat, das ist die Arbeitsplatzsituation in den Pflege-
berufen! In der Antragsbegründung, die wir einge-
bracht haben, steht, dass durch die Veränderung der
häuslichen Krankenpflege Arbeitsplätze in den So-
zialstationen oder aber auch bei den Pflegediensten
gefährdet sind.

Meine Damen und Herren, diejenigen von Ihnen,
die in der letzten Woche auf der großen Demenz-
veranstaltung im Bürgerhaus Neue Vahr gewesen
sind, konnten dort die Information mitnehmen, und
das sind auch genau meine eigenen Erfahrungen in
diesem Bereich, dass die Nachfrage nach diesen
Dienstleistungen der Pflege das Angebot weit über-
steigt und sie auch in Zukunft weiter zunehmen wird.
Was  sich  aber  arbeitsplatzgefährdend  in  diesem
Dienstleistungssegment bemerkbar macht, sind, und
das konnte auch von dieser Veranstaltung ganz klar
mitgenommen werden, die geäußerten Klagen über
die Unzuverlässigkeit und Unpünktlichkeit der Pfle-
gedienste.

Wenn sich hier nicht die Qualität steigert, wird es
auch den Patientinnen und Patienten schwer zu ver-
mitteln sein, die häusliche Krankenpflege anstelle
oder zur Verkürzung eines Krankenhausaufenthal-
tes zu wählen und zu akzeptieren. Wir wollen aber
genau, dass die Pflege vom stationären auf den am-

bulanten Bereich verlagert wird. Da haben wir noch
viel zu tun. – Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, be-
vor ich der nächsten Rednerin das Wort gebe, darf
ich nun auf der Besuchertribüne die von mir bereits
heute Morgen angekündigte Gruppe von Umschü-
lern einer Maßnahme des Arbeiterbildungszentrums
recht herzlich begrüßen.

(Beifall)

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Kol-
legin Hammerström, wir konnten ja bereits der Pres-
se entnehmen, dass die gesundheitspolitische Spre-
cherin der SPD die Meinung vertritt, dass der Ge-
setzgeber mit der häuslichen Krankenpflege nichts
zu tun hätte. Ich dachte, es handele sich um einen
Fehler der Presse, weil ich mir schlicht nicht vorstel-
len konnte, dass eine Abgeordnete nicht über die
parlamentarischen Gepflogenheiten informiert ist.
Frau Kollegin Hammerström, Ihre Zwischenrufe und
natürlich auch die Ausführungen von Frau Arnold-
Cramer bestätigen das aber leider hier im Haus. Ich
bin Ihnen aber gern behilflich, damit sich diese Feh-
ler nicht weiter verfestigen.

Meine Damen und Herren, das Sozialgesetzbuch,
in dem die häusliche Krankenpflege geregelt ist, ist
ein Bundesgesetz, erlassen durch den Gesetzgeber,
hier den Deutschen Bundestag. Wenn dieses Gesetz
zu den bekannten und im Bericht noch einmal skiz-
zierten Benachteiligungen für kranke Menschen führt
– und das ist so, das hat der Senat in dieser Antwort
noch einmal deutlich gemacht –, muss der Gesetz-
geber nachbessern. Die Legislative in Berlin ist zum
Handeln aufgefordert, und wir als CDU-Fraktion tun
das hier an dieser Stelle heute noch einmal ganz
deutlich.

Über die Länderkammer, also den Bundesrat, kön-
nen gesetzliche Initiativen an die Bundesregierung
und den Bundestag herangetragen werden. Die hes-
sische Landesregierung macht das gerade zum The-
ma Versorgung von Kranken und Pflegebedürftigen,
hier zum Schwerpunkt Demenzkranke. Bremen hät-
te sich zum Thema häusliche Krankenpflege hier
sehr gut einbringen können oder auch eine eigene
Initiative zur Verbesserung der Situation auf den
Weg bringen können. Soviel zum Verfahren, Frau
Hammerström und Frau Arnold-Cramer!

Sie versuchen hier ja, die Verantwortung auf den
Bundesausschuss der Kassen und der Ärzte zu ver-
schieben. Sie gestalten aber nur die Richtlinien nach
einem geltenden Gesetz. Wenn das Gesetz lücken-
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haft ist, dann sind eben auch die Richtlinien lücken-
haft, meine Damen und Herren. So einfach ist der
Zusammenhang!

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Bei Ihnen, bei uns nicht!)

Melden Sie sich doch einfach!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, anstatt
die seit langem geäußerte Kritik der Verbände und
großer Teile der Ärzteschaft zu berücksichtigen, hat
das Bundesgesundheitsministerium der Regierung
Schröder die Richtlinien des Bundesausschusses im
Frühjahr 2000 genehmigt, denn das Verfahren ist so,
dass  die  Richtlinien  durch  das  Bundesministerium
genehmigt werden müssen. Dadurch ist nicht die
patientenfreundliche und kostensparende häusliche
Krankenpflege gefördert worden, denn das war ja
das Versprechen, vielmehr hat die Bundesregierung
billigend in Kauf genommen, dass bestimmte Leis-
tungen nicht mehr erbracht werden können. Die jet-
zige restriktive und bürokratische Handhabung der
Richtlinie und die Reduzierung der verordnungsfä-
higen Leistungen ist eine kurzfristige Maßnahme, die
ausschließlich den Pflegebedürftigen schadet.

Die Verantwortlichkeit ist klar, die Bundesregie-
rung muss handeln, und dazu fordere ich sie hier
noch einmal auf. Lassen Sie also, meine Damen und
Herren von der SPD, aber bitte auch von den Grü-
nen, das Werfen von Nebelkerzen, und investieren
Sie Ihre Energie bitte in eine bessere Versorgung
der Kranken, die die Hilfe dringend brauchen!

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]:
Gleichfalls!)

Nun, meine Damen und Herren, flüchten sich die
SPD und auch die Grünen in die Behauptung, dass
die Pflegeverbände Verträge unterzeichnet hätten.
Das ist nun wirklich unwahr, oder Sie sind nicht in-
formiert, Frau Hoch! Die Bundesarbeitsgemeinschaft
der freien Wohlfahrtspflege, der privaten Pflegever-
bände  BDA,  VDAB  und  BAD  haben  gestern  das
Scheitern der Verhandlungen in einer gemeinsamen
Presseerklärung erklärt. Das ist im Internet nachzu-
lesen und abzufordern.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Die Koalition bekommt ja auch
keine gemeinsame Presseerklärung hin!)

Da die Defizite der Richtlinien nicht mit der Bun-
desrahmenempfehlung beseitigt werden können, ha-
ben die Pflegeverbände, die ich eben noch einmal
aufgezählt habe, den Gesetzgeber – und jetzt bitte
genau aufpassen, das ist der Deutsche Bundestag –
zum Handeln aufgefordert.

Sie sehen, meine Damen und Herren, ruhige Hand
und runde Tische allein lösen dieses Problem wahr-

lich nicht. Ich denke, wir können dieses Thema noch
einmal, Frau Hoch hat es vorgeschlagen, in der De-
putation  für  Arbeit  und  Gesundheit  aufrufen.  Ich
denke aber auch, wenn Missverständnisse bei den
Koalitionspartnern zu dem Antrag der CDU geführt
haben, dann werden wir Ihnen den Antrag gern noch
einmal zuleiten. Wir haben das Verfahren jetzt ja
miteinander geklärt. Wir werden das Thema einmal
noch in der Deputation für Gesundheit behandeln,
diese Anregung nehme ich sehr gern auf, Frau Hoch,
und ich denke, wir werden auch noch zu einem ge-
meinsamen Antrag kommen. Das ist jedenfalls mei-
ne Hoffnung, und das ist wohl auch die Hoffnung
der Kranken, die der Pflege so dringend bedürfen. –
Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Hammerström.

Abg. Frau Hammerström (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Das war nicht unbedingt
die  Woche  der  Presseerklärungen  der  CDU.  Herr
Eckhoff fing in der Woche an und hat in einer Stel-
lungnahme der Verbraucherzentrale zum Thema BSE
gefordert, die BSE-Tests müssten nun unbedingt pri-
vatisiert werden. Was haben wir nun davon? Jetzt
haben wir sie privatisiert, sie sind aber weder kos-
tengünstiger noch effektiver geworden.

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau D r e y -
e r  [CDU]: Ja, weil der Senat die Kontrol-

le nicht ausübt!)

Das war nicht die Kontrolle, Frau Kollegin, das
wissen Sie auch ganz genau! Sie haben ja auch in
der letzten Deputationssitzung verhindert, dass wir
noch ausführlich über dieses Thema sprechen konn-
ten, weil es Ihnen nicht so ganz in den Kram passte.
Das nur einmal dazu!

(Abg. Frau D r e y e r  [CDU]: Frau Ham-
merström, Sie sollten bei der Wahrheit blei-

ben!)

Herr Eckhoff ist leider nicht da! Die BSE-Kontrol-
len sind nun nicht staatlich, nicht effektiv und auch
nicht kostengünstig gewesen, weil wir wahrschein-
lich noch etliches zurückzahlen müssen. Dann kommt
die Presseerklärung von Ihnen, Frau Kollegin. Wer
16 Jahre lang in der Bundesregierung die Probleme
im Gesundheitswesen nicht voreinander bekommt,
sollte sich schämen, solche Presseerklärungen in die
Welt zu setzen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Warum kämpfen Sie eigentlich nicht mit offenem
Visier? Sie waren doch gerade beim VDAK, da hat
man Ihnen doch auch gesagt, dass das, was Sie hier
fordern, nicht die Aufgabe der Politik ist, sondern
der Selbstverwaltungsorgane, des Bundesausschus-
ses, der Ärzte und der Krankenkassen. Ich kümmere
mich gern gesundheitspolitisch um ganz viele Din-
ge, aber gerade von dieser Seite kam immer wie-
der: Lassen Sie das in der Selbstverwaltung, was in
die Selbstverwaltung gehört!

(Beifall bei der SPD)

Nun richten wir uns danach, und es ist auch wieder
nicht richtig. Wir können uns darüber aber gern noch
einmal in der Deputation austauschen.

Wir sollten die Defizite, die in diesem Bericht an-
gesprochen sind, aber auch ernst nehmen. Die SPD-
Fraktion hat es getan. Ich erinnere daran: Der Be-
richt zur ambulanten Pflege, der in der letzten De-
putationssitzung vorgelegt worden ist, war Ausfluss
des  Frauengesundheitsberichtes.  Ich  habe  diesen
Bericht für die SPD-Fraktion angefordert, weil ich
fand, dass es gerade bei den ambulanten Pflege-
diensten und in der Pflege Defizite gibt. Sie haben
in der Deputation weder zum Frauengesundheits-
bericht noch zu den Themen, die im Bericht aufge-
führt worden sind, auch nur ein Wort gesagt. Im Ge-
genteil, Sie haben sogar für die CDU-Fraktion ge-
äußert, mit dem Frauengesundheitsbericht hätten Sie
sich leider noch nicht auseinander gesetzt.

Der Frauengesundheitsbericht hat einen sehr gro-
ßen Teil, in dem es genau um die ambulante häusli-
che Pflege geht.

(Beifall bei der SPD)

In dem Teil geht es um die mithelfenden Familien-
angehörigen, es geht um die Anzahl der Vollzeit-
beschäftigten, die lediglich 26 Prozent der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in den Pflegediensten aus-
machen. Nein, pardon, das ist der Bericht der am-
bulanten Pflege, den ich angefordert habe. Der recht
hohe Anteil von Nichtvollzeitkräften in den ambu-
lanten Pflegediensten führt doch zwangsläufig auch
zu der Misere, die wir haben. Wir sollten uns einmal
darüber austauschen, warum es so wenig Vollzeit-
kräfte sind. Sie selbst haben es aber auch hier ange-
sprochen.

Die Fachkraftquote ist unheimlich niedrig. Je nied-
riger die Fachkraftquote in einem Pflegedienst ist,
desto eher können sich Qualitätsmängel einstellen.
Wer hat denn dafür gesorgt, dass jetzt ein Qualitäts-
siegel für die ambulanten Pflegedienste hergestellt
wird? Wir sind froh, dass die Bundesregierung durch-
gesetzt hat, dass sich ab dem 1. Januar 2004 nach
dem dann gültigen Pflegequalitätssicherungsgesetz
alle Anbieter prüfen lassen müssen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist der Hintergrund der Debatte, die wir mo-
mentan führen. Es geht Ihnen nicht um das, was Sie
in Ihrem Antrag geschrieben haben. Es geht auch
den Pflegeverbänden teilweise darum, dass ihnen
so ein bisschen die Felle wegschwimmen. Warum
haben wir denn teilweise schwarze Schafe dabei?
Insofern bin ich heilfroh, dass die rotgrüne Bundes-
regierung oder Bundeskanzler Schröder, den Sie hier
auch immer so gern erwähnen, dafür gesorgt haben,
dass ab dem 1. Januar 2004 das Pflegequalitätssi-
cherungsgesetz in Kraft tritt.

(Beifall bei der SPD)

Ich hätte Ihre Presseerklärung noch verstanden,
wenn Sie auf die Missstände in Bremerhaven hin-
gewiesen hätten. Die Stadt Bremen hat uns für den
ambulanten Pflegebereich hervorragendes Daten-
material geliefert. Wenn Sie jetzt gesagt hätten, also
das, was Bremerhaven uns da geliefert hat, ist kri-
tikwürdig, dann hätte ich das gut verstanden.

Die SPD-Fraktion muss sich, glaube ich, nicht vor-
werfen lassen, dass sie sich nicht mit diesem Thema
beschäftigt. Ich finde, die Fragen, ob ein Patient bei
Dekubitus  medizinische  Behandlungspflege  oder
Grundpflege erhält, interessieren, glaube ich, hier
nicht, sie gehören in die Deputation. Wir sollten sol-
che Fachfragen dort abarbeiten.

Frau Kollegin, ich muss Ihnen aber vorwerfen, dass
ich dort von Ihnen inhaltlich zu Ihren Forderungen,
die Sie hier stellen, absolut nichts höre. Ich finde,
mit dieser Presseerklärung haben Sie sich und uns
überhaupt keinen guten Dienst erwiesen. Ich weiß
auch, dass Ihre eigenen Kollegen mit diesem Rund-
umschlag, den Sie gemacht haben, nicht so ganz zu-
frieden waren. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich habe mich nur noch einmal
gemeldet, weil Frau Hammerström hier die Behaup-
tung aufgestellt hat, die CDU-Fraktion hätte zum
Thema BSE die Debatte in der Deputation verhin-
dert.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Das habe ich doch überhaupt nicht gesagt!)

Das ist falsch, meine Damen und Herren! Wir haben
im Gegenteil einen Bericht der Verwaltung über BSE,
über die Kontrollmöglichkeiten und über die Kon-
trollfunktionen zu den staatlichen Untersuchungs-
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einrichtungen wie auch zu den privaten Labors er-
beten. Dies ist uns auch zugesichert worden.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Habe  ich  doch  gesagt!  –  Vizepräsident

R a v e n s  übernimmt den Vorsitz.)

Frau Hammerström, noch einmal zur Klarstellung:
Sie haben über Frauengesundheitsberichte, schwar-
ze Schafe und so weiter viel gesagt. Es hörte sich
alles nicht so richtig überzeugend an. Ich hätte mir
nämlich gewünscht, Sie hätten nun einmal sehr kon-
kret gesagt, wie Sie die missliche Situation der Kran-
ken im häuslichen Bereich verbessern wollen. Der
Senat hat dazu Stellung bezogen und es noch ein-
mal deutlich ausgedrückt. Ich habe von Ihnen lei-
der keine Vorschläge gehört, ich bedauere das sehr.
– Danke sehr!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Wischer.

Senatorin  Wischer:  Herr  Präsident,  meine  sehr
verehrten  Damen  und  Herren!  Ich  habe  mich  be-
müht, Ihnen sehr aufmerksam in dieser Debatte zu-
zuhören und habe eigentlich nicht so richtig verste-
hen können, worum Sie eigentlich auch mit dem Se-
nat streiten. Frau Dreyer, ich glaube, um das in gro-
ßer Deutlichkeit zu sagen, und dies ist auch von den
anderen Fraktionen so gesagt, aufgewiesen und auch
nicht bestritten worden, dass an dieser Scharnier-
stelle zwischen den auf der einen Seite sich verkür-
zenden Krankenhausaufenthalten und auf der an-
deren Seite der häuslichen Pflege an vielen Stellen
noch Lücken sind, dass diese verschiedenen Schrau-
ben, an denen man dreht, immer dazu führen, dass,
wenn ich an der einen drehe, sich dann an der an-
deren Stelle auch etwas bewegt und dass an dieser
Stelle noch Defizite vorhanden sind.

Diese Defizite sind ja auch im Bericht des Senats
an Sie aufgrund Ihrer Fragestellung überaus deut-
lich vorgetragen und auch nicht geleugnet worden.
Jetzt haben Sie es sozusagen aufgehängt, und ich
spüre so ein bisschen, dass es eigentlich darum ging,
die rotgrüne Bundesregierung zu kritisieren.

(Abg. Frau D r e y e r  [CDU]: Da wäre ich
einmal vorsichtig, was Sie sagen, Frau Se-

natorin!)

Ich habe Ihre einleitenden Sätze so verstanden! Sie
sagten, die Gesundheitsreform der Bundesregierung
sei gescheitert.

(Abg. Frau D r e y e r  [CDU]: Das ist lei-
der so! Fakten sind Fakten!)

Ich kann mich nur Frau Hammerström anschlie-
ßen. Ich erinnere mich noch sehr gut an die Diskus-
sion mit dem Kollegen Seehofer, der auch recht ver-
zweifelt war, eine Gesundheitsreform durchführen
zu müssen, und der es in seiner Zeit nicht geschafft
hat. Insofern, denke ich, wäre es doch gut und klug
anzuerkennen, dass sich diese Bundesregierung in
der Tat massiv dafür eingesetzt hat, im Gesundheits-
bereich zu Reformen zu kommen, die sowohl unter
wirtschaftlichen  als  auch  unter  gesundheitspoliti-
schen Gesichtspunkten zum Wohle der Bürger an-
gestrebt werden.

(Abg. Frau D r e y e r  [CDU]: Der Erfolg
hat sich leider nicht eingestellt!)

Dass es ohne Zweifel, Frau Dreyer, an dieser Stel-
le noch sehr viele Ecken gibt, die noch nicht rund
sind, wird niemand bestreiten können, aber ich den-
ke, dass diese Bundesregierung immer davon ge-
leitet war, nicht Patienten unterschiedlicher Klassen
zu schaffen, also nicht über Wahl- und Regelleistun-
gen zu diskutieren. Das ist zum Beispiel eine Ziel-
vorstellung, die mir außerordentlich am Herzen liegt
und die ich hier noch einmal unterstreichen kann.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe es so begriffen, und, Frau Hoch, da nehme
ich Ihre Anregung sehr gern auf, dass man sich, glau-
be ich, irrt, wenn man dieses Problem nur einseitig
betrachtet, sondern dass man es insgesamt vernetzt
betrachten muss, und dazu dient wirklich eine in-
tensive Diskussion in der Deputation. Ich halte dies
für sinnvoll.

Es ist überhaupt nicht zu bestreiten, dass Maß-
nahmen  zur  Reform  im  Gesundheitswesen  immer
auch – auch das wissen wir alle gemeinsam – in dem
Spannungsbogen zwischen Kostendämpfung auf der
einen Seite und notwendigen patientenbezogenen
Leistungen auf der anderen Seite stehen. Der Be-
richt macht ja deutlich, dass im Bereich der häusli-
chen Krankenpflege die runde Lösung noch nicht
gefunden worden ist und dass wir über weitere Wege
nachdenken müssen, die das regeln. Auch dies ist
dann im Gesamtkontext zu sehen und nicht nur ein-
seitig  unter  dem  Begriff  häusliche  Krankenpflege,
sondern es ist komplexer zu betrachten.

Selbstverständlich werden wir diesen Ansatz in
der nächsten Legislaturperiode bei dem Weiterfüh-
ren der Reform im Gesundheitswesen im Auge be-
halten. Wir werden von unserer Seite auch einfor-
dern, dass es überall dort, wo im Augenblick noch
Lücken entstanden sind, wo die Wege noch nicht
überbrückt  worden  sind,  zu  besseren  Lösungen
kommt, gerade und insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass bei der Einführung der neuen Kranken-
hausfinanzierung  auf  der  Grundlage  der  Fallpau-
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schalen dann möglicherweise an der einen oder an-
deren Stelle noch weitere Probleme auftreten, wenn
die  bestehenden  Versorgungslücken  nicht  gelöst
worden sind.

Die angestrebte weitere Verkürzung der Verweil-
dauer im Krankenhaus ist ja so ein Punkt, der dazu
führen könnte, dass es im weiteren Bereich noch zu
Problemen kommt. Dass man da angemessene Lö-
sungen braucht, die zu einer Verzahnung zwischen
dem ambulanten und dem stationären Bereich zu
entwickeln sind, steht außer Frage. Die gesetzlichen
und vertraglichen Grundlagen der verschiedenen
Bereiche des Gesundheitswesens müssen eben im
Interesse  der  Patientinnen  und  Patienten  künftig
noch besser aufeinander abgestimmt werden. Da ist
noch viel zu tun, das ist nicht zu bestreiten.

Gleichzeitig möchte ich aber auch darauf hinwei-
sen, Sie legen ja sonst so großen Wert darauf, dass
vieles privat gemacht wird oder dass man den Ein-
richtungen nicht staatlicherseits hineinregiert. Wir
reden hier über die eigenständige Rolle der Selbst-
verwaltung im Gesundheitsbereich. Es ist immer da-
rauf abgehoben worden, dass diese Rolle auch von
den  Beteiligten  wahrgenommen  werden  will  und
auch soll. An dieser Stelle müssen Sie doch auch zu-
geben, dass Sie nicht schlicht auf die Bundesregie-
rung verweisen können, sondern dass die Organe
der Selbstverwaltung hier einen hohen Stellenwert
haben und dass sie auch an dieser Stelle gefordert
sind,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf Lösungen
einzustellen und Lösungen möglich zu machen.

Natürlich werden wir uns gleichzeitig bemühen,
und es ist von meinen Vorrednerinnen angesprochen
worden, im Land Bremen im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten im Gespräch mit den Krankenkassen vor
Ort  Lösungen  zu  finden,  die  eine  angemessenere
Praxis möglich machen, die dann möglicherweise
unnötige  bürokratische  Hindernisse  abbauen  und
die für die Patientinnen und Patienten beziehungs-
weise für die notwendige Versorgung der Kranken
zu adäquaten Lösungen führen. Daran werden wir
selbstverständlich weiterarbeiten, und wir werden
auch mit Blick auf die nächste Legislaturperiode –
ob mit einer rotgrünen oder nur roten Bundesregie-
rung – an dem Thema einer guten Gesundheitsre-
form weiterhin arbeiten. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 15/1041, Kenntnis.

Serviceleistungen für Ältere

Mitteilung des Senats vom 15. Januar 2002
(Drucksache 15/1042)

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Frau  Senatorin
Wischer, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Knigge.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Steinberg.

Abg. Steinberg (CDU) *): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Zunächst bedanke ich mich sehr
herzlich für den ausführlichen Senatsbericht zum
Thema Serviceleistungen für Ältere. Dass unser ge-
meinsamer Antrag notwendig war und auch bleibt,
wurde seitens des Senats beziehungsweise der Fach-
verbände bestätigt, denn im Bremer Altenplan von
1997 wurde damals schon indirekt erkannt, dass ins-
besondere über den Hilfe- und Pflegedienst hinaus
weitere Informationen über Maßnahmen notwendig
sind. Bis hin zu den Schwerpunkten von Aufgaben
und  Arbeiten  im  Bereich  Dienstleistungszentren,
auch DLZ genannt, ist praktisch alles Wesentliche
aufgezeichnet worden und verdient große Anerken-
nung und Bestätigung unsererseits.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Für die Zukunft muss aber eine neue Art des Nach-
weises von Serviceleistungen erstellt werden, die
den individuellen Möglichkeiten eines Prophylaxe-
angebots gerecht werden kann. Das heißt, es muss
eine Neuordnung der Angebote entwickelt werden,
wobei die Erfahrungen der Dienstleistungszentren
einbezogen werden sollten, soweit es möglich ist.
Hierzu gehören auch die Erfahrungen aus der Nach-
barschaftshilfe einschließlich der Betreuung von äl-
teren Menschen. Obwohl es in Bremerhaven keine
Dienstleistungszentren gibt, sollten, wenn möglich,
auch die Erfahrungen der Seniorenbetreuungsorga-
nisationen beachtet und integriert werden.

Darüber hinaus sollten die Angebote der Begeg-
nungsstätten verbessert dargestellt werden. Die ein-
zelnen Programme der Angebote müssen spezifiziert
aufgeführt und dargestellt sein, um eine noch effizi-
entere Auslastung der Einrichtungen zu erreichen.
Eine Kooperation mit anderen Trägern wie Kirchen
und Verbänden ist daher wünschenswert und zu
empfehlen. Die Vielfältigkeit der Arbeit und der
Angebote gebietet, dies zum Wohle aller Nutzer der
Einrichtungen zu tun.

Regelmäßige und ausreichende Informationen bei
Maßnahmen in der Altenhilfe und bei den Erho-
lungsangeboten sind vorhanden und reichen derzeit
aus. Hierzu gehören auch die allgemeinen Sozial-
und Pflegedienste sowie die Wohnberatung. Deshalb
brauchen wir derzeit hierfür keine neue Bündelung
zu entwickeln.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Ganz anders sieht es in den übrigen Offertenbe-
reichen aus. Die zahlreichen Unterstützungsmaßnah-
men und Hilfen für ältere Menschen sollten besser
und somit übersichtlicher gebündelt werden. Das gilt
konkret  auch  für  folgende  Adressaten:  erstens,
Aktivitäten  in  den  Selbsthilfegruppen,  zweitens,
Angebote des Seniorenbüros Bremen, drittens, An-
gebote des Freiwilligen Sozialen Dienstes Bremer-
haven,  viertens,  Angebote  der  Landesarbeitsge-
meinschaft Hospiz, fünftens, die große Liste der Ver-
einigungen und Organisationen innerhalb der Frei-
willigenagentur Bremen, sechstens, Netzwerk frei-
williger und ehrenamtlicher Initiativen in der Bremer
Heimstiftung, siebtens, Projekt im Bereich ambulan-
ter Projektförderung.

Sicherlich können nach Prüfung noch weitere Se-
niorenangebote hinzukommen. Auf jeden Fall muss
für die große Anzahl der Nutzer auch eine neue Or-
ganisationsstruktur der privaten und ehrenamtlichen
sowie der staatlichen Tätigkeit einbezogen werden
und erkennbar sein. Deshalb muss als Folgemaß-
nahme und in Kooperation mit Trägern und Anbie-
tern eine neue Angebotsform, vielleicht auch als Ka-
talog, entworfen werden. Die Kriterienreihenfolge
und Schwerpunkte können neu festgelegt werden.
Eine  Abstimmung  mit  vorhandenen  Fachschriften,
zum Beispiel „Rostfrei“, ist zu empfehlen.

Die Angebote können nach Stadtteilen, nach Fach-
und Sachlichkeit oder auch ganz einfach nach dem
Alphabet geordnet sein. Es müsste aber nach mei-
ner Ansicht eine praktische Ordnungsform den Zu-
schlag bekommen. Somit sind die unterschiedlichs-
ten Angebote katalogisiert, besser erkennbar, und
die älteren Menschen werden es dankbar zur Kennt-
nis nehmen.

Die Seniorenvertretung sollte möglichst frühzei-
tig in vielen Aufgaben als politischer Partner der äl-
teren Generation in Bremen und Bremerhaven hin-
zugezogen werden. Darüber hinaus muss die Senio-
renvertretung einen besonderen Stellenwert in der
Öffentlichkeitsarbeit bekommen.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen:
Es ist erfreulich, dass in der Seniorenarbeit zwar viel
im Land Bremen erreicht wurde, aber die sich kon-
tinuierlich  weiter  vermehrenden  Angebote,  wie
schon  im  Bereich  der  Seniorenarbeit  dargestellt,
müssen immer wieder neu angepasst werden. Die
CDU ist überzeugt, dass wir gemeinsam diese viel-
fältigen Chancen nutzen können. Wir erwarten au-
ßerdem von der Deputation für Soziales, Jugend und
Senioren, dass sie sich in Zukunft konstruktiv für das
Thema Serviceleistungen für ältere Menschen ein-
setzen wird. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Wangenheim.

Abg. Frau Wangenheim (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Uns liegt der Bericht über
Serviceleistungen für ältere Menschen im Land Bre-
men  vor.  Ich  möchte  mich  dem  Dank  von  Herrn
Steinberg an die Mitarbeiter des Ressorts für diese
wirkliche Fleißarbeit anschließen.

(Beifall bei der SPD)

An meine Kollegen in der CDU-Fraktion sage ich
noch einmal: Wenn wir uns erinnern, vor der An-
tragstellung ging der Antrag diverse Male hin und
her, bis wir uns über die Fragen einig waren, und
heute stelle ich fest, wir haben noch etwas verges-
sen: Welche Angebote sind zukünftig nötig? Schade
finde ich auch, dass wir heute nur zehn Minuten
Redezeit für einen solchen Bericht von fast zwölf
Seiten haben, in dem sich Bremen einmal darstellt.
Wir reden über ein Fünftel unserer Bevölkerung,
denn über 120 000 Menschen sind in diesem Land
älter als 65 Jahre.

Zum Bericht gilt es, den sozialen, den ehrenamtli-
chen und den wirtschaftlichen Aspekt für das Land
Bremen zu betrachten. Der Bericht zeigt auf, dass
die Altenpolitik im Land Bremen sehr früh präven-
tiv angelegt ist. Dies gilt besonders für die ambu-
lante Altenhilfe mit der Leitlinie, lebenslagenbezo-
gene, soziale und gesundheitliche Benachteiligun-
gen, die sich im Alter verstärken, auszugleichen und
zu überwinden.

Wir haben in unserem Land ein differenziertes
Hilfsangebot, das die Nutzerinteresssen berücksich-
tigt, was allen älteren Menschen die gleichen, aber
altersgerechten Möglichkeiten freier und eigenver-
antwortlicher Entfaltung im persönlichen wie im so-
zialen Leben sichern soll.

Auffällig sind in den beiden Kommunen allerdings
die unterschiedlichen Systeme. Diese habe ich mir
nach  den  mahnenden  Worten  unserer  Senatorin
Adolf im August – sie hat da gesagt, wir führten hier
bei  diesem  Thema  nur  eine  kommunalpolitische
Debatte – genauer angesehen. Ich muss allerdings
zu dem Ergebnis kommen, die Bremerhavener An-
gaben und Zahlen sind auch in diesem von mir so
gelobten Bericht sehr mager. Hier hoffe ich zukünf-
tig auf Besserung. Über den kurzen Weg zum neu-
en Sozialdezernenten wurde mir dies zugesagt. Ih-
nen allen liegt der Bericht vor, ich möchte nun auf
einige Punkte eingehen.

Der Sozialdienst Ältere Menschen, zukünftig der
Sozialdienst Erwachsene, wurde reduziert. Ich ler-
ne im Arbeitskreis der Dienstleistungszentren, hier
gibt es Probleme, Entscheidungen dauern zu lange.
Hier muss geprüft werden, wie wir zu besserem und
schnellerem Handeln für die Hilfebedürftigen kom-
men.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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In Bremerhaven gab es immer nur den Sozialdienst
Erwachsene. Vielleicht können wir auch hier etwas
voneinander lernen.

Zur Wohnberatung! Auch dieses Angebot mit nur
noch vier Mitarbeiterinnen für die Stadt Bremen wird
bei zukünftigem Bedarf nicht reichen. Hier könnte
ich mir die Zusammenarbeit mit Kooperationspart-
nern wie Verbraucherzentrale und Architektenkam-
mer vorstellen. Bremerhaven hat hier auch andere
Konstellationen.

Der Bericht zu den Dienstleistungszentren über-
steigt fast zwei Seiten. Ich finde, sie werden sehr
ausführlich und deutlich dargestellt, ihre Aufgaben
sind breit gefächert. Ich will nicht, dass es weiter
solche Fälle gibt, aber ein Dienstleistungszentrum
hat an dieser Stelle dann eine Lösung gefunden, und
das ist für mich Service, der dann für Angehörige
und ältere Menschen stattfindet.

(Beifall bei der SPD)

Der Zuschnitt der Bereiche für die Dienstleistungs-
zentren wurde vor 25 Jahren festgelegt. 7000 Per-
sonen über 60 Jahre wurden als Maß genommen.
Hier muss auch noch einmal geprüft werden, ob die-
ser Bereich der heutigen Versorgung für ältere Men-
schen noch schlüssig ist. Das sind auch Erfahrun-
gen, die ich aus dem Arbeitskreis mitnehme.

Bremerhaven hat dieses Angebot nicht. Sozialsta-
tionen und ambulante Dienste übernehmen die Leis-
tungen der Pflegekassen. Die Seniorenbetreuung in
Bremerhaven gibt Beratung, Antragshilfen und so
weiter vor, ein Besuchsdienst ist durch zwei ABM-
Kräfte organisiert. Da muss man auch noch einmal
genauer schauen.

Der Bereich der Begegnungsstätten ist eben auch
schon von Herrn Steinberg angesprochen worden.
Dieser Bereich hat schon immer mit einem großen
Anteil ehrenamtlicher Mitarbeiter gearbeitet und
davon sehr profitiert. Mit 450 Ehrenamtlichen ne-
ben den hauptamtlichen Leiterinnen ist es in Bre-
men möglich, dass sich täglich zirka 2000 Besuche-
rinnen in 36 Einrichtungen treffen können. In Bre-
merhaven  gibt  es  sechs  Seniorentreffpunkte  der
Stadt und weitere von ASB, AWO, Kirchen, Betreu-
ungs- und Erholungswerk, die aber keine täglichen
Angebote haben. Zahlen fehlen mir hier.

Als weiteren Schwerpunkt möchte ich noch die
Erholungsmaßnahmen herausheben. Diese werden
in Bremen von vier Trägern angeboten für 1150 Per-
sonen. Dies ist auch nur durch eine ehrenamtliche
Betreuung möglich. In der Seestadt bietet das Be-
treuungs- und Erholungswerk Seniorenerholung an,
leider ohne Zahlen.

Die  Selbsthilfegruppen  älterer  Menschen:  Auch
hier finden wir in dem Bericht ein breites Spektrum
von Angeboten, welche überwiegend von Ehrenamt-
lichen geleistet werden. Das Seniorenbüro Bremen

hat eine tolle Entwicklung genommen, ein engagier-
ter Vorstand mit vielen Freiwilligen mit monatlich
1680 Stunden.

(Beifall bei der SPD)

Ich finde auch toll, dass sie einmal darlegen, wel-
che Leistung sie eigentlich erbringen. Diese Freiwil-
ligen haben es geschafft, ein Angebot für jüngere
Ruheständler zu schaffen, und sie führen Fahrten
mit einer intensiven Vor- und Nachbereitung durch.

Als neunten Punkt möchte ich den Bericht zur am-
bulanten Hospizarbeit in Bremen ansprechen. Fünf
Vereine in unseren beiden Städten und ein Träger
der Krankenpflege engagieren sich in dieser Arbeit.
Ehrenamtliche Sterbebegleitung entlastet Angehö-
rige und steht Alleinstehenden zur Verfügung. 142
Ehrenamtliche, überwiegend Frauen, haben 231 Be-
gleitungen durchgeführt. Ein großes Lob verdienen
diese Freiwilligen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Durch dieses Angebot bekommen auch viele An-
gehörige wieder einen anderen Bezug zum Tod. In
Bremerhaven müssen die Kranken- und Pflegekas-
sen in die Pflicht genommen werden, um Lösungen
im Josephshospital endlich zu entwickeln.

(Beifall bei der SPD)

Die Seniorenvertretung: Da habe ich dem nichts
hinzuzufügen, was Herr Steinberg hier gesagt hat.
Für mich ist auch noch die ambulante Projektförde-
rung wichtig. Alle Punkte, die hier aufgeführt sind,
stützt die SPD-Fraktion, da nur über diesen Weg eine
Weiterentwicklung und Anpassung auf Notwendig-
keiten gegeben ist. Mit diesen Projekten kann sich
Altenpolitik weiterentwickeln.

Was ich an dem Bericht bemängeln möchte, ist
die Informations- und Öffentlichkeitsarbeit. Hier teile
ich die Meinung meines Vorredners, hier müssen wir
wirklich zu einer offensiveren Darstellung kommen,
wie wir die ganzen Angebote dieser Stadt auch den
Menschen zugänglich machen, die sie interessieren.

(Beifall bei der SPD – Glocke)

Zum Freiwilligenbereich  möchte ich nur kurz sa-
gen, dass er für mich wichtig ist. Da hat sich vieles
entwickelt, ich denke, auch mit steigenden Tenden-
zen. Für mich und die SPD-Fraktion war aber klar,
dass die Freiwilligenarbeit mit den Serviceangebo-
ten für Senioren nicht unbedingt das einzige Ange-
bot ist, sondern dass es nur ein zusätzliches Ange-
bot sein kann.

(Beifall bei der SPD)
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Ein Abschlusssatz! In dem Resümee des Berich-
tes ist für die SPD-Fraktion wichtig, Bremen hat ein
regionales Unterstützungsnetz. In diesen Strukturen
gilt es, die Zielgruppen einzubinden, die noch un-
zureichend versorgt sind. Das ist besonders die hohe
Zahl  der  Demenzkranken,  die  ambulant  versorgt
werden. Berücksichtigt hat dieser Bericht nicht, dass
sich Lebensbilder, Bedürfnisse und Interessen der
älter werdenden Menschen in den letzten Jahren
gravierend verändert haben und dass dieser Prozess
immer schneller fortschreiten wird.

Meine Fraktion wird diesen Bericht als Arbeitspa-
pier nutzen, wir haben ein gutes Fundament und
können darauf auf- und umbauen. Bremen und Bre-
merhaven sollen altenfreundliche Städte bleiben. Die
Altenpolitik der SPD ist hier vorzeigbar. – Ich danke
für Ihr Zuhören!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wir beschäftigen uns heute mit
der Drucksache 15/1042 wieder einmal mit dem sehr
wichtigen  Thema  Serviceleistungen  für  Ältere.
Nachdem ich mich schon im März 2001 ausführlich
zum Thema Serviceleistungen für Ältere geäußert
habe und mich intensiv mit der verspäteten Mittei-
lung des Senats – dieser Bericht sollte uns ja eigent-
lich schon im November 2001 vorgelegt werden –
befasst habe, kann ich meine Ausführungen kurz fas-
sen.

Dieser verspätete Bericht bestätigt nämlich genau
meine Befürchtung meiner damals gemachten Aus-
sagen. Er zeigt deutlich auf, dass eine gesellschaft-
liche Mitwirkung von älteren Menschen kaum oder
fast gar nicht stattfindet. Dieser Bericht zeigt auch
eindeutig auf, dass Ihre Politik im Bereich der Se-
nioren katastrophal gescheitert ist. Ich frage mich:
Wann endlich wollen Sie die Grundvoraussetzun-
gen dafür schaffen, dass unsere Seniorinnen und Se-
nioren überhaupt erst einmal in unserer Gesellschaft
mitwirken können?

Anstatt hier nun schon über ein Jahr endlose Ali-
bidiskussionen über Serviceleistungen für Ältere zu
führen, sollten Sie schnellstens effektive Anträge
einbringen, die wir dann hier zum Wohl der älteren
Menschen beschließen können, anstatt hier planlos
jahrelang über unendliche Berichte zu diskutieren.
Sie wissen doch nicht erst seit gestern, dass die in
dem Bericht beschriebenen Maßnahmen, zum Bei-
spiel Begegnungsstätten, Veranstaltungen der Al-
tenhilfe, Erholungsmaßnahmen, Selbsthilfegruppen
und so weiter, bei weitem nicht ausreichen, um ein
gesellschaftliches Mitwirken von älteren Menschen
zu fördern! Also, hier kann von einer effektiven Ser-

viceleistung für Ältere nun wirklich nicht die Rede
sein!

Das Traurige an der ganzen Sache ist, dass wir
uns hier gestern mit drei Anträgen, darunter sogar
einem Dringlichkeitsantrag, mit der Thematik Opfer
von Zwangsprostitution kompetent beraten befasst
haben. Anscheinend sind Ihnen die Sorgen der äl-
teren Menschen nicht so wichtig, dass Sie es bis heu-
te kaum geschafft haben, konkrete, effektive An-
träge zum Wohl von Seniorinnen und Senioren ein-
zubringen. Sie sollten hier lieber einmal vorrangig
Anträge einbringen, die sich damit beschäftigen, äl-
tere Menschen kompetent zu beraten, die Opfer von
Gewalttaten geworden sind.

Sorgen Sie in erster Linie einmal dafür, dass un-
sere älteren Menschen nicht fortlaufend und andau-
ernd durch eine Rentenlüge belogen und betrogen
werden! Sorgen Sie lieber dafür, dass unsere Senio-
ren durch Ihre Politik nicht um einen gerechten, so-
zialen, abgesicherten Lebensabend betrogen wer-
den! Sorgen Sie lieber dafür, dass nicht so viele Se-
niorinnen und Senioren durch Ihre Politik am Ran-
de des Existenzminimums leben müssen, das zum
Sterben zu viel und zum Leben zu wenig ist, meine
Damen und Herren!

Zu einer besonderen Serviceleistung für Ältere ge-
hört aber auch, dass die etablierten Altparteien zu-
erst einmal mit einer verbesserten Gesundheitsre-
form dafür sorgen sollten und müssen, dass unsere
älteren Menschen nicht einsam, krank und verlas-
sen in irgendeinem viel zu überteuerten Altenheim
würdelos dahinvegetieren müssen. Unsere Senioren
können nur dann in unserer Gesellschaft wieder mit-
wirken, wenn ihnen Achtung, Würde und Respekt
entgegengebracht werden.

Unsere Eltern waren es damals, die Deutschland
nach dem Krieg mit einer in der Welt einzigartigen
und  einmaligen  Aufbauleistung  und  ohne  Gast-
arbeiter mit viel Schweiß, Not, Elend und unsagba-
ren Entbehrungen mit eigenen blutigen Händen auf-
gebaut haben, und sonst keiner. Bevor wir uns hier
über Serviceleistungen für Ältere unterhalten, soll-
ten Sie erst einmal dafür sorgen, dass diesen einma-
ligen Menschen, unseren Trümmerfrauen, für immer
und ewig ein Denkmal gesetzt wird. Das haben un-
sere älteren Menschen mehr als verdient.

Meine Damen und Herren, die Deutsche Volks-
union setzt sich selbstverständlich vehement für eine
verbesserte Serviceleistung unserer älteren Menschen
ein.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Seit wann das denn? Schwätzer!)

Darüber hinaus aber wird die Deutsche Volksunion
rigoros dafür sorgen, dass unsere Senioren wieder
den Respekt, die Achtung und die Würde zurück-
bekommen, also den Stellenwert in unserer Gesell-
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schaft erhalten, den sie auch aufgrund ihrer einma-
ligen Aufbauleistung verdienen.

Meine Damen und Herren, zur Serviceleistung für
ältere Menschen gehört auch, dass Sie es nicht län-
ger zulassen, dass unsere tapferen, mutigen und an-
ständigen  Wehrmachtssoldaten  durch  eine  unan-
ständige und nachweislich verlogene Pseudowander-
zirkusausstellung auf das Niederträchtigste verun-
glimpft und beleidigt werden.

(Zurufe von der SPD)

Unsere Wehrmachtssoldaten waren auch nach Aus-
sage von ausländischen anerkannten Militärhistori-
kern die fairsten, die mutigsten und die anständigs-
ten Soldaten der Welt. Dass diese Tatsache hier nie-
mals vergessen wird, dafür werde ich im Namen der
Deutschen Volksunion immer und zu jeder Zeit sor-
gen, denn das sind wir unseren älteren Menschen
auf immer und ewig schuldig. Auch das gehört zu
einer verbesserten Serviceleistung für ältere Men-
schen.

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Ich glaube,
wenn es um die Würde älterer Menschen geht, und
das, denke ich, haben alle Fraktionen hier im Haus
gemeinsam, geht es zuallererst darum, dass man die
Würde  wahrend  die  Menschen  nicht  einfach  pau-
schal zum Opfer macht. Das ist, glaube ich, was Sie,
Herr Tittmann, hier machen. Sie tun so, als ob die
bloße Tatsache, dass man in Deutschland ein älterer
Mensch ist, ganz klar bedeutet, er oder sie ist zum
Opfer geworden. Das aber gerade nimmt die Men-
schen nicht ernst, das aber gerade zeigt, das Sie nicht
begriffen  haben,  dass  es  darum  geht,  auch  ältere
Menschen als stark und selbstbewusst, mit Rechten
ausgestattet,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

unser Gemeinwesen gestaltend, selbstbewusst die
eigene Lebensleistung, die auch Irrwege in sich birgt,
wie das bei allen Menschen so ist, wahrzunehmen.

Das gerade trauen Sie den älteren Menschen nicht
zu. Sie nehmen den Leuten ihre Würde,

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Nein!)

indem Sie einfach so tun, als ob derjenige, der hier
65 ist, arm, ausgegrenzt, missachtet, einsam, isoliert
ist, und dann muss man natürlich, nachdem man or-
dentlich viel Angst gemacht hat, sich auf die Rat-
tenfänger der DVU einlassen. Das ist ein so primiti-

ves Muster, glauben Sie bloß nicht, dass Sie viele
Leute finden werden, die darauf hereinfallen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Es geht darum, Altenhilfen so zu machen, dass
sie emanzipativ sind, dass sie älteren Menschen hel-
fen, selbstbewusst zu sein, diese Gesellschaft mit-
zugestalten, bis weit hinein in das hohe Alter.

Zur  Würde  der  Wehrmachtssoldaten!  Ich  weiß
nicht, welche Kategorien Sie anwenden. Ich beur-
teile Menschen nach dem, was sie selbst getan ha-
ben, und es gibt Wehrmachtssoldaten, die haben
Verbrechen begangen, und es gibt welche, die ha-
ben das nicht getan. Die, die es nicht getan haben,
waren Wehrmachtssoldaten in einem verbrecheri-
schen Krieg, aber es gibt individuelle Verbrechen
von Wehrmachtssoldaten, und glauben Sie ja nicht,
dass Sie irgendjemandem einen Gefallen damit tun,
wenn man darüber Schweigen breitet. Es ist wich-
tig, darüber zu reden, um zukünftigen Generationen
die Chance zu geben, aus dem, was dort passiert ist,
nämlich aus Gehorsam um jeden Preis und der Miss-
achtung von Menschenwürde, Konsequenzen zu zie-
hen. Sie tun niemandem einen Gefallen mit dem,
was Sie hier als Position vertreten!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Ich will jetzt aber gern etwas zu dem Altenplan
des Senats sagen, der auch aus unserer Sicht kor-
rekt, umfänglich, in einigen Bereichen etwas ge-
schönt ist, darauf will ich gleich noch einmal einge-
hen. Vielleicht muss man auch noch einmal sagen,
das viele Anfordern von Berichten ersetzt keine Po-
litik, vor allen Dingen ersetzt es keine Schwerpunkt-
setzung. Es hat keinen Zweck, das große Angebot,
das es in Bremen unstreitig gibt – das habe ich ja
auch  gestern  schon  gesagt,  dass  Bremen  da  eine
Großstadt  mit  einem  guten  Angebot  ist  –,  immer
wieder nur so ungewichtet nebeneinander aufzuzäh-
len. Das hilft uns altenpolitisch nicht weiter, sondern
wir haben hier gemeinsam die Pflicht, uns zu über-
legen, an welchen Punkten es welchen Handlungs-
bedarf gibt, wie dieser Altenplan und die Altenhilfe
in Bremen in Zukunft entwickelt werden sollen. Das
ist etwas anderes, als immer wieder aufzuzählen, wie
viele und schöne Angebote wir hier haben.

Ich habe dem Bericht entnommen, dass das Sozi-
alressort an einem neuen Altenplan arbeitet. Ich kann
mich noch gut daran erinnern, wie der vorherige Al-
tenplan erarbeitet wurde, nämlich mit einer ganz
breiten Beteiligung von Trägern und Verbänden. Ich
fand damals, dass es auf der einen Seite ein sehr
aufwendiges Verfahren gewesen ist, dass es aber an
vielen Punkten zu ganz guten Ergebnissen und auch
zu einer neuen Verständigung geführt hat. Ich sage
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jetzt nicht, dass man dieses Verfahren nach doch so
relativ kurzer Zeit noch einmal anwenden sollte, aber
ich würde von Herrn Staatsrat Knigge doch gern er-
fahren, welches Verfahren hier bei der Erarbeitung
des neuen Altenplans vorgesehen ist. Vielleicht kann
man ja einen Kompromiss zwischen dem aufwendi-
gen  „alle  beteiligen“  und  dem  „die  Verwaltung
macht das im stillen Kämmerlein und legt irgend-
wann etwas vor“ finden. Ich würde schon Wert da-
rauf legen, dass man da auch an der einen oder an-
deren Stelle im Entstehungsprozess Einfluss nehmen
kann.

Frau Wangenheim hat auch darauf hingewiesen,
ein zentrales Defizit der Altenhilfe in Bremen ist, dass
der Sozialdienst nach dem Bundessozialhilfegesetz,
der von den Sozialzentren organisiert wird, von ih-
nen ausgeht, für den es auch eine rechtliche Ver-
pflichtung gibt, mit dem Sozialdienst Ältere Men-
schen zusammengelegt wurde. Das allein ist nicht
das Problem, sondern das Problem ist, dass es in dem
Bereich zu starken Stelleneinsparungen gekommen
ist und dass es  Sozialzentren gibt, in denen dieser
gesamte Sozialdienst nur noch aus 0,75 Stellen be-
steht, wo man sich weder vertreten kann noch wo
es eine Art von Leitungsverantwortung gibt.

Herr Dr. Knigge, ich sage es noch einmal, ich hof-
fe, dass Sie es irgendwann begreifen werden, aber
die Kopfgeburt, wie Sie hier die Sozialzentren orga-
nisiert haben, ist einfach nicht praxistauglich. In den
Bereichen und an den Punkten werden ältere Men-
schen auch die Zeche dafür zahlen, dass man da eine
so genannte Verwaltungsreform, ohne dass man sie
auf ihre Realitätstauglichkeit hin überprüft hat, ein-
fach so umsetzen wollte und sich im Grunde vorher
nicht ausreichend mit den Folgen in der Praxis be-
schäftigt hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die wichtige Funktion der Dienstleistungszentren
ist auch schon erwähnt worden. Dem können sich
die Grünen anschließen. Es ist auch bekannt, dass
wir seit vielen Jahren finden, dass es ein sehr gutes
Modell ist, wie man Hilfen organisieren kann, näm-
lich stadtteilbezogen und mit Nachbarschaftshilfe.
Aber noch einmal: Dieser Senat verantwortet es, dass
Verträge mit den Dienstleistungszentren geschlos-
sen wurden, ihnen aufgenötigt wurden, in denen die
Hilfen, die öffentlichen Mittel für die Dienstleistungs-
zentren in den nächsten Jahren um 30 Prozent zu-
rückgefahren werden trotz steigender Zahl der äl-
teren Bevölkerung in Bremen. Auch das halten wir
für einen kapitalen politischen Fehler, und wir wer-
den auch weiter darauf hinweisen.

Das Seniorenbüro wird hier viel gelobt. Ich weise
auch darauf hin, aus mir nicht ganz verständlichen,
zum Teil wohl auch ideologisch begründeten Moti-
ven ist das Seniorenbüro nach wie vor nicht abgesi-
chert. Da feiern wir uns mit 1000 Ehrenamtlichkeits-

stunden und wissen ganz genau, dass das an die
absolute Belastbarkeitsgrenze der Menschen geht,
die da tätig sind. Ich weiß, die Ferienmaßnahmen
sind abgesichert, aber die anderen Angebote des
Seniorenbüros nicht. Auch das finde ich, ehrlich ge-
sagt, kein besonderes Ruhmesblatt.

Wir möchten auch, dass Sie mehr Werbung für die
Altenangebote machen, die es in Bremen auf Stadt-
teilebene gibt, aber wir möchten auch, dass im Mar-
ketingkonzept Bremens, wie sich Bremen als Stand-
ort überregional darstellt, die gute Infrastruktur für
ältere Menschen, nicht nur stationäre, sondern auch
ambulante, eine Rolle spielt. Ich habe Ihnen das
gestern auch schon gesagt, in Zukunft wird das Zu-
rückziehen von älteren Menschen in die Großstädte
wieder eine größere Rolle spielen, und wenn Bre-
men sagt, wir wollen Einwohner gewinnen, dann ist
diese Zielgruppe wichtig. Da wäre es ganz toll, wenn
sich das große Wirtschafts- und Tourismusmarketing
unserer Stadt vielleicht einmal ein bisschen bewe-
gen würde und sich auch den Sozialbereich, den man
ja sonst in diesen Kreisen nur mit der Kneifzange
anfasst, doch einmal genauer anschaut, ob da nicht
vielleicht doch etwas für uns möglich ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das  zentrale  Problem  bei  den  Hilfen  für  ältere
Menschen – das hängt auch mit der Debatte von
eben zusammen, aus der kann man sehen, dass der
Senat hier selbst nur sehr begrenzt gestalten kann –
ist die doch schlimme Unterausstattung im Bereich
der Pflege. Da finde ich auch, dass es an der Zeit ist,
dass man das Schwarzer-Peter-Spiel „wer hat 16 Jah-
re regiert, und wer hat es jetzt vier Jahre lang auch
nicht geschafft“ beenden sollte. Das gegliederte Sys-
tem in Deutschland mit den vielen verschiedenen
Kostenträgern, Rehabilitationsträgern, Rentenversi-
cherungsanstalt, Pflegeversicherung, Krankenversi-
cherung und dem Sozialhilfeträger, um nur die wich-
tigen zu nennen, fordert ein Schwarzer-Peter-Spiel
heraus, das letztendlich ein Ergebnis hat: Es geht zu
Lasten der Betroffenen, und es ist übrigens massiv
bürokratiegebärend.

Wenn die Politik in den nächsten Jahren nicht den
Mut hat, da ein paar Strukturen zusammenzulegen,
dann werden weiter Schwächere die Zeche zahlen
für ein System, das vielleicht einmal sinnvoll gewe-
sen ist, das sich aber längst zu etwas entwickelt hat,
bei dem keiner mehr Verantwortung für ein Ergeb-
nis übernehmen muss, wo jede einzelne Institution,
jeder einzelne Kostenträger Scheuklappen trägt und
nur noch seinen eigenen Bereich sieht. Das ist ganz
bestimmt nicht im Sinne der Sache. Es setzt sich ja
auch in der Verwaltungswissenschaft immer mehr
durch, dass man Kosten- und Ergebnisverantwor-
tung zusammenlegen muss, und unser gegliedertes
System verhindert genau das. Das wird die große
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Reformaufgabe der nächsten Jahre sein. Auch das
wird Kosten senken.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vielleicht kann ich als letzten Satz darauf hinwei-
sen, dass die rotgrüne Bundesregierung die Reform-
schritte, die man da gehen kann, jetzt auch langsam
angegangen ist. Das Rehabilitationsgesetz, also das
SGB IX, das klare Verantwortung für Rehabilitati-
onsleistungen, auf die auch ältere Menschen An-
spruch haben, regelt, ist ein Reformschritt in die rich-
tige Richtung, und die Verbesserung der Versorgung
für demenzkranke ältere Menschen im Rahmen der
Pflegeversicherung, finde ich, gehört auch mit in den
Leistungskatalog der rotgrünen Bundesregierung.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Mein lieber Herr Kollege Kasten-
diek!

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: War das
jetzt eine Beleidigung, oder?)

Nein, selbstverständlich sind Sie nicht mein lieber
Herr Kollege, das wäre ja noch schöner! Wo kämen
wir denn da hin?

(Heiterkeit bei der CDU)

Aber ich finde es immer so putzig, wie Sie sich dann
hier wie Rumpelstilzchen aufführen.

Bevor Sie mich hier gleich wieder, wenn ich zu-
rückgehe, blöd von der Seite anquatschen, nehmen
Sie bitte zur Kenntnis, dass ich im Gegensatz zu Ih-
rem Kanzlerkandidaten Stoiber hier noch nie von
einer durchrassten Gesellschaft gesprochen habe,
und es ist schon bemerkenswert, wenn Ihr Partei-
freund,  der  rechtspolitische  Bundestagsfraktions-
sprecher Norbert Geis öffentlich im Fernsehen er-
klärt, Deutschland den Deutschen! Also, bleiben Sie
einmal schön auf dem Teppich, oder soll ich weitere
Aussagen Ihrer Parteifreunde zitieren? Darum ma-
chen Sie sich lieber einmal Sorgen, bevor Sie mich
anmachen, damit haben Sie genug zu tun!

(Glocke)

Vizepräsident Ravens: Herr Kollege Tittmann, wir
haben das Thema „Serviceleistungen für Ältere“ und
keine rechtspolitischen und keine wehrmachtspoli-
tischen Themen.

Abg. Tittmann (DVU): Nein, aber ich denke, das
muss hier einmal klargestellt werden, weil jedes Mal,
wenn ich zurückgehe – –.

Vizepräsident Ravens: Nein, dann müssen Sie sich
anders zu Wort melden, das geht nicht!

Abg. Tittmann (DVU): Liebe Frau Linnert, Sie ha-
ben mich eben als Rattenfänger beschimpft und be-
titelt. Nun wollen wir hier auch einmal die Eigen-
schaften einer Ratte klären. Ratten sind besonders
widerstandsfähig, haben eine sehr hohe Erfahrung
und Lebenserwartung.

(Unruhe)

Sie kommen unter jeden Lebensumständen zurecht,
Hunger, Kälte und Winter, und wenn Sie hier schon
lange weg sind, da gibt es immer noch Ihrer Mei-
nung nach Rattenfänger, die dann hier noch vorhan-
den sind, aber Sie sind dann schon lange weg, und
das ist auch gut so! – Danke!

(Unruhe)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Herr Staatsrat Dr. Knigge.

Staatsrat Dr. Knigge: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich glaube, es ist gut, zum Thema
zurückzukommen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Das Thema heißt „Serviceleistungen für Ältere“, ein
Thema, das gegenwärtig schon von großer Bedeu-
tung ist, das uns aber auch in der Zukunft noch weit-
aus stärker begleiten wird und auch begleiten muss,
denn wir kennen alle die demographische Entwick-
lung, wir werden eine ältere Gesellschaft. Wir brau-
chen also in der Zukunft tendenziell mehr Service-
leistungen als weniger, weil mehr Ältere auch auf
entsprechende Dienste und Angebote angewiesen
sein werden.

Ich freue mich, dass dieser Bericht bei Ihnen auf
so positive Resonanz gestoßen ist. Er ist in der Tat
eine gute Grundlage für die weiteren Arbeiten, die
wir uns vorgenommen haben. Wir haben ja ange-
kündigt, dass wir den Altenbericht Ende dieses Jah-
res vorlegen werden, Frau Linnert, und wir werden
das sicher nicht im stillen Kämmerlein tun. Das wäre
für Bremen auch ein absolutes Novum, dass etwas
im stillen Kämmerlein passieren würde, und beson-
ders für das Sozialressort wäre das ein absolutes No-
vum.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das schaffen Sie auch nicht!)
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Da können Sie ganz beruhigt sein, wir werden die
Beteiligungskultur, die wir zu schätzen wissen, auch
bei diesem Thema sehr pflegen.

Wenn wir über Serviceleistungen für Ältere spre-
chen, haben wir ein ganz buntes und breites Ange-
bot in der Stadt, und ich möchte doch einige Punkte
hervorheben, weil es mir wichtig ist, noch einmal
die  Bedeutung  dieser  Angebote  zu  betonen.  Zu-
nächst einmal ist es wichtig, dass wir in Bremen
schon sehr frühzeitig begonnen haben, entsprechen-
de Angebote zu entwickeln. Das kann man auch
besonders gut bei dem Thema Dienstleistungszen-
tren deutlich machen. Seit 26 Jahren kennen wir ent-
sprechende Dienstleistungszentren, und sie sind aus
unserer Landschaft nicht mehr wegzudenken. Sie
sind ein wichtiger Bestandteil unseres Versorgungs-
angebotes.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich gibt es da unterschiedliche Wege, die
in beiden Städten gegangen worden sind. Bremer-
haven hat da eine andere Tradition mit den Sozial-
stationen. Dies heißt aber nicht, dass das Angebot
dort im Einzelfall schlechter sein muss, aber es gibt
unterschiedliche Ansätze, die sich dort entwickelt
haben.

Ich bin den Wohlfahrtsverbänden sehr dankbar,
dass wir dieses Angebot auch in sehr schwierigen
Zeiten  aufrechterhalten  konnten.  Wenn  hier  der
Vertrag mit den Dienstleistungszentren angespro-
chen worden ist, dann ist richtig, dass wir dort Kür-
zungen verkraften mussten, aber wir haben es ge-
schafft, in Abstimmung mit den Trägern diese Ein-
sparungen so zu vereinbaren, dass wir dieses An-
gebot in den Dienstleistungszentren bis 2005 sichern
konnten, auch mit einer Sicherheit für die Träger.
Das ist auch wichtig, und hier wurde keineswegs
etwas aufgenötigt, sondern es war ein Vertrag, zu
dem sich zwei gleichberechtigte Partner zusammen-
gefunden haben.

(Beifall bei der SPD)

Mir ist wichtig, dass wir auch durch die Ergebnis-
se rotgrüner Politik in Berlin jetzt unser Versorgungs-
angebot noch ein Stückchen ausweiten werden und
auch ausweiten können. Ich nenne da besonders den
Kreis der demenziell erkrankten Personen. Hier gibt
es erweiterte Möglichkeiten, und wir werden sehr
sorgfältig prüfen, dass wir die Möglichkeiten vor Ort
mit einem entsprechenden Angebot auch darstellen
können.

Was  ältere  Menschen  im  verstärkten  Umfang
brauchen,  sind  Begegnungsstätten,  sind  Orte  der
Kommunikation und Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben.  Deshalb  ist  es  wichtig,  dass  wir  mit  den
Dienstleistungszentren auch bei den Begegnungs-
stätten eine längerfristige Sicherheit verankern konn-

ten, dass wir diese 37 Stätten, die wir in den Stadt-
teilen haben, nicht nur halten können, sondern dort
auch ein verstärktes Angebot machen können.

Hier wurde schon erwähnt, dass das Seniorenbü-
ro auch eine wichtige Rolle spielt. Ich bin sehr froh,
dass es uns gelungen ist, im Bereich der Reisen auch
die Diskussion über die steuerliche Bewertung die-
ser  Vorgänge  zu  einem  guten  Ergebnis  und  Ende
geführt zu haben. Hier konnten wir uns auch mit
den Damen und Herren vom Seniorenbüro verstän-
digen und auch ein einvernehmliches Ergebnis mit
dem Finanzamt erzielen.

Ich nehme sehr gern auf, dass wir unsere Ange-
bote noch stärker transportieren müssen, dass wir
offensiver mit gezielter Öffentlichkeitsarbeit auf die
Menschen zugehen müssen. Es ist richtig, es hilft nicht,
nur gute Angebote zu entwickeln, sondern wenn
man Gutes tut, muss man auch darüber reden,

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Genau!)

in diesem Fall nicht nur darüber reden, sondern auch
den Betroffenen sagen, wo sie auch Angebote vor-
finden können, damit besonders die, die wir nicht
automatisch erreichen, diese Angebote auch tatsäch-
lich in Anspruch nehmen.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Punkt
hervorheben, den ich für ganz wichtig erachte! Ich
glaube, wenn wir an die Bevölkerungsentwicklung
in Bremen und Bremerhaven denken, dann müssen
wir uns verstärkt der Personengruppe der älteren
Menschen in beiden Städten zuwenden. Wir müs-
sen verstärkt auch überlegen, wie wir nicht nur die
Bevölkerungszahl der Älteren halten können, son-
dern wie wir uns als Städte für ältere Menschen at-
traktiver machen können.

Ich habe vernommen und beobachte auch mit In-
teresse, dass es gerade auch bei Älteren durchaus
wieder einen Zuzug in die Städte gibt. Viele ältere
Menschen wollen gerade im Alter in den Innenstäd-
ten wohnen,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

um hier Angebote kultureller und sozialer Art di-
rekter und schneller in Anspruch nehmen zu kön-
nen. Hier brauchen wir ein besseres Angebot im
Wohnungsbau, hier brauchen wir auch Anreize.

Wir sind dabei, ein solches Konzept zu entwickeln,
und ich hoffe sehr, dass wir da auch mit neuen stra-
tegischen Antworten verstärkt diese Personengrup-
pe der Älteren erreichen, damit wir mehr ältere Be-
wohnerinnen und Bewohner in Bremen und Bremer-
haven künftig haben werden. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)
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Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 15/1042, Kenntnis.

Gesetz zu dem Vertrag zwischen der Freien Han-
sestadt Bremen und der Bremischen Evangelischen
Kirche, der Evangelisch-lutherischen Landeskirche
Hannovers  und  der  Evangelisch-reformierten Kir-
che (Synode ev.-ref. Kirchen in Bayern und Nord-

westdeutschland)

Mitteilung des Senats vom 11. Dezember 2001
(Drucksache 15/1026)

2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 52. Sitzung am 23. Januar 2002
in erster Lesung beschlossen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Vertrag zwischen der Frei-
en Hansestadt Bremen und der Bremischen Evan-
gelischen Kirche, der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche  Hannovers  und  der  Evangelisch-refor-
mierten Kirche, Drucksache 15/1026, in zweiter Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Für unteilbaren Tierschutz

Antrag (Entschließung) des Abgeordneten
Tittmann (DVU)

vom 24. Januar 2002
(Drucksache 15/1044)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Wischer.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Selten hat eine Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts eine so große Empörung

in der deutschen Bevölkerung ausgelöst wie das Ur-
teil vom 15. 1. 2002.

Meine Damen und Herren, das ist ein Freibrief
für Tierquäler, denn beim Schächten wird mit einem
langen, spitzen Messer ein Schnitt quer durch die
Halsschlagader,  Luft-  und  Speiseröhre  des  unbe-
täubten Tieres geführt. Bis das Tier unter furchtba-
ren Qualen langsam, unter großen Schmerzen und
bei vollem Bewusstsein ausgeblutet und verendet ist,
dauert es oft zirka 15 Minuten. Die mit dem Schäch-
ten  verbundenen  Todesqualen  beschränken  sich
aber nicht nur auf den Schnitt am Hals, sondern es
beginnt schon mit dem Hereinführen der Tiere in
den Schlachtraum. Es ist also ein relativ langer Zeit-
raum des unendlichen Leidens, den das Tier bei vol-
lem Bewusstsein durchsteht. Das ist entsetzlich, ekel-
haft, widerlich und pervers.

Die Karlsruher Richter bezogen sich bei ihrem Ur-
teilsspruch auf das Grundrecht der freien Entfaltung
der  Persönlichkeit  und  der  Religionsfreiheit.  Nun
frage ich Sie allen Ernstes, wie lange wird es wohl
noch dauern, bis zum Beispiel afghanische Scharf-
richter in Deutschland steinigen und Hände abha-
cken dürfen

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

oder aber afrikanische Medizinmänner in Deutsch-
land ihren Voodooritualen nachgehen dürfen, wenn
sie ihre religiösen Motive glaubhaft machen? Wozu
brauchen wir denn überhaupt noch Gesetze? Lasst
sie doch einfach alle machen, was sie wollen und
woran sie glauben! Da laufen dann demnächst die
Frauen alle in langen Säcken mit Gitterfensterchen
umher, jeder Junge, jedes Mädchen wird dann be-
schnitten, angeklagte Satanisten werden dann frei-
gesprochen, weil sie ja an Satan glauben, und, meine
Damen  und  Herren,  die  Hexenverbrennungen  im
Mittelalter waren ja schließlich im Namen der Reli-
gion auch erlaubt! Ich frage Sie: Darf denn im Na-
men des Glaubens alles erlaubt sein? Hier sage ich
eindeutig: Nein! Das hat für mich mit Religionsfrei-
heit nichts mehr zu tun. So geht das nicht!

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]: Das
hat nichts mit Religionsfreiheit zu tun!)

Für mich sind das grausame, blutige Rituale, die
durch gar nichts zu rechtfertigen sind. Hier müsste
ein generelles Schächtverbot ausgesprochen wer-
den. Ich sage im Namen der Deutschen Volksunion
klar und deutlich: Wer in Deutschland lebt, hat sich
auch an die deutschen Tierschutzgesetze zu halten
und sonst gar nichts! Das deutsche Tierschutzgesetz
verbietet das Schächten und das Schlachten von Tie-
ren ohne vorherige Betäubung. Daran hat sich je-
der zu halten, basta! Für mich ist es unerträglich, dass
das Leiden der Tiere, diese Tierquälerei, in Deutsch-
land auch noch gesetzlich verankert wird.
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Meine Damen und Herren, dieses Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts wird von sehr vielen Men-
schen in Deutschland zu Recht abgelehnt. Dieses Ur-
teil ist nicht im Namen des deutschen Volkes ge-
sprochen worden. Dieses Urteil ist ein fürchterlicher
Rückschritt ins letzte Jahrhundert, der das Leiden von
tausenden Tieren nach sich ziehen wird. Wenn es
erlaubt wird, dass Tieren bei vollem Bewusstsein
qualvoll die Kehle durchgeschnitten wird, dann ge-
ben Sie nicht nur jenen gemäßigten Religiösen Recht,
die sich hier in Deutschland integrieren wollen, son-
dern den Extremisten unter ihnen. Hier wird eine
falsch verstandene Integrationspolitik auf die Schlacht-
bank gezerrt, meine Damen und Herren! Darum wird
dieses Urteil eine weitere Integration von Auslän-
dern in Deutschland sichtlich erschweren. Es wäre
besser gewesen, wenn das Verfassungsgericht aus
Gleichheitsgründen das Schächten generell verbo-
ten hätte.

Dieses erschreckende Urteil zeigt deutlich, dass
eine Verankerung des Tierschutzgesetzes im Grund-
gesetz unerlässlich ist, denn nur wenn das Tier-
schutzgesetz im Grundgesetz verankert ist, also wenn
der Tierschutz Verfassungsrang besitzt, kann eine
ernsthafte Abwägung zwischen dem Tierschutz und
anderen Werten der Verfassung erfolgen. Die Auf-
nahme des Tierschutzes ins Grundgesetz ist zudem
auch eine wichtige Voraussetzung dafür, den Schutz
der Tiere auch gegen die Ansprüche einer profitori-
entierten Wirtschaft durchzusetzen. Tiere sind eben
keine Sache, sie sind Lebewesen und Mitgeschöp-
fe, die auch dementsprechend zu behandeln sind.

Meine Damen und Herren, Tierschutz hat für die
Deutsche Volksunion oberste Priorität. Darum habe
ich auch im Namen der Deutschen Volksunion hier
schon einige Anträge für den Tierschutz eingebracht,
zum Beispiel Tierschutz im Grundgesetz zu veran-
kern, gegen die schrecklichen Tierversuche an der
Universität und so weiter, die Sie alle gemeinsam
zum Schaden des Tierschutzes scheinheilig abge-
lehnt haben. Herr Dr. Kuhn hat sich sogar noch dar-
über lustig gemacht! Sie waren es doch, der so groß-
spurig behauptet hat, Tittmanns Anträge zum Tier-
schutz brauchen wir nicht, das wäre alles Blödsinn
und Humbug.

Nun frage ich Sie, Herr Dr. Kuhn: Wie kommt es
dann, dass die Grünen zirka einen Monat später ei-
nen fast wortgleichen DVU-Antrag gegen die Affen-
versuche an der Bremer Universität hier eingebracht
haben? Wie kommt es dann, dass der Tierschutzver-
ein auch heute noch die gleichen Forderungen stellt,
zum Beispiel Aufnahme des Tierschutzes ins Grund-
gesetz und so weiter? Wo Sie doch damals zur Ab-
lehnung der DVU-Anträge noch behauptet haben,
das haben wir doch schon alles, das brauchen wir
doch nicht, alles unnütz! Irgendetwas kann an Ihrer
Begründung nicht stimmen! Deshalb rate ich Ihnen
und Ihrer Fraktion, anstatt mit den letzten pazifisti-
schen  grünen  Mitgliedern  einen  exotischen,  pazi-

fistischen grünen Streichelzoo einzurichten, sollten
Sie  lieber  diesem  Entschließungsantrag  der  Deut-
schen Volksunion im Sinne des Tierschutzes zustim-
men!

Meine Damen und Herren, das Erlauben des grau-
samen Schächtens ist ein Schlag ins Gesicht für je-
den tierliebenden Menschen, der noch Achtung vor
dem Leben unserer Mitgeschöpfe hat. Darum schau-
en Sie sich dieses Bild genau an, und stimmen Sie
zum Wohl dieser armen, geschundenen, gequälten
Kreaturen dem Antrag der Deutschen Volksunion zu!

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Herr Tittmann,
Sie haben ein Problem: Sie können noch so viel Krei-
de des Tierschützers fressen, Sie sind innerlich so
von dem Gift des Antisemitismus zerfressen, dass er
Ihnen doch aus allen Poren dringt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zuruf der Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich werde Ihnen das beweisen, Herr Tittmann! Ich
komme gleich dazu. Sie schreiben in Ihrem Antrag,
den Sie uns hier vorgelegt haben, die Bürgerschaft
solle, ich darf zitieren: „diese Art von Ritualmord ab-
lehnen“.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Genauso ist
es!)

„Ritualmord“ ist genau das Brand- und das Hass-
wort, mit dem seit 800 Jahren so viele blutige Po-
grome hier in Europa ausgelöst worden sind. Es war
nämlich der absurde Vorwurf des „Ritualmords“, Ju-
den würden aus religiösen Gründen zu ihrem Fest Pes-
sach Christenkinder töten, schlachten und das Blut
unter ihr Brot Matze mischen, und mit diesem tödli-
chen  Hasswort  belegen  Sie  eine  Form  des  Tötens
von Schlachttieren, das in langer Tradition von gläu-
bigen Juden und vielen gläubigen Muslimen in Be-
folgung religiöser Gebote, so wie sie sie verstehen,
ausgeübt wird.

Herr Tittmann, das erinnert nicht an Bilder und
Artikel im „Stürmer“? Das ist reinste antisemitische
Propaganda, die, wie damals die Nazis, sich die Sor-
gen, die Diskussionen von Tierschützern entstellend
zunutze machen will. Da beißt die Maus keinen Fa-
den ab, das ist genau das Gleiche, und das belegen
Sie in Ihrem Antrag, da können Sie noch so viel von
Tierschutz reden!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Genau diese martialische Schilderung, die Bilder,
die Sie vorführen, in der Tat, das sind schreckliche
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Bilder. Was meinen Sie, was für schreckliche Bilder
ich und jeder andere Ihnen hier zeigen könnten vom
ganz  normalen  Schlachten  in  jedem  deutschen
Schlachthof, wenn wir uns nicht – und ich glaube,
da gibt es keinen Konsens – insgesamt von dem Ver-
zehr von Tieren verabschieden wollen! Es gibt ja
Leute, die mit guten Gründen und selbst dafür ste-
hen, dass wir das machen, aber wir tun das nicht.

Ich kann Ihnen über jedes Schlachten, über jedes
Töten von Tieren solche Bilder zeigen und schon gar
über das Töten von Tieren beim Jagen! Ich habe noch
nie gehört, dass Sie und Ihre Vorgänger gegen das
Jagen und das Töten der Tiere dabei irgendwie Stel-
lung genommen hätten. Ich kann Ihnen das sowohl
zeigen als auch vorführen. Es ist nicht angenehm,
es ist nicht schön. Wir müssen aber, glaube ich, ge-
meinsam in einer Abwägung versuchen, das Leid,
das den Tieren dabei in der Tat zugefügt wird, und
darüber kann man gar nicht hinwegreden, so ge-
ring wie möglich zu machen.

Da kann man erst einmal sagen, die Wissenschaft
wird von beiden Seiten in Anspruch genommen. Die-
jenigen, die das Schächten für eine legitime Metho-
de halten, nehmen dafür in Anspruch, dass der durch
gut ausgebildete Schlachter rituell vollzogene ein-
malige Schnitt zu einer raschen Bewusstlosigkeit des
Tieres führt. Das kann man, und das haben die Tier-
schützer immer getan, bezweifeln. Beide Seiten füh-
ren wissenschaftliche Ergebnisse ins Feld. Ich ge-
stehe, dass ich durchaus Verständnis für die Haltung
habe, die sagt, bewiesen, dass das ganz bewusstlos
macht, ist es nicht. Ich habe viel Verständnis für die
Argumente der Tierschützer, aber es ist eine Abwä-
gungsfrage.

Das ist der große Vorteil dieses Beschlusses, dieses
Urteils des Bundesverfassungsgerichts, dass es die-
se Abwägung in vernünftiger und verantwortlicher
Weise vornimmt. Ich darf aus dem Beschluss zitie-
ren: „Er hat das Ziel, den Grundrechtsschutz gläu-
biger Muslime und Juden zu wahren, ohne damit
die Grundsätze und Verpflichtungen eines ethisch
begründeten Tierschutzes aufzugeben“, unter ande-
rem – und das ist ganz entscheidend! – dadurch, dass
der vorhandene graue Markt an Schlachtereien auf-
gehoben wird, dass das legalisiert wird, was näm-
lich Folgen für die Ausbildung und für die Bedin-
gungen hat, in denen das alles vor sich geht, und
dass durch weitere behördliche Auflagen alles da-
für getan wird, dass den zu schlachtenden Tieren
eben alle vermeidbaren Schmerzen und Leiden er-
spart werden.

Das Gericht hat auch nahe gelegt, dass in der Tat
eine  neue  Erwägung  passieren  müsste,  wenn  der
Tierschutz im Grundgesetz stünde. Ich weiß nicht,
wie das dann ausgeht. Keiner soll sich den Illusio-
nen hingeben zu sagen, damit wäre das Ergebnis
klar. Das ist genauso wie in unserer Landesverfas-
sung. Wie das Ergebnis dann aussieht, ist ganz of-
fen. Ich bin aber auch nach wie vor dafür, und die

Berliner Koalitionsfraktionen haben in der Tat be-
reits lange vor der DVU einen Antrag in den Bun-
destag eingebracht, das ins Grundgesetz zu schrei-
ben. Darauf bezog sich auch meine Kritik an Ihnen,
dass Sie mit Sachen kamen, die längst eingebracht
waren. Ich hoffe nach wie vor sehr, dass im Bundes-
tag auch eine Zweidrittelmehrheit dafür zustande
kommt.

Die Tierschutzverbände haben nach wie vor eine
prinzipiell andere Haltung. Sie respektieren jedoch
den Spruch des Bundesverfassungsgerichts und sa-
gen, es ist gut, dass endlich durch weitere Zusatz-
bestimmungen wenigstens alles getan wird, dass in
allen Formen des Schlachtens den Tieren so wenig
Leid wie möglich zugefügt wird. Die Richter haben
dafür gesorgt, dass Gleichheit herrscht, und sie ha-
ben auch hervorgehoben, dass allen, die hier bei uns
in Deutschland leben, seien es Christen, Juden oder
Muslime, das Recht zugestanden werden muss, re-
ligiöse Auffassungen auch bei solchen Dingen in An-
schlag zu bringen. Insofern halte ich dieses Urteil,
wie auch immer die Diskussion weitergeht, für ei-
nen Beitrag für den sozialen Frieden, der gleichzei-
tig auch die Belange eines recht verstandenen Tier-
schutzes durchaus berücksichtigt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Dr. Kuhn, Ihnen spreche ich
hier jedes moralische Recht ab, sich überhaupt zum
Thema Tierschutz zu äußern. Sie und Ihre Fraktion
waren es doch, die alle, aber auch alle Anträge, die
die Deutsche Volksunion hier zum Thema Tierschutz
eingebracht hat, abgelehnt haben. Also kommen Sie
jetzt nicht hier nach vorn und halten mit einem wei-
nerlichen Gesicht solche Büttenreden!

Meine Damen und Herren, meiner Meinung nach
haben unsere Verfassungsrichter wahrscheinlich kei-
ne Achtung vor der Kreatur,

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Und
Sie keine Achtung vor der Verfassung!)

denn sonst hätten sie nicht ein solch beschämendes
Urteil gesprochen. Das sage ich in aller Deutlichkeit:
Dieses Urteil wirft tiefe Schatten auf unsere Recht-
sprechung. Was meinen Sie, was bei einer Volksbe-
fragung herausgekommen wäre? Da bin ich einmal
gespannt.

Für die Deutsche Volksunion ist es unerträglich,
dass diese Art von Tierquälerei auch noch offiziell
von höchster Stelle abgesegnet worden ist. Dieses
Urteil ist ein Skandal sondergleichen. Ich frage mich,
in welchem Jahrhundert, in welchem Land wir ei-
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gentlich leben, wo so eine Schande möglich ist! Die
Deutsche Volksunion wird sich jedenfalls auch wei-
terhin rigoros gegen jegliche Tierquälerei und un-
eingeschränkt für den Tierschutz einsetzen. Ich bin
mir darüber hinaus ziemlich sicher, dass sich alle
Tierfreunde vehement gegen diese Tierquälerei zur
Wehr setzen werden und Ihnen, den Altparteien, bei
der nächsten Wahl in Bremen und Bremerhaven für
Ihre unredliche Politik die verdiente Quittung geben
werden.

Eines dürfte sogar Ihnen klar sein, dass dieses Ur-
teil zum Schächten die weitere Integration von Aus-
ländern in Deutschland deutlich erschweren wird.
Weil das Urteil bei jedem Menschen einer Hochkul-
tur tiefe Verachtung hervorrufen muss, kann ein sol-
ches Steinzeiturteil niemals, aber auch niemals im
Namen des Volkes ergangen sein. Es erging wohl
eher im Namen eines fatalen Integrationswahns, der
das Ziel verfolgt, sich nahezu kompromisslos frem-
den Religionen anzupassen und unterzuordnen.

Meine  Damen  und  Herren,  die  Ethik  des  Tier-
schutzes bleibt mit dem Schächten auf der Strecke.
Meine Toleranz für den unwürdigen Umgang mit
den armen Kreaturen findet dort ihre Grenze, wo
ihnen unnötiges Leid und unmenschliche Qualen zu-
gefügt werden. Lassen Sie es nicht zu, dass der Ko-
ran offensichtlich über deutschem Recht steht! Ich
finde, es ist eine bodenlose Frechheit und Anma-
ßung, wenn ich letzte Woche im „Weser-Report“ die
Aussage eines türkischen Gastarbeiters lesen muss,
der da sagt, das Schächten sei damals im Dritten Reich
von den Nazis verboten worden, also müsse wahr-
scheinlich auf Grundlage dieser Tatsache das Schäch-
ten jetzt in Deutschland wieder eingeführt werden.
Das kann es ja wohl nicht sein!

Ich bin es einfach Leid und habe es satt, wie viele
Millionen andere Deutsche auch, mich immer und
immer wieder bis in alle Ewigkeit von hier leben-
den Gastarbeitern, von Ausländern, mit solch an-
maßenden Vorwürfen andauernd erpressen zu las-
sen. Das habe ich nicht nötig, und das deutsche Volk
hat das nicht nötig, und schon gar nicht von Perso-
nen, die einer Nation angehören, die die Armenier
auf  das  Grausamste  und  Schrecklichste  niederge-
metzelt haben, meine Damen und Herren.

Damit es hier ein für alle Mal klar ist, ich sage es
in aller Deutlichkeit: Es steht doch jedem Auslän-
der, jedem Gastarbeiter frei, wenn es ihm in Deutsch-
land nicht gefällt, wenn ihm unsere deutschen Ge-
setze nicht gefallen und wenn er sich nicht an deut-
sche Gesetze halten möchte, Deutschland von heu-
te auf morgen zu verlassen. So einfach ist das!

(Abg. B e c k m e y e r  [SPD]:  Wir  spre-
chen über das Verfassungsgerichtsurteil!)

Das wäre auch im Interesse der hier anständig le-
benden Ausländer.

Meine Damen und Herren, die Deutsche Volks-
union  wird  jedenfalls  demokratisch  rigoros  dafür
kämpfen,

(Zuruf von der SPD: Wie wäre es einmal
mit dem deutschen Verfassungsgericht?)

dass Deutsche in Deutschland durch Ihre Politik nicht
zu Menschen zweiter oder dritter Klasse gemacht
werden.

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Entschließungsantrag des Abgeordne-
ten Tittmann, DVU, mit der Drucksachen-Nummer
15/1044 seine Zustimmung geben möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Entschließungsantrag ab.

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die
Sitzung bis 14.45 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.08 Uhr)

*
Vizepräsident Dr. Kuhn eröffnet die Sitzung wieder
um 14.47 Uhr.

Vizepräsident Dr. Kuhn: Meine Damen und Her-
ren,  die  unterbrochene  Sitzung  der  Bürgerschaft
(Landtag) ist wieder eröffnet.

Härtefallkommission einrichten

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Februar 2002
(Drucksache 15/1060)

Als Vertreter des Senats Herr Senator Dr. Böse,
ihm beigeordnet Staatsrat Dr. vom Bruch.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Dr. Güldner.
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Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident,  meine  Damen  und  Herren!  Lassen  Sie
mich zunächst kurz schildern, worum es bei unse-
rem Antrag, der Ihnen heute hier in der Bürgerschaft
vorliegt, Härtefallkommission einrichten, geht!

Es geht darum, dass im Ausländerrecht, und dar-
um handelt es sich ja letztendlich hier, Ermessens-
spielräume sind, die Ausländerbehörden in den Kom-
munen und Kreisen unterschiedliche Möglichkeiten
der Entscheidung in bestimmten Fällen, zum Bei-
spiel in Fragen von Aufenthaltsgewährung, Aufent-
haltsbeendigung und ähnlichen Dingen, einräumen.
Es geht also um diese Ermessensspielräume und um
Entscheidungsmöglichkeiten von Behörden, die un-
terschiedlich ausfallen können, aber jeweils trotz-
dem rechtmäßig und gesetzmäßig bleiben.

Es geht auch, und das ist natürlich ein ganz wich-
tiger Aspekt der Begründung für eine solche Kom-
mission, um humanitäre Aspekte, zum Beispiel wenn
Migranten  oder  Migrantinnen  sich  hier  langjährig
straffrei aufgehalten haben, eine Ausbildung mög-
licherweise noch beenden oder sich aber hier über
lange Jahre sehr gut integriert haben und auch eine
gute Integrationsprognose vorliegt.

Worum es nicht geht bei Fällen, die möglicher-
weise vor einer solchen Kommission landen: Es ist
kein Gnadenakt im Ausländerrecht, und es ist auch
kein Aushebeln des Ausländergesetzes oder gar des
Rechtsstaates. Hier haben wir in der Tat einige sehr
merkwürdige Interpretationen und Stellungnahmen
gehört,  zum  einen  im  Ausländerausschuss  dieses
Parlaments von einem Mitarbeiter des Senators für
Inneres, Kultur und Sport, der meinte, eine solche
Härtefallkommission als rechtsfreien Raum bezeich-
nen zu müssen, was sehr merkwürdig ist. Er unter-
stellt quasi, dass es in vier Bundesländern aktuell,
und jetzt kommt das Saarland mit absoluter Mehr-
heit der CDU noch dazu, also in fünf Landesregie-
rungen ganz offensichtlich einen rechtsfreien Raum
in diesem Bereich gibt. Ich werde Herrn Müller aus
dem Saarland gleich noch zitieren, dann kommen
wir darauf zurück, und Sie werden sehen, was es
damit auf sich hat. Das ist schon sehr abenteuerlich.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Aber auch der Vorsitzende der Jungen Union in
Bremen, Kollege Rohmeyer, hat sich dazu in der „taz“
vom 10. Januar 2002 geäußert. Dort hat er zum Punkt
Härtefallkommission gesagt – und zwar bezogen auf
den Koalitionspartner SPD in diesem Fall, der das ja
auch befürwortet –, man wolle das Ausländerrecht un-
terhöhlen, und die SPD stelle mit dem Vorschlag für
eine Härtefallkommission den Rechtsstaat in Frage.

Herr Rohmeyer, nun habe ich Sie hier schätzen
gelernt als einen Abgeordneten, der sehr merkwür-
dige Ansichten zur Bildungspolitik hat. Insofern sind
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Sie hier bekannt. Dass Sie aber in Ihrer Funktion als
Vorsitzender der Jungen Union einen derartigen Un-
fug erzählen und das noch in die Presse geben, dass
durch eine vollkommen rechtsstaatlich eingerichtete,
beschlossene und von allen getragene Härtefallkom-
mission der Rechtsstaat in Frage gestellt würde, das
hätte ich Ihnen, ehrlich gesagt, nicht zugetraut!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wo gibt es also eine solche Härtefallkommission?
Scheinbar streiten wir uns darüber, ob das Saarland
nun eine bekommt oder nicht, aber sei es drum. Es
gibt eine Härtefallkommission bereits in Nordrhein-
Westfalen, in Mecklenburg-Vorpommern, in Schles-
wig-Holstein und auch in Berlin.

In Berlin wurde sie während der großen Koalition
eingesetzt, und sie hat, nach einem Zwischenspiel
anderer Regierungen, unter anderem, wie ich höre,
erfolgreich unter dem Staatssekretär Dr. Kuno Böse
zu seiner Berliner Zeit gearbeitet. Also scheint es
auch da, Herr Rohmeyer, nicht so arg weit mit dem
rechtsfreien Raum und mit der Unterhöhlung des
Rechtsstaates her zu sein, denn dass unser heutiger
Innensenator in Berlin den Rechtsstaat unterhöhlt
hat, das wollen Sie doch bestimmt hier niemandem
erzählen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Das habe ich

ja gar nicht gewusst, Herr Böse!)

Ja eben, nicht wahr? Das fand ich auch interessant!
Wenn es eine solche Kommission einmal gibt, und
das haben wir auch in der Anhörung im Ausländer-
ausschuss gehört, dann kann man ganz offensicht-
lich auch von der Regierungsseite und der Verwal-
tung  her  damit  arbeiten.  Vielleicht  können  Sie  ja
nachher, Herr Böse, einiges aus Ihrer Erfahrung in
Berlin berichten.

Wie funktioniert eine Härtefallkommission? Bevor
ich das selbst erkläre, möchte ich Ihnen kurz aus
der Anhörung, die im Ausländerausschuss dieses
Hauses stattgefunden hat, zitieren, bei der der Ver-
treter der Härtefallkommission Nordrhein-Westfalens
erzählt hat, wie das im Land Nordrhein-Westfalen
vor sich geht. Ich zitiere mit Genehmigung des Prä-
sidenten: „Die Kommission ist ein beim Innenminis-
terium angesiedeltes, aber von Behörden unabhän-
gig arbeitendes Beratungsgremium, das aus zwei
Ministerialvertretern und sechs Vertretern nichtbe-
hördlicher Organisationen besteht. Sie behandelt An-
träge ausreisepflichtiger Ausländer, die geltend ma-
chen, dies bedeute für sie eine besondere Härte. Da-
rüber hinaus gibt sie allgemeine Empfehlungen zur
Handhabung ausländerrechtlicher Fragestellungen.
Die Kommission erledigt eine zeitnahe Beratung der
eingereichten Anträge.“ Während des laufenden Ver-
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fahrens bei der Härtefallkommission seien die Be-
hörden an vorbereitenden Maßnahmen für Abschie-
bungen nicht gehindert, entsprächen aber doch re-
gelmäßig der Bitte der Kommission, von diesen Maß-
nahmen während der Beratungen abzusehen.

Obwohl die Empfehlungen, das sagt ja schon das
Wort Empfehlungen, nicht bindend sind, ist es so,
dass die Behörden in Nordrhein-Westfalen in aller
Regel den Empfehlungen der Kommission folgen,
und, so hat der Vertreter Nordrhein-Westfalens hier
ausgeführt, das liegt zum großen Teil daran, dass
auch die Behörden die Empfehlungen dieser Kom-
mission nicht als Gnadenakt, sondern als ausschließ-
lich im Rahmen der geltenden Rechtsordnung aus-
gesprochene Empfehlungen betrachten. Er hat sie
als in Nordrhein-Westfalen sehr bewährt beschrie-
ben.

Er hat noch einen weiteren Aspekt angesprochen.
Mir ist allerdings – und ich komme ja gleich zu den
politischen Problemen dieser Frage – bei dem star-
ken Widerwillen in der CDU nie so richtig klar ge-
worden, warum Sie das eigentlich nicht auch unter
diesem Aspekt sehen können. Er hat nämlich ge-
schildert, dass sich die Akzeptanz der Entscheidun-
gen im Ausländerrecht, nachdem diese ganz weni-
gen Einzelfälle, um die es ja letztendlich geht, dann
auch noch in dieser Härtefallkommission beraten
worden sind, erheblich erhöht habe, dass die Be-
hörden nach anfänglicher Skepsis, und die sei ih-
nen ja auch zugestanden, sich sehr wohl positiv über
die Arbeit der Kommission äußern würden und dass
man inzwischen auch im politischen Raum den Wert
der Kommission, vielleicht mit unterschiedlichen
Interessen und aus unterschiedlichen Blickwinkeln,
aber doch auf allen Seiten des politischen Spektrums,
sehr wohl einsehen würde.

Das heißt, wenn man sich einmal die Ergebnisse
der hier stattgefundenen Anhörung anschaut, wenn
man sich die verschiedenen Argumente anschaut,
die für die Einrichtung einer solchen Härtefallkom-
mission sprechen, dann kann es im Grunde genom-
men  nur  eine  Konsequenz  geben,  die  wir  als
Parlament daraus ziehen, nämlich dass wir eine sol-
che Härtefallkommission für das Land Bremen ein-
richten, meine Damen und Herren! Genau das ver-
langt unser Antrag, der Ihnen heute auf dem Tisch
liegt.

Nun zur politischen Situation in Bremen und war-
um diese Härtefallkommission dennoch gegen alle
Erfahrungen aus der Anhörung, die stattgefunden
hat, und gegen alle Argumente nicht eingerichtet
wird! Schauen wir einmal, wie das der Fraktions-
vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei, Jens
Böhrnsen, betrachtet! Ich darf ihn mit Genehmigung
des Präsidenten zitieren. Er sagt: „Ich denke, es ist
wichtig, den Sachverstand solcher Organisationen,
solcher Vertreter einzuholen, und es ist zum zwei-
ten aber auch wichtig, um eine richtige, um eine
humanitär verantwortbare Entscheidung zu treffen,

und dass es drittens auch wichtig ist, dass wir Ent-
scheidungen treffen, die eine hohe Akzeptanz in Ge-
sellschaft und Politik haben.“

Ich füge hinzu: Die sozialdemokratischen Vertre-
ter im Ausländerausschuss, wie eben auch ihr Frak-
tionsvorsitzender, haben sich sehr für diese Kommis-
sion eingesetzt, sind aber letztlich an der Koalitions-
vereinbarung gescheitert. Das heißt, die Regierung
ist in dieser Frage nicht handlungsfähig, weil es zwei
völlig gegensätzliche Meinungen gibt. Sie können
über das Problem Härtefallkommission zwar reden,
sie können Anhörungen veranstalten, sie können
Ausführungen machen, aber handeln, die eigentli-
che Aufgabe einer Regierung und auch dieses Se-
nats, können sie in dieser Frage nicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es gibt noch andere Politiker im Lande Bremen,
die ganz offensichtlich diesem Gedanken etwas ab-
gewinnen. Dazu scheint auch, und ich habe das auch
aus anderen Ausführungen gehört, der Innensena-
tor Dr. Böse zu gehören. Ich möchte ihn zitieren aus
einem Schreiben, das hier vorliegt, das im Rahmen
des Petitionsausschuss an die Flüchtlingsinitiative in
Bremen  gegangen  ist.  Der  Innensenator  schreibt
dort: „Ich möchte noch einmal ausdrücklich darauf
hinweisen, dass auch nach meiner Auffassung die
Beendigung  des  Aufenthaltes  in  Einzelfällen  auf-
grund der besonderen Umstände schwer nachvoll-
ziehbar ist und ein gewisser, allerdings eng begrenz-
ter  Ermessensspielraum  auch  in  den  Fällen  eines
nicht rechtmäßigen Aufenthaltes oder einer illega-
len Einreise wünschenswert wäre.“

Damit bringen Sie doch das Unbehagen, das wir
alle haben, zum Ausdruck, dass es immer wieder
Einzelfälle gibt, bei denen es nach menschlichen
Ermessen nahe liegen würde, die besondere persön-
liche  Konstellation  und  die  besondere  rechtliche
Würdigung zu beachten – und ich habe vorhin ja
schon  gesagt,  welche  anderen  Faktoren  noch  mit
hineingehören – und hier eine Ausnahme zu ma-
chen, einen Härtefall anzuerkennen und möglicher-
weise ein Bleiberecht, vielleicht für eine gewisse Zeit
oder bis zur Beendigung der Ausbildung, vielleicht
aber auch auf Dauer oder mit Möglichkeit zur Wei-
terwanderung, es gibt viele Lösungen im Rahmen
von Härtefallkommissionen, zuzugestehen.

Jetzt kommen wir wieder auf das Saarland zurück!
Auch im Saarland ist es so, dass man dies nun auf
der  Bundesebene  eingebracht  hat.  Das  heißt,  das
Saarland möchte, dass sich auf Bundesebene in den
Bundesgremien die Bundesländer darauf verstän-
digen, entsprechende Regelungen einzuführen. Es
bleibt aber nichtsdestoweniger die Tatsache, dass
wir im Land Bremen als Parlament die Stelle sind,
die die Härtefallkommission hier beschließen und
einrichten müsste. Es gibt keine Überlegung für eine
bundesweite Härtefallkommission, sondern es gibt
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sie für das Land. Hier im Land sind Sie nicht hand-
lungsfähig und blockieren sich gegenseitig, wie es
in diesem Punkt augenscheinlich der Fall ist.

(Glocke)

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. Es sieht
so aus, und das ist sehr bedauerlich, weil ich ja das
Engagement in diesem Haus auf dieser Seite auch
verfolgt habe, als ob in allen Fragen, bei denen es
um humanitäre Angelegenheiten geht, die CDU in
der großen Koalition in Bremen ein Vetorecht hat.
Dieses Vetorecht ist sehr zum Nachteil Bremens, der
Betroffenen, ihrer Familien und Freunde und zum
Nachteil des sozialen Friedens in Bremen. – Vielen
Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Die nächste Rednerin ist
die Abgeordnete Frau Iletmis.

Abg. Frau Iletmis (SPD) *): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Mir fällt heute die undankbare
Rolle zu, einem Antrag der Grünen, dessen Anlie-
gen wir Sozialdemokraten nicht nur teilen, sondern
für das wir jedenfalls in Bremen auch das Urheber-
recht beanspruchen, die Zustimmung zu verweigern.
Ich hätte diesem Antrag sonst aus vollem Herzen
zugestimmt. Deswegen ärgert es mich auch beson-
ders. Es ärgert mich auch, weil unser Koalitionspart-
ner sich weigert, eine richtige Sache mitzumachen.

(Beifall bei der SPD)

Eine Härtefallkommission im Ausländerrecht, wie
sie in Berlin, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vor-
pommern  und  Nordrhein-Westfalen  eingerichtet
wurde, würde uns auch in Bremen gut zu Gesicht
stehen. Worum geht es? Aus Anhörungen im Aus-
länderausschuss  sowie  weiteren  Gesprächen  ist
deutlich geworden, dass ein solches Gremium als
anerkannter Partner den Dialog zwischen Betroffe-
nen, Behörden und auch den Parteien fördert.

Herr Senator Böse, es bestreitet niemand, dass die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ausländerbe-
hörde in Bremen und Bremerhaven rechtlich klare
Entscheidungen treffen. Es bestreitet auch niemand,
dass sie sich dabei auch von humanitären Gesichts-
punkten leiten lassen, aber es gibt eben auch zahl-
reiche Fälle im Ausländerrecht und im wirklichen
Leben auch, in denen man das so, oder aber auch
anders entscheiden könnte.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Genau diese Fälle sorgen in unseren Städten im-
mer wieder für Aufregung. Sie, Herr Senator, haben
im Fernsehen und in anderen Medien oft erklärt, Sie
würden, wenn Ihnen das Recht die Möglichkeit lie-
ße, auch oft gern anders entscheiden. Da möchte ich
Sie ernst nehmen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir sind uns zwar uneinig darüber, wo Ihnen das
Ausländerrecht diesen Entscheidungsspielraum lässt
beziehungsweise nicht lässt. Ich frage mich aber auch,
warum Sie sich dann zum einen nicht der Initiative
Ihrer Parteifreunde im Saarland anschließen und für
eine Härtefallklausel im Ausländerrecht streiten.

(Beifall bei der SPD)

Ich frage mich zum anderen, warum Sie sich so
sehr dagegen wehren, in Fällen, in denen Ihnen das
Gesetz diesen Ermessensspielraum lässt, guten Rat
von außen anzunehmen, nämlich den guten Rat ei-
ner Härtefallkommission. Es sitzen Regierungsver-
treter, Vertreter der großen Kirchen, anderer nicht-
staatlicher Verbände und von Flüchtlings- und Mi-
grantenverbänden  darin.  Ihre  Bedenken  und  Ihre
Ängstlichkeit verraten stark mangelndes Vertrauen
gegenüber den Kirchen und engagierten Initiativen.
Wovor haben Sie denn Angst? Das ist mir nicht ver-
ständlich. Dass vielleicht in einigen Fällen, in denen
Sie es nicht möchten, eine positive Entscheidung ge-
fällt wird?

Auf Antrag der von der Ausreisepflicht betroffe-
nen Ausländer befasst sich dieses Gremium mit Ein-
zelfällen und gibt Empfehlungen, die in engagier-
ten und fachgerechten Beratungen lange diskutiert
wurden, an die Ausländerbehörde. Diese behält das
Letztentscheidungsrecht.  Von  einer  Unterhöhlung
des Ausländerrechts oder einer Infragestellung des
Rechtsstaates, wie Herr Rohmeyer, den muss ich lei-
der auch noch einmal dazu benennen, gemeint hat
herausposaunen zu müssen, kann also nicht die Rede
sein.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe immer gedacht, die Jugendorganisatio-
nen der Parteien seien immer einen Schritt weiter
als ihre Mutterparteien. Das habe ich anders erfah-
ren müssen. Ich denke, Sie müssen aufhören, Herr
Rohmeyer, hier jetzt schon mit dumpfen Parolen
Wahlkampf zu machen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zuruf der Abg. Frau S t r i e -

z e l  [CDU])
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Machen Sie sich erst einmal schlau, und informie-
ren Sie sich! Ich habe mich genug informiert! Ich
habe ja auch vorgeschlagen, dass wir diese Anhö-
rung durchführen!

Das Ergebnis dieses Bemühens der Härtefallkom-
mission können Sie in den Berichten der Kommis-
sionen, die wir im Ausländerausschuss gehört ha-
ben, ablesen. Seit Einführung der Härtefallkommis-
sion in Nordrhein-Westfalen im Jahr 1996 wurden
zirka  3200  Fälle  beraten.  In  17  Prozent  der  Fälle
wurde  eine  Empfehlung  im  Sinne  des  Antragsbe-
gehrens gegeben, in 25 Prozent der Fälle wurden
positive Empfehlungen innerhalb des Antragsbegeh-
rens ausgesprochen. In den meisten Fällen folgte die
Ausländerbehörde den Empfehlungen. Die Auslän-
derbehörden stehen der Härtefallkommission inzwi-
schen durchaus positiv gegenüber. Durch Sachver-
stand wie Dialog- und Konfliktbereitschaft der Mit-
glieder, der nicht staatlich anerkannten Kirchen und
anderer Verbänden, die sicherlich auch unterschied-
liche Grundeinstellungen haben, kommt es zu einer
höheren Akzeptanz, und das führt dazu, dass das
Verfahren nicht so lange dauert.

Die beteiligten Organisationen wirken durch die
Einbindung in die Rechtspraxis. Außerdem glaube
ich, dass dadurch das Misstrauen gegenüber den Be-
hörden und den Parteien abgebaut wird.

(Beifall bei der SPD)

Dass die Verfahren generell verzögert werden, ver-
waltungsrechtliche Bestätigungen von Entscheidun-
gen wieder in Frage gestellt würden oder finanziel-
le Belastungen für die Kommune oder Mehrarbeit
entstehen könnten, hat sich hier nicht bestätigt.

Die Entscheidungen, die den Empfehlungen ei-
ner Härtefallkommission folgen, berücksichtigen in
besonderer Weise den von den beiden Koalitions-
fraktionen, nämlich CDU und SPD, in der letzten Le-
gislaturperiode beschlossenen Grundsatz, ich zitie-
re mit Genehmigung des Präsidenten, „bei auslän-
derrechtlichen  Entscheidungen  zugunsten  der  be-
troffenen  Ausländerinnen  und  Ausländer  zu  ent-
scheiden, sofern nicht zwingende öffentliche Gründe
dem entgegenstehen und die Ermessensspielräume
des  Ausländerrechts,  so  dass  ausländerrechtliche
Entscheidungen getroffen werden, die unter huma-
nitären Gesichtspunkten erforderlich sind und die
den Interessen aller Bevölkerungsteile und ihrem
Zusammenleben gerecht werden“. Das ist doch ein
guter Beschluss. Warum wollen wir das dann nicht
auch praktizieren?

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Unser Fraktionsvorsitzender hat auch in Diskus-
sionen mehrfach, und auch der CDU-Fraktionsvor-
sitzende hat in Einzelfällen immer wieder darauf hin-

gewiesen: Diese Entscheidungen werden sowohl von
den Betroffenen als auch von der Öffentlichkeit weit
mehr akzeptiert als Behördenentscheidungen. Dies
hätte die Behörden, das Ressort und den Petitions-
ausschuss  auch  arbeitszeitlich  gesehen  entlasten
können.

Dass ich den Antrag der Grünen ablehnen muss,
ärgert mich aber auch ein bisschen, weil Sie, Herr
Dr. Güldner, wissen, dass der Koalitionsvertrag von
SPD und CDU es, wie jeder Koalitionsvertrag, ei-
nem Partner verbietet, gegeneinander abzustimmen.

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Was soll dann dieses Spielchen? Nein! Sie wissen,
dass wir eine Große Anfrage gestellt und darüber
ausführlich diskutiert haben. Deswegen verstehe ich
auch Ihre Spielchen nicht. Ich empfinde das so ein
bisschen als ein Stehlen der Initiative, um dann mit
dem Finger auf uns zeigen zu können. Das finde ich
ein bisschen albern!

(Beifall bei der SPD)

Es sollte uns um den Inhalt gehen und nicht da-
rum, wer hier welche Rolle zu spielen hat. Die Bun-
destagswahl rückt aber näher. Wie Sie alle aus der
Zeitung, dem Fernsehen oder Radio erfahren, müs-
sen wir uns wahrscheinlich daran gewöhnen, wie
auch heute von dem Vertreter der DVU immer wie-
der zu hören war, dass, wenn das Wahlprogramm
inhaltlich nichts mehr hergibt, die Ausländer- und
Flüchtlingsthematik mehr nachrückt und man über
sie diskutiert. Das gefällt mir auch nicht.

(Beifall bei der SPD)

Wir stimmen dem Antrag der Grünen leider nicht
zu, aber das Thema bleibt für uns Sozialdemokra-
ten auf der Tagesordnung, und wir werden es auch
als Ziel für die nächste Bürgerschaftswahl nicht auf-
geben. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster erhält das
Wort der Abgeordnete Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Vorweg kurz zu Herrn Dr.
Güldner, zu Ihrem ersten Punkt, Junge Union! Wenn
Sie mit der Jungen Union irgendwelche Themen aus-
tauschen wollen, machen Sie das auf einer anderen
Ebene, aber nicht hier!

(Beifall bei der CDU)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Die Junge Union ist eine autonome Organisation in
der CDU, und von daher steht es auch dem Vorsit-
zenden frei, sich in jeder Richtung zu äußern.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
In jeder?)

Zweitens: Sie sprechen von Einzelfällen. Herr Dr.
Güldner hat von wenigen Einzelfällen gesprochen,
Frau Iletmis hat da schon von mehreren Fällen ge-
sprochen. Ich füge noch hinzu, leider sind auch ei-
nige Fälle dabei gewesen, um die wir uns beson-
ders gekümmert haben, bei denen es sich um Rechts-
brecher handelte, und ich bin schon allein an dem
Punkt nicht bereit, Unterstützung zu gewähren.

(Beifall bei der CDU)

Grundsätzlich hinsichtlich der Frage, was man in
Koalitionen voranbringt und was nicht: Da will ich
einmal auf eine Debatte hinweisen, die schon etwas
zurückliegt, in der es um Rückführungszentren ging,
die gefordert wurden und die in Niedersachsen, in
Nordrhein-Westfalen  und  anderen  Bundesländern
mit Erfolg praktiziert werden, weil die, die da in ihre
Heimatländer zurückgeführt werden sollen, entspre-
chend betreut werden et cetera, ich will jetzt darauf
nicht näher eingehen. Damals sind wir aber hier in
diesem Haus auch nicht zu einem Erfolg gekommen,
weil es abgelehnt wurde, und wir haben es auch ge-
tragen. Wir versuchen es immer wieder, und so kön-
nen Sie vielleicht, wenn die Zuwanderungsregelung
auf Bundesebene getroffen wurde, erneut versuchen,
Ihre Härtefallregelung hier unterzubringen.

(Beifall bei der CDU)

Sie unterstellen auch in Ihren Aussagen, dass eine
solche Einrichtung eine hohe Akzeptanz in der Be-
völkerung findet. Dies würde ich zunächst einmal
als Unterstellung darstellen wollen, weil ich nicht
der Auffassung bin, dass die Bevölkerung so etwas
vorbehaltlos akzeptieren würde.

(Beifall bei der CDU)

Ich vernachlässige jetzt die Frage, ob das Wahl-
kampf ist oder nicht. Wir haben diesen Antrag hier
nicht eingebracht, deswegen machen wir auf dieser
Basis, weil es sich auch gar nicht dafür lohnt, jeden-
falls keinen Wahlkampf.

Ich sage noch einmal, Frau Iletmis, Koalitionen be-
deuten immer Kompromisse, möglichst gute Kom-
promisse. Sie sehen in diesem Kompromiss sicher-
lich einen schlechteren Kompromiss, wir sehen dar-
in einen guten Kompromiss. Es ist aber so, wie es
ist. Wir lehnen diesen Antrag gemeinsam ab, und
ich bin letztendlich froh, dass auch hier die SPD un-

ter diesem Koalitionsaspekt die Zustimmung versa-
gen wird.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]:
Soviel zum Kompromiss!)

Ich komme gleich in meinen weiteren Ausführun-
gen noch auf Einzelpunkte zu sprechen, die den Er-
messensspielraum et cetera betreffen oder auch die
Lesung von Herrn Dr. Güldner aus den Aussagen
der Innenbehörde. Sie haben nämlich nicht weiter-
gelesen, das werde ich gleich nachholen. Dann wird
auch deutlich, was der Innensenator eigentlich ge-
meint hat, nämlich nicht das, was Sie hier sinnent-
stellend vorgetragen haben.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage also insgesamt: Wir lehnen, und das stel-
le ich noch einmal heraus, es ist ja schon gesagt wor-
den, in der Tat diesen Antrag ab. Die SPD hat ja an-
gekündigt, dass sie dem zwangsweise beitreten wird.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]:
Soviel zum Kompromiss!)

Ansonsten darf ich auch noch vorweg sagen: Ich
wäre eigentlich froh gewesen, wenn wir die Große
Anfrage der SPD zu diesem Thema gleich mit „ver-
arbeitet“ hätten. Ich glaube, es wäre interessant ge-
wesen, welche Position der Senat in der Gesamtheit
in dieser Frage vertritt. Dann hätte die Diskussion
vielleicht auch noch einen etwas anderen Drall be-
kommen, und wir wären vielleicht am Ende alle et-
was schlauer. Vielleicht!

Ich habe auch immer erklärt, wenn mir jemand
wirklich konkret begründen würde, worin ein Vor-
teil dieser Härtefallkommission liegt, wäre ich gern
bereit, meine Meinung zu ändern. Ich habe aber,
glaube ich, alle Varianten durchdacht und bin zu kei-
nem anderen Schluss gekommen. Eine solche Här-
tefallkommission ist in der Tat überflüssig.

Zum Antrag der Grünen! Die Hinweise auf die
Härtefallkommission sind zunächst sicher interes-
sant, aber nicht relevant. Die CDU im Saarland er-
arbeitet eine Initiative im Hinblick auf das noch fest-
zulegende Zuwanderungsrecht des Bundes, es ist
also eine völlig offene Position. Es gilt also die Re-
gelung des Bundes, auch in möglichen Härtefallre-
gelungen abzuwarten. Auch deshalb ist die Härte-
fallkommission abzulehnen.

Im Einzelnen zu den Punkten, die dort als Erfah-
rungswerte vorgetragen werden! Erstens: Zu den hu-
manitären Erwägungen sage ich, dass auch im Recht
durchaus Regelungen getroffen worden sind und be-
stehen, die als humanitär zu gelten haben. Das Zwei-
te ist: Es hat in jedem Fall, gerade bei diesen sehr
sensiblen Geschichten, die wir in jüngster Vergan-
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genheit hatten oder auch noch vor uns haben, eine
Reihe von wirklich intensiven Einzelfallprüfungen
gegeben, die noch einmal alle Möglichkeiten be-
rücksichtigt  haben  und  zu  dem  Ergebnis  gekom-
men sind, dass leider nichts anderes als eine Rück-
führung in das Heimatland möglich ist.

Zu dem Punkt, dass im Vorfeld langwieriger Ver-
fahren und Prozesse konkrete Lösungen gefunden
würden, frage ich zunächst einmal, welche Lösungen
gefunden werden sollen, die sich im Rahmen des
geltenden Rechts ergeben. Darüber hinaus bezweifle
ich auch, dass die Verfahren dadurch entlastet be-
ziehungsweise verkürzt werden könnten. Ich be-
fürchte im Gegenteil, dass hierdurch in diesen Ver-
fahren, die aus meiner Sicht ohnehin schon viel zu
lange dauern – wir haben insbesondere im Asylver-
fahrensbereich eine Dauer von zehn bis 13 Jahren,
das ist eine viel zu lange Zeit –, nur noch ein weitere
Verzögerung eintritt, die nicht hinnehmbar ist.

(Beifall bei der CDU)

Sie  schreiben  dann  weiter:  Als  Erfahrungswert
werden sachliche Empfehlungen ausgesprochen, die
von allen betroffenen Behörden und Hilfsorganisa-
tionen mitgetragen würden. Also, dass die mögli-
cherweise von Hilfsorganisationen mitgetragen wür-
den, kann ich mir durchaus vorstellen. Ich kann mir
weniger vorstellen, dass die Behörden, wenn sie se-
hen, dass es rechtlich nicht machbar ist, hier mitma-
chen und dies mittragen würden.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sie hätten einmal in die Anhörung

kommen sollen!)

Hinzu kommt, dass man, wenn man das so ver-
bindlich gestalten will, Herr Dr. Güldner, dann in
der Tat eine Rechtsgrundlage dafür schaffen muss,
die so etwas auch verbindlich regelt, denn nur dann
ist eine solche Empfehlung auch mit verbindlichem
Charakter zu versehen und entsprechend behörd-
lich zu berücksichtigen. Ich kann auch aus Ihrem
Antrag nicht erkennen, welche Grundlage das wie
gesagt sein soll. Auch insofern können Sie sich viel-
leicht noch einmal melden und mir oder uns das noch
einmal darlegen.

Ich darf darauf hinweisen, dass es auch ohne Här-
tefallkommission in Einzelfällen genügend Fürspre-
cher gibt, teilweise auch undifferenziert, die für die
Betroffenen eintreten. Da sind vielerlei Initiativen hier
in Bremen, die wir alle kennen, es sind Einzelperso-
nen, Flüchtlingsinitiativen, runde Tische, Schulen,
teilweise Arbeitgeber, Arbeitskollegen, Kirchen und
so weiter. All diese Fürsprecher sprechen Senat, Bür-
gerschaft und Petitionsausschuss an. Unterstützt wer-
den sie häufig von Rechtsanwälten, die ihr beson-
deres Engagement in Asylverfahren erkennen las-
sen. Insbesondere der Petitionsausschuss geht sehr

sorgfältig und gewissenhaft mit allen Petitionen um,
ich hätte beinahe gesagt, das ist auch gut so.

(Beifall bei der CDU)

Im Verwaltungsbereich kümmern sich darum, um
kurz ein Bild von der großen Zahl der Befassten zu
skizzieren: die Ausländerbeauftragte der Bundesre-
gierung, der Bundesbeauftragte beim Bundesamt für
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, der Ho-
he Flüchtlingskommissar der UN, die Ausländerbe-
auftragte des Senats in Bremen, die Ausländerab-
teilung beim Senator für Soziales und parlaments-
seitig der Petitionsausschuss vornehmst, aber auch
der Ausländerausschuss und damit nicht zuletzt die
Bürgerschaft in Gänze.

Im Rahmen des Ausländergesetzes, des Asylver-
fahrensgesetzes und der Verordnungen und so wei-
ter arbeitet das Bundesamt für die Anerkennung
ausländischer  Flüchtlinge  mit  dem  Einzelfallent-
scheid. Das heißt, dass jeder einzelne Fall auf Herz
und Nieren geprüft wird und anhand des geltenden
Rechts geprüft wird, ob ein Verbleib des Betroffe-
nen aufgrund des Asylrechts stattfinden kann oder
er oder sie abzulehnen ist. Dafür gibt es darüber hin-
aus ja auch noch eine Filiale des Bundesamtes in
Bremen an der Steinsetzerstraße sowie das Auslän-
deramt, den Senator für Inneres als Aufsichtsbehör-
de und im Besonderen auch, wenn sie damit befasst
sind, die Verwaltungsgerichte, Oberverwaltungsge-
richte, das Bundesverwaltungsgericht und das Bun-
desverfassungsgericht.

Ein Teil des Petitionsausschusses, das darf ich in
diesem Zusammenhang auch noch anmerken, ist vor
einiger Zeit in Nürnberg gewesen und hat sich dort
umgesehen, und ein Teil des Petitionsausschusses
ist auch hier in Bremen in der Filiale gewesen. Mir
ist gesagt worden – ich bin an diesen Tagen nicht
dabei gewesen, weil ich in Nürnberg und auch hier
in der Steinsetzerstraße schon war –, dass der Ein-
druck so war: Hier wird wirklich sachgerecht und
objektiv gearbeitet und werden auch objektive und
sachgerechte Entscheidungen herbeigeführt.

(Beifall bei der CDU)

Auch deswegen, sage ich, ist eine solche Härte-
fallkommission überflüssig. Ich füge hinzu: Wer das
Bedürfnis hat, sich in diesen Fragen zusammenzu-
schließen, ob Kirchen, Initiativen oder sonst etwas,
kann das doch tun. Das ist allen freigestellt, und sie
können sich letztlich auch alle mit uns direkt aus-
einander setzen. Dafür sind wir gerade in Bremen
auf viel zu engem Raum, als dass das nicht möglich
sei. Die Rechtswegegarantie, die in Deutschland sehr
ausgeprägt nutzbar ist, ergibt sich dann darüber hin-
aus aus Artikel 19 Absatz 4 Grundgesetz, dies ist
bekannt. Ich wäre für eine Minimierung der Instan-
zen. Ich sehe, dass dadurch die Verfahrensdauer er-
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heblich verkürzt werden könnte. Das wird aber si-
cherlich auch eine Sache sein, die letztendlich und
vornehmst auf Bundesebene zu regeln ist.

(Glocke)

Ich komme zunächst einmal zum Schluss! Je län-
ger also Bewerber, und das ist nachvollziehbar, in
Deutschland Aufenthalt haben, desto größer wird die
Erwartungshaltung der Betroffenen, hier bleiben zu
können. Damit verbunden ist dann auch, dass sie in
aller  Regel  wesentlich  schwerer  zurückzuführen
sind, weil sie sich natürlich, je länger sie hier woh-
nen, desto mehr an die Gewohnheiten anpassen, und
je länger sie Schüler sind und hier Schulen besu-
chen, desto mehr werden sie da auch integriert, was
ich im Übrigen gut finde.

Deswegen haben wir auch mit meinen beiden SPD-
Kolleginnen über die Position des Neunzehnjähri-
gen gesprochen, und ich habe an der Stelle auch
noch einmal betont, ich glaube, dass bestimmte Ein-
zelfälle durchaus positiv geregelt werden können,
aber vor allem, und das ist meine Erfahrung aus
zweimaliger Mitgliedschaft im Petitionsausschuss
und als Berichterstatter für Ausländer, dass man viele
Dinge im ruhigen Fahrwasser ohne die Öffentlich-
keit wesentlich besser durchbekommen kann als mit
der Öffentlichkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
Senator Dr. Böse.

Senator Dr. Böse *): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir haben es mit ei-
ner Diskussion um das geltende Ausländergesetz zu
tun. Dieses Ausländergesetz sieht eine Härtefallkom-
mission nicht vor. Übrigens sieht dies auch der Ent-
wurf der rotgrünen Bundesregierung, von Herrn Schi-
ly vorgelegt, nicht vor.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Fordern Sie das
doch!)

Ich komme gern dem Kollegen Schily zur Hilfe, Herr
Kleen, aber in diesem Fall überlege ich mir dies in
der Tat.

Um gleich einmal darauf zurückzukommen, was
hier falsch über das Saarland berichtet wurde, ich
habe mit meinem Freund Peter Müller extra noch
einmal deswegen telefoniert! Meine Damen und Her-
ren, das Saarland hat in Ergänzung dessen, was Rot-
grün in Berlin vorgelegt hat, einen Antrag im Hin-
blick auf ein neues Ausländergesetz gestellt. Schily
hat explizit Stellung genommen und gesagt, er will
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

so etwas nicht haben! Er will so etwas nicht! Das
Saarland hat gesagt, und das entspricht meinen Äu-
ßerungen  in  dem  von  Herrn  Dr.  Güldner  zitier-
ten Brief, bei Einzelfällen, die eine absolute Ausnah-
me sein müssen!

Ich gebe zu, dass dieser neunzehnjährige Schüler
der Familie, die jetzt abgeschoben wurde, der hier
in Rede stand, er ist ja untergetaucht, bis er 14 Jah-
re alt war, wiederholt straffällig geworden ist, da-
nach aber nicht mehr und sich integriert hat, mögli-
cherweise ein Ausnahmefall gewesen wäre, bei dem
man  hätte  anders  entscheiden  können,  wenn  da
nicht nach Paragraph 30 Ausländergesetz die Be-
dingung gewesen wäre, dass illegaler Aufenthalt der
Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis entgegensteht.
Deswegen habe ich auch öffentlich gesagt, und das
ist die Initiative des Saarlands in Hinsicht auf ein
neues Gesetz, in absoluten Ausnahmefällen eine sol-
che Möglichkeit einzuräumen, dass auch bei illega-
lem  Aufenthalt  eine  Ausnahme  gemacht  werden
kann, aber gebunden daran, dass der bereits von
Herrn Herderhorst zitierte Artikel 19 Absatz 4, näm-
lich  die  Rechtswegegarantie,  nicht  zum  Tragen
kommt, denn dann ist das ausgeschlossen!

Das kann nicht sein, dass in absoluten Ausnah-
mefällen so etwas gemacht wird und dann in einem
Einzelfall entschieden wird, und anschließend gibt
es dann die berühmten Präzedenzfälle, die auf dem
Wege  der  diversen  Verwaltungsgerichtsinstanzen
einzuklagen sind. Das sagt auch Peter Müller, das
sagt auch das Saarland. Nur unter dieser Bedingung
sind sie bereit, eine solche eng gefasste Regelung
zu machen.

Meine Damen und Herren, dies unterstütze ich in
einem solchen Ausnahmefall, aber der Abgeordne-
te Dr. Güldner hat ja davon gesprochen, dass das
gegenwärtige Ausländergesetz Ermessensspielräu-
me zulässt. Herr Dr. Güldner, das ist richtig und
falsch! Ich war selbst bei den Anhörungen Anfang
der neunziger Jahre beteiligt. Der Gesetzgeber hat
bewusst die Ermessensspielräume des gegenwärtig
geltenden Ausländergesetzes fast ausgeschlossen.
Es gibt sie in einigen Fällen, weil nach dem bis da-
hin geltenden Ausländerrecht – ich nehme einmal
dieses Wort, und ich kann es auch belegen – in der
Praxis einzelner Bundesländer mit dem Ermessen
Schindluder getrieben wurde.

(Abg. B ö h r n s e n  [SPD]: Quatsch!)

Deswegen hat sich im Übrigen auch die SPD dazu
bekannt, ein neues Gesetz vorzulegen. Dies sagt im
Übrigen auch, weil hier Quatsch gerufen wird, Herr
Schily. Das sagen auch Leute wie Herr Wiefelspütz,
meines  Wissens  ja  Sprecher  der  sozialdemokrati-
schen  Fraktion  im  Innenausschuss  des  Deutschen
Bundestags.

Meine Damen und Herren, dieses Ermessen, wenn
es denn vorhanden ist, wird zugunsten des Auslän-
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ders ausgeübt. Das ist richtig so. Wenn aber kein
Ermessen da ist, kann es auch nicht ausgeübt wer-
den. Mit der Einrichtung einer Härtefallkommission
gaukeln Sie vor, dass es so etwas wie eine Gnaden-
instanz gibt, auch wenn Sie sagen, Herr Dr. Güld-
ner, das soll keine Gnadeninstanz sein.

Ich bin vermutlich im Raum hier der Einzige, der
mit  einer  solchen  Härtefallkommission  Erfahrung
hat. Es wurde ja auch gesagt, dass es Härtefallkom-
missionen nur in rotgrünen oder rotroten Ländern
gibt:  Mecklenburg-Vorpommern,  Schleswig-Hol-
stein, Nordrhein-Westfalen und Berlin. In Berlin war
dies ein Sonderfall, weil das die neue große Koaliti-
on, als sie 1991 an die Regierung kam, von dem da-
mals abgewählten rotgrünen Senat geerbt hatte und
es weiterlaufen ließ. Meine Damen und Herren, die-
se Härtefallkommission – und der Mitarbeiter, der
hier berichtet hat, war ja lange Jahre mein Mitar-
beiter – hat mitnichten erfolgreich gearbeitet! Sie hat
Papiere ohne Ende produziert. Es war eine Kommis-
sion, für die Entscheidungsvorlagen und hinterher
Begründungsvorlagen  und  noch  einmal  Vorlagen
und noch einmal Vorlagen erstellt wurden.

Ich  will  Ihnen  eine  kurze  Geschichte  erzählen:
Mitte der neunziger Jahre kamen die SPD-Mitglie-
der  des  Innenausschusses  des  Niedersächsischen
Landtags nach Berlin, um sich darüber zu informie-
ren. Da gab es einen Sprecher, Bartling heißt der,
heute ist er dort Innenminister. Er sagt mir heute
noch, dass er dankbar ist für diesen Rat. Wir haben
ihm vorgeführt, wie diese Kommission arbeitet, und
dann hat er gesagt, solange er in Niedersachsen et-
was zu sagen hat, wird es dort keine Härtefallkom-
mission geben, und Niedersachsen hat, obwohl ab-
solute SPD-Mehrheit, bis heute keine solche Härte-
fallkommission!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wenn Sie sagen, dass
die Akzeptanz der Entscheidungen der Ausländer-
behörde sich erhöht: Gibt es denn im Strafgesetz-
buch eine Möglichkeit, eine Härtefallkommission zu
haben, damit sie die Akzeptanz der Entscheidun-
gen dort erhöht? Warum macht man einen Unter-
schied zwischen dem einen und dem anderen Ge-
setz? Die Auswirkungen sind in beiden Fällen, das
gebe ich gern zu, häufig sehr einschneidend für die
Betroffenen. Aber im Ausländergesetz, meint man,
ginge das. Ich bin der Meinung, meine Damen und
Herren, dass hier in der Tat die Gesetzmäßigkeit der
Verwaltung – Sie sagen, Herr Dr. Güldner, das soll
nicht angetastet werden, und es soll kein Aushebeln
des Rechtsstaates geben – zumindest angezweifelt
wird.

Herr Herderhorst hat bereits gesagt: Alle Akte der
Verwaltung sind durch Widerspruchsbescheide auf
der  Ebene  der  Senatsverwaltung,  durch  Verwal-
tungsgerichts-  und  Oberverwaltungsgerichtsent-

scheidungen – wir haben in Bremen viele Fälle vor
dem Bundesverwaltungsgericht und sogar vor dem
Bundesverfassungsgericht gehabt – und dann auch
vom Petitionsausschuss dieses Hauses überprüfbar.
Es gibt keinen Verwaltungsakt der Behörden, der
nicht auf rechtsstaatlichem Wege nach der Rechts-
wegegarantie  des  Artikels  19  überprüfbar  wäre.
Trotzdem soll aber eine Kommission eingesetzt wer-
den, die dies noch einmal überprüfen soll. Meine
Damen und Herren, ich verstehe das nicht, und ich
finde, das ist in der Tat etwas, das die Gesetzmäßig-
keit der Verwaltung schon in Teilen in Frage stellt.

Um zum Schluss zu kommen, meine Damen und
Herren: Ich glaube, dass eine solche Härtefallkom-
mission auch gegenüber denen, die sie anrufen mö-
gen, ein falsches Bild vorgaukelt, als gäbe es eine
Gnadeninstanz, die es aber nicht gibt. Eine solche
Härtefallkommission kann überhaupt nur dort einer
Verwaltung zuarbeiten, so haben wir das in Berlin
gehabt, wo ein Ermessen der Verwaltung noch mög-
lich ist, bei einem abgelehnten Asylbewerber nach
dem  Asylverfahrensgesetz  ganz  sicherlich  nicht
mehr, denn das Asylverfahrensgesetz schließt aus-
drücklich aus, dass es hier Änderungen der Entschei-
dungen  gibt.  Nicht  einmal  die  Ausländerbehörde
kann dies tun, sie hat nur noch die Frage zu prüfen,
ob rechtliche oder tatsächliche Abschiebungshinder-
nisse vorliegen.

Deswegen, meine Damen und Herren, meine ich,
schafft eine solche Kommission, und das habe ich
selbst über Jahre hinweg erlebt, einen sehr hohen
bürokratischen Aufwand, ohne dass in vielen Fäl-
len eine Änderung von Entscheidungen zu erken-
nen ist. Die Zahlen, die von Nordrhein-Westfalen
vorgelegt wurden, hätten Sie einmal den Zahlen aus
Berlin gegenüberstellen sollen, meine Damen und
Herren! Einem Land mit 18 Millionen Einwohnern
und rund 3000 Fällen steht ein Land mit dreieinhalb
Millionen Einwohnern und sehr viel mehr tausend
Fällen, ich habe die Zahlen nicht im Kopf, gegen-
über! Nicht in sehr vielen Fällen ist hier im Rahmen
der Widerspruchsbescheiderteilung, weil neue Ar-
gumente hinzukamen, die die Verwaltung aber auch
sonst hinzugenommen hätte, eine Änderung vonstat-
ten gegangen.

Das ist ein Mehr an Bürokratie. Es ist nicht ein
Mehr an Rechtsstaatlichkeit. Es ist auch nicht eine
Erhöhung der Akzeptanz von Entscheidungen. Dies
ist mir in der langjährigen Praxiserfahrung, die ich
habe, bisher nirgends entgegengeschlagen. Selbst
wenn eine Härtefallkommission, die Härtefallkom-
mission, die ich kannte, etwas empfahl, was in der
Öffentlichkeit nicht als gut empfunden wurde, hat
die Öffentlichkeit dies genauso kritisiert wie bei Ent-
scheidungen der Verwaltung.

Ich würde empfehlen, meine Damen und Herren,
den  Weg  anzunehmen,  den  ich  eingangs  genannt
habe und den das Saarland beschritten hat, nämlich
dass wir in einem neuen Gesetz in Ausnahmefällen,
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wenn das mit einem Ausschluss von Artikel 19 Ab-
satz 4 kompatibel ist, eine solche Regelung finden.
Dann kann man diskutieren, ob dies in solchen Ein-
zelfällen über eine Härtefallkommission gemacht
werden soll. Ich meine eher nein, allerdings Peter
Müller, er meint eher ja. Das muss man ausdiskutie-
ren, dass also in einem neuen Gesetz so etwas mög-
licherweise vorgesehen werden kann, aber das ge-
genwärtige Gesetz, meine Damen und Herren, will
das nicht. Dort, wo es gemacht wird, ist es überflüs-
sig und bürokratischer Aufwand. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Der letzte Bei-
trag von Innensenator Dr. Böse war ein Gegenein-
anderwiegen von Argumenten, und das begrüße ich
sehr. So etwas haben wir ja auch des Öfteren in der
Innendeputation, so stelle ich mir so eine Debatte
vor. Man kommt möglicherweise zu einem anderen
Schluss, und Sie wissen ja, dass wir da zu einem ganz
anderen Schluss kommen als Sie.

Herr Herderhorst, was Sie vorhin gemacht haben,
das fand ich schon sehr merkwürdig. Sie waren nicht
in der Anhörung, die hier in Bremen stattgefunden
hat, und nun erzählen Sie hier alle möglichen Dinge
über Härtefallkommissionen, die gar nichts mit der
Praxis und der Realität in diesen Ländern zu tun ha-
ben, die dort lang und breit – auch im Protokoll die-
ser Anhörung nachzulesen – geklärt worden sind.
Damit haben Sie wirklich niemandem einen Gefal-
len getan, das hier so darzustellen, wie niemand,
aber auch wirklich niemand es behauptet hat.

(Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU]: Wir haben
die  gleichen  Eindrücke  gewonnen,  kein

Problem!)

Bei Ihnen ist es ja wahrscheinlich noch einmal ein
anderes Thema, aber das lassen wir einmal beiseite.

Herr Dr. Böse, Sie haben mehrere Punkte ange-
sprochen, die, wie ich finde, in der Tat sehr erwäh-
nenswert sind. Sie haben gesagt, in der Fassung des
Ausländergesetzes, die übrigens nicht von SPD und
CDU, sondern von der CDU/FDP-Regierung unter
dem Innenminister Kanther beschlossen wurde und
heute noch gilt, gibt es keine Ermessensspielräume.
Deswegen bräuchten wir auch keine Härtefallkom-
mission, denn wenn es die Ermessensspielräume nicht
gibt, was soll die dann letztendlich entscheiden au-
ßer Bürokratie und Papier?

Das Ausländergesetz gilt aber auch in Nordrhein-
Westfalen, es gilt auch in Schleswig-Holstein, und
es gilt auch in Berlin. Dort ist man zu dem Schluss
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

gekommen, dass man eine solche Härtefallkommis-
sion will. Sie arbeitet auch. Sie arbeitet unter dem
Innenministerium mit einer Geschäftsführung. Das
auch noch einmal zu Herrn Herderhorst, weil Sie
sagen, die Behörden akzeptieren das gar nicht! Das
Innenministerium sitzt mit am Tisch und ist Teil die-
ser Kommission. Die Geschäftsführung der Härte-
fallkommission liegt beim Innenministerium der je-
weiligen Länder. Da zu sagen, die seien dort außen
vor, ist schon wirklich abenteuerlich!

Es erscheint mir auch, was Sie zu der Frage bun-
desweit  oder  in  Bremen  gesagt  haben,  überhaupt
nicht logisch, Herr Böse. Sie sagen, das geht nur bun-
desweit in einem neuen Gesetz. Heißt das de facto,
dass die CDU Bremen bundesweit für Härtefallkom-
missionen ist, aber in Bremen, wenn sie tatsächlich
eingerichtet werden könnte, dagegen? Das müssen
Sie mir einmal erklären, wie das gemeint sein kann,
das kann ja wohl nicht wahr sein!

(Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU]: Hat er
doch gar nicht gesagt!)

Ja, Frau Striezel, wir wissen es ja!

(Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU]: Sie lei-
der nicht!)

Nein, wir wissen, warum Sie so engagiert sind in
der Debatte, Frau Striezel.

Herr Böse, Sie sagen, Ihre Bedingung sei, dass
man gleichzeitig die Rechtswegegarantie des Grund-
gesetzes außer Kraft setzt. Das müssen Sie mir ein-
mal erklären, wie Sie sich das vorstellen.

(Senator D r .  B ö s e :  Durch eine Än-
derung des Artikels 19!)

Wenn Sie die Einrichtung einer Härtefallkommission
an die Außerkraftsetzung oder Änderung der Rechts-
wegegarantie des Grundgesetzes knüpfen, das scheint
mir schon wirklich mehr als abenteuerlich zu sein.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie haben auch gesagt, so eine Härtefallkommis-
sion sei quasi wesensfremd, wir hätten die Gerich-
te, die Behörden, die Initiativen und Verbände. Eine
Härtefallkommission sei im Grunde genommen ein
Fremdkörper, der da gar nicht hingehöre. Das sei
auch nicht üblich, haben Sie gesagt. Das ist aber
überhaupt nicht so! Wir haben im Sozialrecht ent-
sprechende Kommissionen, die das Ermessen noch
einmal beleuchten. Wir haben in vielen anderen Be-
reichen Schiedskommissionen, in denen die Kam-
mern noch einmal zusammentreten, um verschiede-
ne Streitigkeiten, die zwar rechtsstaatlich klar defi-
niert, aber trotzdem nicht gelöst worden sind, zu klä-
ren. Man setzt sich in Schiedskommissionen, Ermes-
senskommissionen,  Härtefallkommissionen  noch
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einmal  zusammen,  um  dann  im  Einzelfall  einen
Spruch zu erreichen, mit dem alle leben können. Das
ist eine sehr gute Einrichtung. Das ist in ganz vielen
Bereichen so. Warum soll das im Ausländerrecht
dann so schlecht und so wesensfremd sein? Das habe
ich auch nicht verstanden, Herr Böse!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das heißt, wir haben meines Erachtens im Gegen-
satz zu dem, was Sie gesagt haben, ein klares Ver-
fahren. Wir haben eine klare rechtliche Grundlage
in diesen Bundesländern. Wir könnten sie hier auch
haben. Die Härtefallkommission berät den Fall, das
Innenministerium sitzt nicht nur am Tisch, sondern
hat die Geschäftsführung. Die Härtefallkommission
spricht eine Empfehlung aus, übrigens, das ist vor-
hin gesagt worden, mehrheitlich negativ in allen
Bundesländern, die wir hier vorgetragen bekommen
haben, aber in einem Teil der Fälle eben auch posi-
tiv oder manchmal sogar alternativ. Diese Empfeh-
lung geht über das Innenministerium an die Aus-
länderbehörden, die sich in aller Regel daran halten
und  entsprechende  Verfügungen  erlassen  und  im
Grunde dann diesen Einzelfall auch zu den Akten
legen können. Man kann also keineswegs sagen,
wie hier behauptet worden ist, dass es um Verzöge-
rung, Verschleppung, Verlängerung geht. Das Ge-
genteil, das wurde hier glaubhaft bei der Anhörung
vorgetragen, ist der Fall.

Ich glaube, dass wir es hier mit einem Fall zu tun
haben, in dem es klare Mehrheiten für ein bestimm-
tes politisches Projekt im Land Bremen gibt. Durch
die politische Konstellation allerdings kommen sie
in dieser Legislaturperiode nicht zustande. Wir be-
dauern das sehr!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster erhält das
Wort der Abgeordnete Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Herr Dr. Güldner, ich möch-
te Sie nur einmal darauf aufmerksam machen, Bre-
men ist zwar ein bedeutendes Bundesland, aber das
kleinste. Daraus entstehen auch bestimmte andere
Konstellationen. Die Verwaltungsstruktur ist zum Bei-
spiel eine andere als in Flächenländern sowieso und
in den großen Stadtstaaten ebenso. Deswegen ma-
che ich Sie nur darauf aufmerksam, dass natürlich
in Ländern, die mehrere Ämter und solche Dinge zu
entscheiden haben, unter Umständen zu unterschied-
lichen Auffassungen gekommen wird.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Aber es gibt doch gar kein Ermes-

sen im Gesetz!)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Da ist dann möglicherweise der Ansatz gegeben,
durch eine solche Kommission, wenn man sie denn
so nennen will, darauf hinzuweisen und da auszu-
gleichen. Ansonsten aber kann ich mich nur wie-
derholen, die Rechtswegemöglichkeiten sind in der
Bundesrepublik Deutschland sehr ausgeprägt. Wer
behaupten will, dass die Verwaltung willkürlich Ent-
scheidungen trifft, der, glaube ich, weiß auch nicht,
wovon er redet.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Hat keiner gesagt!)

Im Übrigen – ich habe das zumindest einmal im
Verwaltungsrecht gelernt, der Fraktionsvorsitzende
der SPD wird das noch viel besser wissen als ich –
ist Ermessen aber generell erst einmal ermessens-
fehlerfrei auszuüben. Zweitens gibt es nur eine rich-
tige Auslegung, und diese ist dann auch durch Ge-
richte überprüfbar. Bei einem unbestimmten Rechts-
begriff ist es ebenso. Es gibt nur eine Interpretation
eines unbestimmten Rechtsbegriffes, also nicht des
unbestimmten Rechtsbegriffes mit Beurteilungsspiel-
raum, den gibt es auch noch, der ist etwas anderes.
Hier, beim unbestimmten Rechtsbegriff, ist auch nur
eine Auslegung richtig, und die ist eben auch durch
Gerichte überprüfbar. Von daher sehe ich überhaupt
nicht, wo da ein Ansatz wäre, auch unter humanitä-
ren Gesichtspunkten, noch etwas zu ändern. Ich
kann mich da auch nur wiederholen, ich finde es
nie gut, wenn etwas mit sehr viel Öffentlichkeitsar-
beit vorangebracht werden soll und dann das Ergeb-
nis das Gegenteil ist.

Ich sage noch einmal, und dies betrifft insbeson-
dere den Asylbereich, wobei man ja differenzieren
muss, es sind ja nicht die Ausländer, die hierher kom-
men und zuwandern, sondern da sind ja unterschied-
liche Gruppen zu sehen, ob das aus arbeitsmarkt-
politischen Gründen passiert oder ob es Asylbewer-
ber sind oder ob es sonstige Ausländer sind, die aus
welchen Gründen auch immer hierher gekommen
sind und einen bestimmten Status erreichen: Für den
Asylbereich jedenfalls gilt das, was im Artikel 16 a
als Grundsatz festgelegt worden ist, dass nur poli-
tisch Verfolgte Asylrecht genießen können. Dies wol-
len wir auch hochhalten. Alles andere ist auch mit
der CDU nicht zu machen.

(Beifall bei der CDU)

Um die Dinge zu vervollständigen, hatte ich ja
vorhin angekündigt, ich würde das, was Herr Dr.
Güldner in einem Absatz aus dem Schreiben des Se-
nators für Inneres an den Petitionsausschuss vom 18.
Januar 2001 hier vorgetragen hat, noch einmal auf-
greifen. Ich wiederhole das noch einmal, weil das
jetzt vielleicht nicht mehr ganz so präsent ist. „Ich
möchte noch einmal ausdrücklich darauf hinwei-
sen“, das ist also der Satz, den Herr Dr. Güldner vor-
getragen hat, „dass auch nach meiner Auffassung
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die Beendigung des Aufenthaltes in Einzelfällen auf-
grund der besonderen Umstände schwer nachvoll-
ziehbar ist und ein gewisser, allerdings eng begrenz-
ter Ermessensspielraum auch in den Fällen eines
nicht rechtmäßigen Aufenthaltes oder einer illega-
len Einreise wünschenswert wäre.“ Dann kommt der
nächste Satz: „Das derzeit geltende Ausländerrecht
enthält derartige Ermessensspielräume jedoch nicht,
so dass die Erteilung eines weiteren Aufenthaltsrech-
tes in Einzelfällen nicht möglich ist.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Das  ist  falsch!  –  Senator D r .

B ö s e : Das ist nicht falsch!)

Die Thematik der Härtefallregelung ist auch Ge-
genstand der Beratung zur Neugestaltung des Aus-
länderrechts im Rahmen der Debatte über das Zu-
wanderungsgesetz. Es bedarf jedoch einer genau-
en Prüfung, in welcher Form und in welchem Kon-
text  derartige  Regelungen  aufgenommen  werden
können. Die Frage der Abgrenzung der Fälle spielt
gerade im Hinblick auf die Beachtung des Gleich-
heitsgrundsatzes  dabei  eine  ganz  entscheidende
Rolle. Solche Regelungen können auch nicht isoliert
getroffen werden, sondern sind in die Gesamtsyste-
matik des Gesetzes einzubeziehen. Gerade auch im
Hinblick auf die vorliegenden Entwürfe zum Zuwan-
derungsgesetz, das eine völlige Neugestaltung des
geltenden Ausländerrechts zum Ziel hat, ist eine iso-
lierte gesetzliche Initiative derzeit nicht angezeigt.“
Das ist auch sinngemäß das, was der Innensenator
hier eben noch einmal vorgetragen hat. Ich will das
noch einmal bekräftigen.

So ist es! Das ist die Ausgangslage. Wir werden
dann sehen, wann auch immer, ich hoffe natürlich
auch möglichst bald, dass man sich auf Bundesebe-
ne einigt und wir dann zu einer neuen Rechtslage
und Ausgangslage kommen. Dann können wir mög-
licherweise auch erneut die Frage einer solchen Kom-
mission behandeln, wenn sich das aus dem dann gel-
tenden Recht ergibt.

Was mir in diesem Zusammenhang besonders am
Herzen liegt, möchte ich hier auch nur noch einmal
ganz kurz ansprechen, das ist die Frage, die ja ins-
besondere für diejenigen von Bedeutung ist, die ein
Bleiberecht, insbesondere auch ein Dauerbleiberecht
bekommen oder bekommen haben. Ich glaube, dass
es für uns alle erstes Gebot sein muss, hier die Inte-
gration voranzubringen.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, dass wir auf dieser Ebene noch erhebli-
che Defizite haben,

(Abg. K l e e n  [SPD]: Ja!)

und ich will das auch begründen.

Das ist der Griff ins tägliche Leben. Wenn ich sehe,
in wie vielen Stadtteilen Ausländer sich quasi zu-
sammenziehen, ich will nicht von Ghettos sprechen,
aber es kommt dem langsam nahe, wie sich in
deutsch-türkischen oder anderen Freundschaftsver-
einen aber nur diese Ausländer einfinden, wir in Mo-
scheen zwar Besuchstage haben, aber darüber hin-
aus eine relativ große Abkapselung stattfindet und
wie hier eigenartigerweise Häuser aufgekauft wer-
den – dabei erinnere ich mich an die gestrige De-
batte über Gewinnabschöpfung, denn wenn Auslän-
der mit Millionenbeträgen in den Taschen zu Haus-
besitzern kommen und das Haus kaufen wollen, wirft
auch das gewisse Fragen auf –, auch um Ausländer
dort einziehen zu lassen, und die sind dann wieder
separiert und abgekapselt!

Wer das als Integration darstellen möchte, der soll
das tun. Ich jedenfalls kann darin keine Integration
sehen. Ich glaube, wir haben da noch einen großen
Teil Arbeit. Ich lasse jetzt einige Punkte weg. Zum
Abschluss nur noch ein Satz, der mich besonders
aufgeregt hat, nämlich ein Satz des Bundestagsab-
geordneten der Grünen Özdemir, der auf einem Par-
teitag der Grünen erklärte, ich zitiere mit Genehmi-
gung  des  Präsidenten:  „Der  deutsche  Nachwuchs
heißt jetzt Mustafa, Giovanni und Ali.“

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, unter anderem!)

Von den Grünen erhielt er dafür Standing Ovations,
dafür habe ich Verständnis. Von der überwiegenden
Bevölkerung wird er diesen Beifall wohl kaum be-
kommen.

(Beifall bei der CDU – Abg. B e c k m e y -
e r  [SPD]: Das war aber kein integrativer

Beitrag!)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/1060 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Abg. T i t t -
m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.
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Wasserschutzgebiet Bremen-Vegesack endlich
ausweisen!

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Januar 2002
(Drucksache 15/1047)

Als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Wischer,
ihr beigeordnet Staatsrat Logemann.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Unser
Antrag ist schlicht und einfach, das Wasserschutz-
gebiet Bremen-Vegesack endlich auszuweisen. Be-
reits 1996 beantragten die damaligen Stadtwerke,
heute bekanntlich die swb AG, im Einzugsbereich
ihrer Trinkwassergewinnungsanlage diese Festset-
zung als Wasserschutzgebiet. Sie müssen hier auch
bedenken, dass dort fast 20 Prozent des Trinkwas-
sers  der  Bremer  Bevölkerung  gewonnen  werden.
Das heißt, es ist auch für eine Primärversorgung der
Bevölkerung von herausragender Bedeutung.

Nach allgemein anerkannten Richtlinien sind ge-
nerell die Einzugsbereiche von Trinkwassergewin-
nungsanlagen als Wasserschutzgebiete festzusetzen.
Grund ist, dass hier ein Gesundheitsschutz zu ge-
währleisten ist und verhindert werden muss, dass
wassergefährdende Stoffe ins Trinkwasser gelangen
können. Das müsste im Sinne eines Gemeinwohls
eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wie es da möglich ist, dass es in diesem Land ein-
zelnen Betrieben gelingt, diese Festsetzung als Was-
serschutzgebiet zu verhindern, ist in keiner Weise
nachvollziehbar. Es ist Wirtschaftslobbyismus pur,
ohne Rücksicht auf Fragen der Allgemeinheit, der
Umwelt und der Gesundheit. Was durch die Festle-
gung erreicht werden soll und was im Wesentlichen
damit gemacht wird, ist, dass eine Untersuchung
stattfindet, ob in der Tat keine Gifte ins Trinkwasser
gelangen. Das ist der Hauptgrund für eine solche
Verordnung. Das heißt, es ist eine Überwachung da-
hingehend, dass man erkennt, falls Gift ins Trink-
wasser kommt, und hier auch entsprechend eingrei-
fen kann.

Wenn man jetzt bösartig wäre, was ich nicht bin,
dann könnte man sagen, wer das verhindern will,
der scheint irgendwie Dreck am Stecken zu haben.
Oder haben Sie Befürchtungen, dass man hier ent-
deckt, dass unzulässigerweise auch eine Trinkwas-
serbelastung stattfindet? Es gibt nämlich auch kei-
nen wirtschaftlichen Grund, dies nicht zuzulassen.
Wie gesagt, wesentliches Ziel ist die Überwachung
und ein Erlaubnisvorbehalt bei neuen gewerblichen
Tätigkeiten.

Andere Städte machen es vor. Wir richten einmal
einen Blick nach Hamburg oder nach Berlin, diese
Städte haben weite Teile ihres Stadtgebietes als Was-
serschutzgebiete ausgewiesen, in Düsseldorf sind es
zwei Drittel der Fläche. Ich möchte hier auch an Nie-
dersachsen erinnern, das nämlich, um das Bremer
Trinkwasser zu schützen und unsere Versorgung zu
ermöglichen, über 300 Quadratkilometer seiner Lan-
desfläche als Wasserschutzgebiete ausgewiesen hat.
Soweit zur Begründung der Notwendigkeit, dies zu
tun!

Die entsprechende Deputationsvorlage mit genau
dieser Intention lag uns am 9. November 2000 vor.
Sie wurde auf Verlangen der CDU von der Tages-
ordnung genommen und befindet sich seitdem in der
politischen Endlosschleife. Im Juni letzten Jahres ha-
be ich hier einen Antrag eingebracht im Zusammen-
hang mit der Frage der Umsetzung des Aktionspro-
gramms Flussgebiet Weser. Dort waren verschiede-
ne Punkte hinsichtlich der Notwendigkeiten aufge-
zählt, die ergriffen werden müssen, um dieses Pro-
gramm  auch  umzusetzen.  Ein  Punkt  war  damals,
dieses Wasserschutzgebiet auszuweisen. Nach Herrn
Dr. Schuster mussten Sie ja leider damals diesen An-
trag von uns mit der Begründung ablehnen, dass die-
ser Punkt zwar schon von Ihnen getragen würde, nicht
aber die anderen. Deshalb mussten Sie das Gesamt-
paket ablehnen.

Ich wollte Ihnen heute noch einmal die Chance
geben, sich auch entsprechend Ihrer Position zu ver-
halten, das heißt, hier diesem Antrag zuzustimmen,
und ich habe das als einzelnen Punkt herausgenom-
men. Ich beschränke mich jetzt also hier auf diesen
Punkt, dem Sie eigentlich zustimmen müssten. Ich
möchte Herrn Dr. Schuster aus der Sitzung der Bür-
gerschaft vom 21. Juni 2001 mit Erlaubnis des Präsi-
denten zitieren:

„In einem anderem Punkt möchte ich Ihnen auch
noch einmal ausdrücklich Recht geben. Es ist rich-
tig, dass die Ausweisung des Wasserschutzgebiets
in Vegesack scheinbar endlos geschoben wird. Das
bedauere ich zutiefst! Ich hoffe, dass dieser Zustand
sich in den nächsten Wochen auflösen und die CDU
auch sagen wird: Natürlich richten wir etwas ein, was
fachlich geboten ist und wogegen keine Argumente
sprechen.“

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aus diesen Wo-
chen sind wieder einmal Monate geworden!

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Jahre!)

In der Bürgerschaftssitzung im Oktober letzten Jah-
res wurde ich dann aufgrund einer Anfrage in der
Fragestunde optimistisch, bei der ich gedacht habe:
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Mein Gott, jetzt passiert es! Trotz Zeiten großer Ko-
alition kann man ja Umweltpolitik machen. Von we-
gen! Ich habe gedacht, es sei ein historisches Jahr.
Ich möchte Sie daran erinnern, dass es in der Tat his-
torisch wäre, weil bereits 1962 die ersten Versuche
gestartet wurden, den Einzugsbereich dieser Trink-
wassergewinnungsanlage  auszuweisen.  1962,  das
heißt, das wäre das vierzigjährige Jubiläum!

Jeder, der hier sagt, und diese Argumente sind auch
gefallen, wenn wir es in 40 Jahren nicht geschafft
haben, warum sollen wir es denn dann zu Zeiten der
großen Koalition schaffen, der ist jenseits von Gut
und Böse, weil sich nämlich seit den sechziger Jah-
ren bestimmte Bedingungen geändert haben. Wir
haben seit den sechziger Jahren auch erkannt, wie
wichtig es ist, unsere natürlichen Lebensgrundlagen
zu erhalten, und es ist eine entsprechende Gesetz-
gebung etabliert worden. Das heißt, wir sind in ei-
ner anderen Situation.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zu dieser komme ich jetzt zurück und zitiere nun
mit  Erlaubnis  des  Präsidenten  Frau  Senatorin  Wi-
scher aus der Sitzung der Bürgerschaft am 24. Ok-
tober 2001. Frau Wischer zu mir gerichtet: „Frau Ab-
geordnete, Sie wissen ja, dass wir uns wiederholt in
der Deputation mit diesem Fragenkomplex beschäf-
tigt haben. Wir sind der Auffassung, dass wir alle
materiellen Voraussetzungen und Fragestellungen,
die in diesem Zusammenhang aufgetreten sind, ge-
löst haben. Jetzt geht es nur noch darum, letzte of-
fene Fragen mit dem Wirtschaftsressort zu Ende zu
bringen. Sie haben ja der Antwort entnommen, dass
wir doch davon ausgehen können, dass wir noch zum
Ende dieses Jahres dieses Thema endgültig abschlie-
ßen können.“

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Dachten wir auch!)

So Frau Wischer im Jahr 2001! Jetzt haben wir
Februar 2002! Wieder wurden die Versprechungen
nicht eingehalten, das Wirtschaftsressort blockiert.
Das ist das ständig wiederkehrende Muster im Be-
reich Umwelt, die SPD will es, die CDU blockiert,
und, Frau Wischer, Sie setzen sich nicht durch! Wir
bekommen es nicht. Es findet hier keine Umweltpo-
litik mehr statt.

Ich bitte Sie, heute unserem Antrag zuzustimmen,
und fordere den Senat dazu auf, endlich seinen was-
serrechtlichen Auftrag anzunehmen und das Was-
serschutzgebiet  Bremen-Vegesack  auszuweisen.  –
Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Die nächste Rednerin ist
die Abgeordnete Frau Hammerström.

Abg. Frau Hammerström (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Sehen Sie mir nach, dass
ich auch nach der Rede von Herrn Herderhorst eben
zum anderen Punkt eigentlich immer weniger Lust
auf Koalitionen habe, so auch bei diesem Thema!

(Abg. H e r d e r h o r s t  [CDU]: Da bin
ich aber tieftraurig!)

Manchmal fragt sich die Öffentlichkeit schon, wa-
rum wir hier angeblich zum Wohl der Stadt die gro-
ße Koalition haben, wenn diese große Koalition sich
in manchen Punkten derart lahm und ängstlich ver-
hält.

Meine Damen und Herren, eigentlich bin ich ein
sehr langmütiger Mensch, und Herr Herderhorst hat
es eben auch in seiner Rede schon gesagt, Koalitio-
nen bedeuten immer Kompromisse. Aber hier schaf-
fen wir ja noch nicht einmal einen Kompromiss in-
nerhalb von zwei Jahren.

(Abg. Frau S a u e r  [CDU]: Gehen wir
doch auch ständig ein!)

Sie können sich gleich auch gern zu diesem Thema
äußern. Ich wünsche mir ein paar Mitstreiter. Frau
Mull sehe ich in diesem Punkt an meiner Seite, aber
sie hat es ja auch in der Deputation nicht so ganz leicht,
wenn sie von oben eine Order bekommt, sich an-
ders zu verhalten, als sie es auch ganz gern möchte.

Das Thema mit dem sperrigen Namen Erlass einer
Verordnung gemäß Paragraph 47 Bremisches Was-
sergesetz für die Wassergewinnungsanlage Bremen-
Vegesack verdeutlicht dies in eklatanter Weise. Noch
in der letzten Legislaturperiode haben der Kollege
Eckhoff und ich schon zu diesem Thema gesprochen.
Einen Schritt voran sind wir noch nicht gekommen.
Worum geht es?

Seit 1940, das hat die Frau Kollegin Dr. Mathes
eben gesagt, wird im Ortsteil Vegesack im Bereich
der heutigen Uhthoffstraße Grundwasser für die öf-
fentliche Trinkwasserversorgung gefördert. Aktuell
dient dieses Wasser der Versorgung in Bremen-Nord.
1968 wurden 650 000 Kubikmeter pro Jahr bewil-
ligt. Ab 1997 ist diese Menge durch Bewilligung auf
eine Million Kubikmeter pro Jahr erhöht worden.
Die  Modernisierung  und  Erweiterung  der  techni-
schen Fördereinrichtung durch die swb AG ist ab-
geschlossen.

Mit großem Energieaufwand, meine Damen und
Herren, das muss man sich auch einmal in Erinne-
rung rufen, wird aus Niedersachsen Trinkwasser be-
zogen. Dies soll nun reduziert werden, weil es in Bre-
men  genügend  eigene  Grundwasserreserven  gibt.
Pumpversuche in den Jahren 1992 und 1994 haben
gezeigt, dass die beabsichtigte Fördermenge ohne
erkennbare Nachteile, man höre und staune, für den
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Natur- und Wasserhaushalt aus der Wassergewin-
nungsanlage Vegesack zu erzielen ist.

Zukünftig ist geplant, einen Teil über die Lesum
in das Gebiet des Bremer Westens zu leiten und dort
den Stadtteil Burg-Grambke zu versorgen. Ich kann
die Burg-Grambker nur beglückwünschen. Herr Liess,
Sie werden in Kürze, wenn wir das Trinkwasser-
schutzgebiet  ausgewiesen  haben,  ein  exzellentes
Trinkwasser erhalten, das sich wirklich mit dem teu-
ersten Quellwasser vergleichen kann.

Im Oktober 2000, die Kollegin sagte es bereits,
beschäftigte uns in dieser Legislaturperiode das The-
ma das erste Mal. Im Grunde ist es ein Skandal, dass
wir immer noch nicht weiter sind.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Dabei waren wir eigentlich schon einmal viel wei-
ter. Die CDU hat zum Thema Trinkwasser in diesem
Haus gesagt, ich zitiere mit Genehmigung des Prä-
sidenten: „Es ist festzustellen, dass der Zwei-Städ-
te-Staat Bremen generelle Fragen, die sich im Zu-
sammenhang  mit  der  Grundwasserentnahme,  Ge-
wässerschutz  oder  Weserverunreinigung  ergeben,
nicht allein lösen kann.“ Sehr wohl, denn der Senat
hat in einer gemeinsamen Sitzung mit Niedersach-
sen bereits vor zehn Jahren zugesagt, dass das Land
Bremen mit der Ressource Wasser sparsam umge-
hen wird. In einer Senatsentscheidung vom 17. Mai
1994, und die möchte ich hier ganz gern noch ein-
mal zu Protokoll geben, verpflichtet sich der Senat,
sich im Interesse langfristiger Versorgungssicherheit
zu bemühen, seine eigenen Ressourcen weiter aus-
zubauen.

(Abg.  Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Das waren noch Zeiten!)

Meine Damen und Herren, es gibt einen Senats-
beschluss aus dem Jahr 1994, der immer noch nicht
umgesetzt ist. Der Kollege Wirtschaftssenator ist lei-
der nicht da, aber wir sollten ihm diesen Senatsbe-
schluss noch einmal zur Kenntnis geben. Ich zitiere
aus einem Redebeitrag des CDU-Redners aus einer
Debatte: „In diesem Zusammenhang fordert die CDU-
Fraktion den Senat auf, endlich die Ausweisung von
Wasserschutzgebieten  in  Bremen-Nord  vorzuneh-
men.“

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau L e m -
k e - S c h u l t e  [SPD]: Hört, hört!)

Ich weiß gar nicht, warum die Kollegen nicht in
die Hufe kommen! Das Protokoll verzeichnete da-
mals Beifall bei der CDU. Anschließend der CDU-
Redner: „Die Frage der Erhaltung und Qualität un-
serer Wasserressourcen wird von entscheidender Be-

deutung für die nach uns kommenden Generatio-
nen sein.“ Recht hat er!

(Beifall bei der SPD)

Ich darf aber noch einmal darauf hinweisen, in der
Deputation habe ich das bereits erwähnt, diese De-
batte fand am 1. September 1982 statt.

(Abg. H e r d e r h o r s t  [CDU]: Das ist
noch nicht so lange her!)

Erinnern Sie sich doch einmal an Ihre guten Aussa-
gen aus dem Jahr 1982, es war Ihr Kollege! Sie kön-
nen das gern auch einmal nachlesen. Seit dem 8. Juni
1999 beschäftigen wir uns jetzt in der Deputation
damit. Die öffentliche Auslegung war, der Beirat Ve-
gesack hat dem zugestimmt, die vorgetragenen Be-
denken und Anregungen konnten mit Ausnahme der
Bedenken der Norddeutschen Steingut AG vollstän-
dig ausgeräumt oder berücksichtigt werden, ich er-
wähne noch einmal, bis auf die Bedenken der Nord-
deutschen Steingut!

Jetzt wird es kompliziert! Wenn alle Welt sagt, was
habt ihr für ein tolles Trinkwasser in eurer Nähe, ihr
könnt eigenes Wasser fördern, sagen die Kollegen
leider, das stimmt zwar, aber wir wollen erst einmal
abwarten, was die Handelskammer sagt. In der Sit-
zung vom 9. November wird uns in der Deputation
der Erlass der Verordnung vorgelegt. Da es im Vor-
feld Signale gab, dass die Handelskammer Einwän-
de hatte, hat die Senatorin zu Recht gesagt, das The-
ma bekomme ich nicht durch, wir setzen das Thema
aus. Vier Wochen danach kommt die Vorlage erneut
auf die Tagesordnung. Staatsrat Logemann berich-
tet von den Gesprächen mit swb AG und Handels-
kammer. Ein Klärungsgespräch hat stattgefunden,
eine Beschlussfassung soll aber noch nicht erfolgen,
um mögliche abschließende Gespräche nicht zu ir-
ritieren. Die Deputation beschließt ein weiteres Mal,
diesen Tagesordnungspunkt auf die Januar-Sitzung
zu verschieben.

Die CDU-Fraktion reicht einen ausgiebigen Fra-
genkatalog ein, welche Auswirkungen die Auswei-
sung des Wasserschutzgebietes auf die gegenwärti-
gen und zukünftig dort ansässigen Gewerbebetrie-
be, die gegenwärtigen und zukünftig dort wohnen-
den Anwohner und sogar auf das Kanalnetz hat. Die
Fragen wurden laut Protokoll zur Zufriedenheit der
Kollegen der CDU beantwortet. Die Kollegen bitten
aber  trotzdem  um  Aussetzung  dieses  Tagesord-
nungspunktes.

Die Verwaltung berichtet weiter von Gesprächen
mit Vertretern des Ressorts Wirtschaft und Häfen
sowie  zwei  Rechtsanwälten,  die  sich  auch  in  der
Zwischenzeit eingeschaltet haben, und fünf im zu-
künftigen Schutzgebiet gelegenen Firmen. Nach der
Prüfung wurde festgestellt, dass die vorhandenen
Anlagen dieser Firmen zu keinerlei Problemen in
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Bezug auf Änderungen, zusätzlichen Auflagen oder
Ähnlichem führen werden. Die Firmen bitten aber
weiterhin um Aussetzung dieses Beschlusses. Dem
haben wir auch stattgegeben, weil, ich finde, wenn
Firmen berechtigte Ängste haben, soll man sie auch
ernst nehmen. Irgendwann muss aber auch das ein-
mal ein Ende haben.

Mein Kollege Dr. Schuster und ich bitten die CDU-
Kollegen um Auskunft, wie denn im Mai 2001 wei-
ter verfahren werden soll. Meine Damen und Her-
ren, Frau Mull erklärt verbindlich zu Protokoll, dass
auf der nächsten Sitzung der Deputation für Bau und
Umwelt über den Tagesordnungspunkt beschlossen
werden soll. Auch damals hatte die SPD-Fraktion
kein Verständnis dafür, dass 18 Monate nach Ab-
lauf der Einwendungsfrist und ohne dass konkrete
Nachteile für irgendeine Firma zu erkennen sind,
die Ausweisung nicht endlich abgeschlossen wer-
den konnte. Stellen Sie sich vor, dass ein normaler
Mensch  18  Monate  nach  öffentlicher  Auslegung
noch Einwände erhebt! Ich glaube, er hätte nicht so
viel Glück wie die Handelskammer und diese Firmen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Fast die Tragezeit eines Esels! Wir
werden schon prima regiert, das muss man

schon sagen!)

Die Geschichte geht aber noch weiter. Im Mai 2001
legt die Senatorin den Bericht erst gar nicht wieder
vor, weil er keine Aussicht auf Erfolg hat. Am 7. Juni
2001 steht das Thema Wasserschutzgebiet wieder
auf der Agenda. Die CDU erklärt entgegen ihrer Zu-
sage, dass erst die Einwände der Gewerbetreiben-
den ausgeräumt werden sollen. Die Senatorin stellt
fest, dass alle früheren und inzwischen neu aufge-
kommenen Einwände aufgenommen und geklärt sind,
und weist darauf hin, dass der Antrag der swb AG
bereits im Jahr 1996 gestellt wurde. Sie setzt wie-
derum aus, weil zunächst aus formalen Gründen der
Senat zu befassen ist.

Herr Dr. Schuster betont, dass inzwischen keiner-
lei konkretisierbare Nachteile und keinerlei materi-
elle Einwände seitens der Gewerbetreibenden mehr
existieren, und äußert die Vermutung, dass das Pro-
jekt Ausweisung Wasserschutzgebiet aus ideologi-
schen Gründen blockiert werden soll, nachzulesen
im Protokoll.

(Abg.  Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Nette kleine Geisel!)

Ich werde mir jetzt die diversen Sitzungen im Se-
nat – ich war nicht dabei, weiß aber, wie oft auch
dieses Thema im Senat war – verkneifen, weil dazu
meine Redezeit nicht ausreichen würde. Geschehen
ist aber trotzdem noch nichts. Wenn es nicht so trau-
rig wäre, meine Damen und Herren, dann könnte
man darüber lachen.

Meine Damen und Herren, die dauerhafte Siche-
rung der Trinkwasserversorgung mit einwandfrei-
em Grundwasser für die Bürger dieser Stadt ist von
so gewichtigem Belang, dass demgegenüber die
wenigen, vergleichsweise geringfügigen Nachteile
für die ansässigen Betriebe, die im Wesentlichen in
einer Erhöhung und Intensivierung der Prüffrequenz
gegenüber  den  Anlagen  mit  wassergefährdenden
Stoffen bestehen, hingenommen werden müssen.

(Beifall bei der SPD – Glocke)

Ich komme zum Schluss! Ärgerlich ist die Rolle
der Handelskammer. Wenn wir auch akzeptieren,
das habe ich vorhin schon gesagt, dass Firmen ihre
Probleme haben, sind wir bereit, das abzuarbeiten.
Wir hätten aber schon vor zwei Jahren der Auswei-
sung des Wasserschutzgebietes zustimmen können.

Ich komme jetzt zu dem Antrag. Wir möchten die-
sen Antrag nicht ablehnen. Das können wir auch
langsam nicht mehr, dann wären wir auch nicht mehr
glaubwürdig. Wir sollten aber, glaube ich, die Wirt-
schaftsdeputierten jetzt mit diesem Thema befassen.
Wir bitten Sie, diesen Antrag an die Deputation für
Wirtschaft zu überweisen. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Mull.

Abg. Frau Mull (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte hier
jetzt nicht alles wiederholen, was Frau Hammerström
gerade so schön chronologisch aufgezeigt hat, was
sich in den letzten Wochen und Monaten in den De-
putationen und den Senatssitzungen bezüglich die-
ses Themas getan hat. Das Thema „Ausweisung des
Wasserschutzgebietes in Bremen-Vegesack“ ist mitt-
lerweile schon das Lieblingsthema von sehr vielen.

Ich habe aber auch immer wieder gesagt, dass wir
uns nicht grundsätzlich gegen die Ausweisung die-
ses Wasserschutzgebietes wehren, sondern ich habe
von Anfang an gesagt, dass wir dieses Gebiet nur
ausweisen, uns mit der Ausweisung nur dann ein-
verstanden erklären werden, wenn dies im Einver-
nehmen mit den dort ansässigen Gewerbetreiben-
den und Unternehmen geschieht. Das ist bis heute
nicht der Fall.

Ich bekomme jede Woche kilometerlange Faxe,
in denen noch einmal dezidiert die Einwände der Un-
ternehmen stehen, in denen Rechtsanwälte schrei-
ben, in denen es darum geht, Stellungnahmen von
den einzelnen Ressorts einzusehen. Es tut mir wirk-
lich Leid, aber es kann kein Mensch davon sprechen,
dass hier nicht mehr irgendwelche Unstimmigkei-
ten zwischen den beteiligten Ressorts Umwelt und
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Wirtschaft sowie den dort ansässigen Unternehmen
gibt. Das ist nicht der Fall.

Meine Damen und Herren, die Unternehmen fürch-
ten um die Entwicklungsfreiheit ihrer Betriebe und
eine Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Warum?)

Hinzu kommen nämlich zusätzliche Kosten, die sie
zu tragen hätten, die mit großer Wahrscheinlichkeit
anfallen würden, wenn wir die Ausweisung des Was-
serschutzgebietes beschließen, sowie Befürchtun-
gen, dass es zu einem Wertverlust der Betriebsflä-
che kommt. Es ist ja ganz klar, wenn eine Grund-
dienstbarkeit im Grundbuch, Abteilung zwei, ein-
getragen ist und von einem Erwerber bei einem Ver-
kaufsfall übernommen werden soll, ist das natürlich
eine Belastung, die sich auch im Wert und im Kauf-
preis dieser Fläche niederschlagen wird. Das kann
man natürlich nachvollziehen.

(Zuruf der Abg. Frau H a m m e r -
s t r ö m  [SPD])

Wir haben in der CDU-Fraktion kein Interesse da-
ran, dass sich die geplanten Neubaumaßnahmen, die
dort ja auch einige Unternehmen vorhaben und mit
der Schaffung hochqualifizierter Arbeitsplätze in Bre-
men-Nord verbunden sind, verzögern beziehungs-
weise sogar ganz aufgegeben werden.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
200 Parkplätze!)

Es geht hier nicht nur um die 200 Parkplätze, die
geschaffen werden sollen, wobei mir da allerdings
Rechnungen vorliegen, dass die Ausweisung dieses
Trinkwasserschutzgebietes eine zusätzliche Kosten-
aufstellung von 300 000 Euro – ich habe es selbst
nicht glauben wollen – beinhaltet. Es ist nicht von
der Hand zu weisen, dass das eine Menge Geld ist.

(Zuruf des Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD])

Herr Dr. Schuster kann sich, glaube ich, gleich selbst
melden, wenn er in der Debatte etwas dazu beizu-
tragen hat!

Jedenfalls darf man das nicht von der Hand wei-
sen. Wir wollen die Wettbewerbsfähigkeit der dort
ansässigen Unternehmen erhalten. Es geht um Ar-
beitsplätze. Es geht um die Erhaltung der bestehen-
den Arbeitsplätze, es geht aber auch um die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze!

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Auch bei den Stadtwerken!)

Arbeitsplätze, denke ich einmal, sind ja nicht so ganz
das Thema der rotgrünen Bundesregierung, deshalb
sollten Sie hier gar nichts dazu sagen, Frau Ham-
merström,

(Beifall bei der CDU)

denn wenn man sich einmal die Arbeitslosenstatis-
tik anschaut, die Sie da in Berlin fabrizieren, wird es
eher mehr als weniger!

(Abg. K l e e n  [SPD]: Schauen Sie lieber
die Statistik der geschaffenen Arbeitsplät-

ze an! – Unruhe)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn
Sie sagen, dies sei ein Erbe von uns, dann haben
wir dieses Problem auch von Ihnen geerbt, denn Sie
hatten ja, jetzt muss ich es wieder sagen, über 30
Jahre Zeit, dieses Gebiet selbst auszuweisen, was
Sie nicht geschafft haben.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, auch wenn man Um-
weltpolitiker ist, hat man die Aufgabe, über seinen
eigenen  Aufgabenbereich  hinauszuschauen.  Man
hat eine Gesamtverantwortung. Man muss die um-
weltpolitischen Interessen auch gegenüber weiteren
Interessen abgleichen, darüber reflektieren, welche
Interessen einen Schwerpunkt und wo wir eine Ge-
samtverantwortung haben. Wir leben nicht auf ir-
gendeiner Insel der Glückseligen, auf der wir sol-
che Dinge außer Betracht lassen können.

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau L e m -
k e - S c h u l t e  [SPD]: Die Ressourcen von

Trinkwasser sind endlich!)

Frau Lemke-Schulte, auch Sie können sich gleich
melden!

Meine Damen und Herren, wir als CDU-Fraktion
wollen die Unternehmen, die dort ansässig sind, be-
halten. Wir wollen, dass die Entwicklungsfreiheit der
Unternehmen  auf  ihren  Betriebsgrundstücken  ge-
währleistet ist und wird, dass Beschränkungen, die
mit diesem Trinkwasserschutzgebiet auferlegt wer-
den, auch für die dort ansässigen Unternehmen trag-
bar sind.

Bei den jetzigen Diskussionen gibt es also noch
Rechtsunsicherheit bei den dort ansässigen Unter-
nehmen. Wir beantragen deshalb eine Überweisung
an die Wirtschaftsdeputation, damit sich endlich ein-
mal jemand hinsetzt und die Einwände ausräumt.

(Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]:  Das  ist
eine Unverschämtheit, und das weißt du
auch ganz genau! – Abg. Frau H a m m e r -

s t r ö m  [SPD]: Das ist eine Frechheit!)
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Was ist jetzt eine Unverschämtheit?

(Zurufe von der SPD)

Wir möchten, dass diese Rechtsunsicherheiten
jetzt ausgeräumt werden und dieser Tagesordnungs-
punkt jetzt endlich zu einem Schluss kommt. Wenn
man die Vorlagen, die aus dem Umweltressort und
die aus dem Bereich Wirtschaft kommen, nebenein-
ander legt, dann stimmen sie inhaltlich eben nicht
in ihrer Bewertung überein. Es gibt hier schon kon-
krete konträre Auffassungen aus den einzelnen Res-
sorts. Es ist nicht meine Aufgabe, mich als Umwelt-
politikerin hinzusetzen und zu sagen, dieses oder
jenes Ressort hat Recht. Ich bitte das zu überprüfen
und zu klären und abzuschließen, so dass wir dann
über dieses Vorlage abschließend befinden können,
und nichts anderes möchte ich!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Hammerström.

Abg. Frau Hammerström (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich wiederhole noch ein-
mal einen Satz von vorhin: Die Lust auf Koalitionen
nimmt immer mehr ab!

(Unruhe – Abg. Frau H a k e r  [CDU]:
Das gehört nicht zum Thema!)

Das gehört nicht zum Thema? Das ist mein Thema
seit Monaten bei diesem Punkt!

(Zuruf von der CDU: Das ist doch Ihr
Problem!)

Ich glaube schon, dass es ein gemeinsames Problem
ist!

(Abg. Frau H a k e r  [CDU]: Sonst werden
wir auch keine Kompromisse machen! – Zu-

ruf von der CDU: Ja, genau!)

Es geht doch überhaupt nicht um Kompromisse! Ich
wäre ja bereit, wenn die CDU sagen würde, mit die-
sem Thema befassen wir uns nicht. Sie kann aber
doch nicht einmal sagen, im nächsten Monat be-
schäftigen wir uns damit und beschließen das, und
uns dann zwei Jahre lang hängen lassen! Darum geht
es mir doch.

(Abg. Frau H a k e r  [CDU]: Wir könnten
da auch andere Themen nehmen!)

Wir reden doch jetzt über das Trinkwasser! Wenn
in einem Protokoll notiert wird, dass mein Koaliti-
onspartner sagt, wir geben Ihnen unser Wort, dass

dieses Thema im nächsten Monat von uns beschlos-
sen wird, und dann nichts geschieht, wenn ich mich
also auf die Worte nicht mehr verlassen kann, die
die Sprecherin Ihrer Fraktion in der Deputation sagt,
dann müssen Sie mir schon nachsehen, dass ich kei-
ne Lust mehr auf Koalitionen habe. Das nur neben-
bei!

(Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU]: Auf Wieder-
sehen! – Abg. B e r g e n  [CDU]: Ja, wenn

Sie nicht wollen, dann gehen Sie doch!)

Ich möchte nur noch eines richtig stellen: Frau Mull
hat gesagt, wir hätten 30 Jahre Zeit gehabt, dieses
Trinkwasserschutzgebiet auszuweisen. Dazu möch-
te ich nur sagen, dass dieser Antrag im Jahr 1996
von den Stadtwerken gestellt worden ist. Vorher ist
gar  kein  Antrag  gestellt  worden.  Vorher  war  das
Wassergewinnungsgebiet in Vegesack fix und fer-
tig. Nur aufgrund der Erhöhung der Förderung auf
eine Million Kubikmeter haben die Stadtwerke die-
sen Antrag gestellt. Das müssten Sie auch wissen,
beziehungsweise Sie wissen das auch!

Meine Damen und Herren, wir tun fast so, als wenn
hier nur die Firmen, die da rund um die Wasserge-
winnung Vegesack ansässig sind, unser Problem sind.
Hier gibt es ein bremisches Unternehmen, die swb
AG, das bremische Arbeitsplätze stellt und hier Steu-
ern zahlt, dem werfen wir derartige Knüppel zwi-
schen die Beine, dass es die Wassergewinnung in Ve-
gesack  nicht  ausweiten  darf.  Meine  Damen  und
Herren von der CDU, ich halte das für einen Skan-
dal! Ich halte es auch für einen Skandal, wie Sie hier
reagieren, Frau Mull! – Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat Frau Sena-
torin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ihr Beitrag, Frau Mull,
hat mich ziemlich ärgerlich gemacht, das muss ich
wirklich sagen, und es gäbe eine Menge, was ich
dazu sagen könnte! Ich denke aber, im Interesse der
großen Koalition, die wir erfolgreich zu Ende führen
wollen in dieser Legislaturperiode, werde ich nicht
aus dem Nähkästchen plaudern, was in der Tat da-
hinter lag und in dieser Angelegenheit so lange Zeit-
verzögerungen beschert hat. Das hilft nicht weiter.

Ich denke, dass all die Argumente, die hier vor-
getragen worden sind, warum es notwendig ist, end-
lich zu dieser Ausweisung des Wasserschutzgebie-
tes zu kommen, richtig und sinnvoll sind und dass
auch die Abwägungsprozesse natürlich einbezogen
werden müssen. Am Ende muss auch entschieden
werden,  wie  in  allen  anderen  Städten,  dass  man
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Wasserschutzgebiete ausweisen muss, um Trinkwas-
ser zu gewinnen. Das gilt auch für unsere Stadt.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben in diesen zwei Jahren in einem Aus-
maß jenseits der verfahrensrechtlichen Notwendig-
keiten versucht, genau dem Thema Rechnung zu tra-
gen, das Sie hier angeführt haben, nämlich mit den
Betrieben, die in diesem Gebiet angesiedelt sind, im-
mer wieder Gespräche zu führen, lange nach Frist-
ablauf, lange nachdem irgendwelche Einwände ei-
gentlich noch verfahrenstechnisch notwendig gewe-
sen wären, um genau das zu erreichen, was Sie ge-
sagt haben. Natürlich ist es uns nicht gleichgültig,
wie die Betriebe sich an ihrem Standort fühlen, wel-
che Möglichkeiten und Chancen sie haben, sich wei-
terzuentwickeln. Genau diese Aspekte sind in vie-
len persönlichen Gesprächen mit den jeweiligen Fir-
men erörtert worden. Es ist festgestellt worden, dass
sie an dieser Stelle überhaupt keine Benachteiligung
haben werden. Es sind immer wieder Ängste aufge-
kommen, und wir haben wieder darüber geredet.

Frau Mull, wir waren ja im Grunde so weit, dass
wir jetzt beschließen wollten. Der Senat hatte sich
ja noch einmal damit befasst, und nun ist ein weite-
res Schreiben der Handelskammer vom 12. Februar
dieses Jahres dazwischen gekommen, und das ist das
Thema, das nun neue Fragestellungen in den Raum
wirft. Wenn Sie es sich angesehen haben, Sie wer-
den es sich angesehen haben, werden Sie feststel-
len, dass darin Dinge sind, die nicht unbedingt mit
Sorgen, sondern auch etwas mit Ausgleichen zu tun
haben. Auch dies will ich hier nicht weiter ausfüh-
ren.

Ich denke, es ist richtig, dass wir uns damit, weil
es neue Argumente sind, nun noch einmal ausein-
ander setzen. Bei dieser langen Zeit kommt es jetzt
auf 14 Tage auch nicht mehr an. Wir werden das zu
Ende bringen, und dann gehe ich davon aus, dass
damit auch dieser Fall beendet ist und wir endlich
zur Ausweisung kommen können.

(Beifall bei der SPD)

Das ist der Ansatz, den wir fahren wollen, und das
ändert nichts daran, dass ich es bedauerlich finde,
dass ein solcher Prozess so lange braucht und es
immer wieder Aufschiebungen gegeben hat. Mich
interessiert daran, dass wir im Interesse dieser Stadt,
im Interesse von Ressourcen, Trinkwasserversorgung
und all der Verträge, Frau Hammerström hat sie an-
geführt, die wir auch in Hinsicht auf Niedersachsen
im Zusammenhang mit der EU-Wasserrahmenricht-
linie gemacht haben, endlich zu dem positiven Er-
gebnis kommen, dass wir dort das Gebiet auswei-
sen. Dann bin ich gern bereit, so wie wir beschlos-
sen haben, das noch zwei Wochen im Senat auszu-
setzen, um auch die letzten Fragen, die jetzt neuer-

dings aufgeworfen wurden, noch abzuklären. Dann,
denke ich, sollten wir endgültig einen Schlussstrich
ziehen und sagen: Jawohl, Bremen verhält sich hier
wie andere Städte in Deutschland auch! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die De-
batte, die wir jetzt führen, ist symptomatisch für eine
Sache – und es ist nur die Spitze des Eisbergs, die
jetzt einmal hier öffentlich wird –, die besagt: Mit der
CDU ist Umweltpolitik in dieser Stadt nicht möglich!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Das ist eine Un-
verschämtheit!)

Es gibt kein Gemeinwohlinteresse an Umwelt und
Gesundheit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zurufe von der CDU)

Das ist ein Fall, und Sie werden noch mehrere
kennen lernen! Sie können gern dem Antrag zustim-
men, wir weisen das Wasserschutzgebiet aus, wir
machen viele andere Dinge! Die kann man mit der
SPD machen, aber nicht mit Ihnen, Sie verhindern
sie an jeder Stelle!

(Zuruf des Abg. I m h o f f  [CDU])

Wir bekommen das alles auch gerichtlich belegt, das
ist kein Problem!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Wir sind die wah-
ren Grünen!)

Der wesentliche Grund ist doch, dass man vor dem
ideologischen Hintergrund des Wirtschaftsressorts
nichts machen kann, und das ist reine Ideologie und
keine Erkenntnis der Notwendigkeiten unserer Zeit.

Ich muss jetzt noch einmal ganz kurz auf Frau Mull
eingehen. Was habe ich herausgehört, Frau Mull?
Ich meine, ich habe herausgehört, dass sich Politik
von Wirtschaft erpressen lässt, obwohl die Argumen-
te nicht tragen. Das ist in der Summe das, was ich
herausgehört habe. Ich nehme das Beispiel Arbeits-
plätze. Ich habe vorher die Beispiele für Städte wie
Hamburg genannt. Hamburg ist ja so schlecht wohl
nicht mit den Arbeitsplätzen, soviel ich weiß, viel
besser als Bremen, und Hamburg hat weite Teile des
Stadtgebietes als Wasserschutzgebiet ausgewiesen.
Diesen Kausalzusammenhang müssten Sie mir sonst
schon einmal erklären. Vielleicht sollten wir das ma-
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chen, die Gesamtfläche von Bremen ausweisen, und
dann  haben  wir  auch  die  Arbeitslosenzahlen  wie
Hamburg. Auf der Ebene wird doch argumentiert,
ich wollte das eigentlich nicht machen, aber als iro-
nisches Beispiel einmal!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Das ist aber lei-
der falsch!)

Das Wesen dieser Verordnung liegt nämlich in der
Überwachung und nicht dem Verbot, und sie ver-
hindert  damit  weder  eine  gewerbliche  noch  eine
städtebauliche Entwicklung. Das ist Fakt, das kön-
nen Sie ja einmal zur Kenntnis nehmen, und ich hof-
fe, dass Sie hier zu besserer Einsicht gelangen! Der
Überweisung in die Wirtschaftsdeputation stimmen
die Grünen mit der Hoffnung zu, dass das nun end-
lich gemacht wird, was bundesweiter Standard hin-
sichtlich  der  Umsetzung  von  Erkenntnissen  zum
Schutze unserer Umwelt ist. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist beantragt worden, den Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-Num-
mer 15/1047 an die staatliche Deputation für Wirt-
schaft zu überweisen.

Wer einer solchen Überweisung des Antrags an
die Deputation für Wirtschaft seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
der Überweisung zu.

(Einstimmig)

Interregio erhalten und modernisieren

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Januar 2002
(Drucksache 15/1048)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig, ihm
beigeordnet Staatsrat Dr. Färber.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Krusche.

Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Von Cuxha-
ven nach Saarbrücken, von Bremerhaven umstei-
gefrei ins Ruhrgebiet, von Bremen nach Cottbus via

Berlin, das sind attraktive Zugverbindungen, die es
seit dem letzten Fahrplan 2001 nicht mehr gibt. Die
Bahn AG hat diese attraktiven Interregioverbindun-
gen gekappt, und wenn es nach der Bahn geht, sol-
len diese Verbindungen, die bei den Kundinnen und
Kunden beliebt sind, weiter reduziert werden. Die-
se Zuggattung soll insgesamt aus der Produktpalet-
te der Bahn AG verschwinden.

Zukünftig will sich die Bahn ausschließlich dem
Fernverkehr widmen, der Nahverkehr ist ja schon
seit der Bahnreform Sache der Länder, und in dieser
Lücke zwischen Nah- und Fernverkehr, in dieser Lü-
cke droht nun der Interregio auf Nimmerwiederse-
hen zu verschwinden. Ich glaube, dies kann nicht
im Interesse von Bremerhaven, Bremen und insge-
samt nicht im Interesse der ganzen nordwestdeut-
schen Region sein, meine Damen und Herren!

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  –
Vizepräsident R a v e n s  übernimmt den

Vorsitz.)

Was macht den Interregio so attraktiv? Er ist at-
traktiv für die vielen Pendlerinnen und Pendler, für
Reisende, die entferntere Reiseziele wählen. Seine
Vorteile liegen auf der Hand: Er ist ein Zug, für den
kein Zuschlag erforderlich ist, er ist einigermaßen
komfortabel, er bietet ein Bistro –

(Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU]: Manch-
mal!)

manchmal, zugegeben, Frau Striezel! –, und er hält
auch Angebote zum Verstauen von Koffern bereit.
All dies sind komfortable Reisemöglichkeiten, und
dieser Zugart soll nun endgültig der Garaus gemacht
werden. Zum Fahrplanwechsel 2001 wurden bereits
13  Millionen  Interregiokilometer  gestrichen,  nun
sollen noch einmal 23 Millionen Zugkilometer da-
zukommen. Die Bahn entledigt sich hier ihrer Ver-
antwortung, ein attraktives Angebot in der Fläche
bereitzuhalten, und schiebt die Verantwortung und
die finanziellen Folgen den Ländern zu.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dies sind
Gründe genug, gemeinsam zwischen Bremen und
Niedersachsen zu neuen Lösungen zu kommen. Un-
sere Nordwestregion ist schon durch die letzten In-
terregiostreichungen arg gebeutelt. Lassen Sie mich
noch einmal zwei Beispiele nennen: Cuxhaven wur-
de 1996 noch von drei Interregios angefahren, heu-
te ist es noch einer, und wenn man heute von Bre-
men nach Cuxhaven möchte, muss man in Bremer-
haven umsteigen und entweder mit einem Bummel-
zug nach Cuxhaven fahren oder aber in einen Bus
steigen. Dieser Bus fährt nur noch im Sommer und
dann auch nur noch am Wochenende. Meine Damen
und Herren, das ist wahrlich keine attraktive Zug-
verbindung!
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Genauso düster sieht es für die Reisenden nach
Norddeich-Mole aus. Auch hier hat die Bahn Inter-
regios gestrichen, und kein noch so rot angestriche-
ner Doppelstockwagen kann die attraktiven Inter-
regios ersetzen. Versuchen Sie einmal, mit Kindern
und Gepäck einen Doppelstockwagen zu besteigen!
Sie werden sehen, Sie bekommen nicht einen einzi-
gen Koffer vernünftig untergebracht. Meine Damen
und Herren, die Bahn betreibt hier ein absolutes Kun-
denvertreibungsprogramm, und ich glaube, es ist an
der Zeit, dass wir hier gegensteuern.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
P f l u g r a d t  [CDU]: Das wird mit Rot-

grün alles besser werden!)

Die Bahn plant – die Bundesregierung ist nicht die
Bahn AG, Herr Kollege Pflugradt –, die Interregios
durch Intercitys zu ersetzen, dadurch würden aber
die Bahnreisen deutlich teurer. Ich habe hier ein Bei-
spiel: Eine Familie würde auf einer Fahrt von Bre-
men nach Münster und zurück 14,40 Euro mehr be-
zahlen, als es heute mit dem Interregio der Fall ist.
Meine Damen und Herren, so gewinnt man keine
neuen Bahnkunden, so verliert man alte, und das
kann nicht unser Interesse sein! Selbst wenn die
Bahn ihr neues Tarifsystem verabschiedet, dann blei-
ben unter dem Strich erhebliche Verteuerungen, zum
Beispiel für Spontanreisende oder für Menschen, die
ihre Züge verpassen.

Ein weiterer negativer Effekt, wenn man die In-
terregios durch Intercityzüge ersetzen würde, wäre,
dass ein Anteil der Haltestellen, die jetzt noch von
den Interregios angesteuert werden, wegfallen wür-
de. Ich erwähne hier nur den Bürgermeister von
Peine, der jetzt schon große Sorge hat, dass seine Stadt
zukünftig vom Fernverkehr ausgeschlossen wird.
Unter dem Strich bedeutet das Streichen der Inter-
regios also, dass Bahnreisen erheblich teurer wür-
den, weniger Bahnhöfe würden angefahren, häufi-
geres Umsteigen wäre nötig, die touristischen Ziele
im Nordwesten würden erheblich schlechter mit der
Bahn zu erreichen sein. Dies ist nicht in unserem
Interesse, und deswegen fordern wir ein gemeinsa-
mes, länderübergreifendes Zusammengehen, um den
Erhalt des Interregios zu sichern!

Meine Damen und Herren, wenn die Bahn nicht
mehr bereit ist, diese attraktive Zuggattung zu fah-
ren, dann gibt es nur eine Lösung, dann müssen wir
der Bahn sehr deutlich machen, dass es auch noch
die Möglichkeit des Wettbewerbs auf der Schiene
gibt. Mir scheint, diese Frage ist höchst dringlich auf
der Tagesordnung, denn nichts scheint die Bahn mehr
zu scheuen als einen fairen Wettbewerb zwischen
unterschiedlichen Anbietern.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Nordwestbahn hat bereits deutlich gezeigt,
wie man zusätzliche Fahrgäste gewinnt, und die Fir-

ma Connex steht in den Startlöchern. Das Ziel unse-
rer beiden Länder muss es also sein, ein attraktives
Angebot zu erhalten und auszubauen. Daher fordern
wir in unserem Antrag den Senat auf, erstens eine
Einstellung des Interregioangebots mit allen Mitteln
zu verhindern und zweitens gemeinsam mit der Lan-
desregierung in Niedersachsen für eine Sicherung
der Interregios einzutreten und über neue Angebo-
te in der Nordwestregion zu verhandeln.

Meine Damen und Herren, mich freut besonders,
dass mir von den Kollegen Kastendiek und Liess sig-
nalisiert wurde, dass die Koalition beabsichtigt, un-
seren Antrag in den Landeshafenausschuss zu über-
weisen.

(Abg. S c h r a m m  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Da gehört er hin!)

Dazu möchte ich sagen, dass ich das außerordent-
lich begrüße, und Herr Schramm wird der Bahn si-
cher Dampf machen! – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
bevor ich dem Abgeordneten Kastendiek das Wort
erteile, begrüße ich auf dem Besucherrang recht herz-
lich den Sonderbeauftragten des Ministerpräsiden-
ten aus Bangkok Dr. Kantathi Suphamongkhon und
weitere Mitglieder einer Delegation aus Thailand,
die sich auf Einladung des Ostasiatischen Vereins
Bremen e. V. zu seinem 101. Stiftungsfest in Bremen
aufhalten. – Herzlich willkommen in Bremen!

(Beifall)

Herr Kollege Kastendiek, Sie haben das Wort!

Abg. Kastendiek (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der Darstellung
von Frau Kollegin Krusche kann ich, was die Sach-
lage angeht, nichts mehr hinzufügen. Sie hat sehr
ausführlich und umfangreich beschrieben, vor wel-
chem Hintergrund sich im Augenblick die Diskussion
um die Aufrechterhaltung von Fernverkehrsverbin-
dungen der Bahn AG im nordwestdeutschen Raum
abspielt. Es ist natürlich – und das muss an dieser
Stelle auch noch einmal gesagt werden – Ausdruck
eines etwas hilflosen Bundesverkehrsministers, der
sich  offensichtlich  gegenüber  dem  Chef  der  Deut-
schen Bahn AG nicht durchsetzen kann,

(Beifall bei der CDU)

denn der schaltet und waltet, wie er will. Der Arti-
kel 87 des Grundgesetzes spielt in der ganzen De-
batte offensichtlich überhaupt keine Rolle. Ich kann
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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nur hoffen, dass der Widerstand in den Ländern, der
Gott sei Dank – ich will das hier noch einmal aus-
drücklich erwähnen – parteiübergreifend ist, irgend-
wann auch Wirkung zeigt.

Ich halte es auch nicht für sinnvoll, dass wir jedes
Mal, wenn wieder Streichungspläne anstehen, hier
im Parlament Beschlüsse fassen, aber dass danach
dann keine weiteren Diskussionen und Gespräche
mit der Bahn stattfinden. Deswegen begrüße ich das
gemeinsame Ansinnen, diesen Antrag an den Lan-
deshafenausschuss zu überweisen, um dann in ei-
ner Anhörung an dieser Stelle mit der Bahn AG über
deren zukünftige Konzeption über die Aufrechter-
haltung  von  Fernverkehrsverbindungen  im  nord-
westdeutschen Raum zu debattieren und zu disku-
tieren.

Damit machen wir auch deutlich, wie wichtig uns
dieses Anliegen ist, weil es ein sehr wichtiger Stand-
ortfaktor  ist.  Natürlich  ist  es  auch  ein  wichtiger
Standortfaktor, um die Leistungsfähigkeit und um
den Wirtschaftsstandort hier zu signalisieren. Stel-
len Sie sich vor, es gibt eine wichtige Konferenz, und
die Leute reisen aus Versehen mit der Bahn an, wie
das dann wird, wenn die Leute in Hannover aus ei-
nem ICE aussteigen und dann in einem Regional-
express an jeder Milchkanne, die sich auf dem Weg
von Hannover nach Bremen befindet, halten! Da
muss ich nicht lange überlegen, welche Auswirkun-
gen  und  welchen  Eindruck  dies  auf  den  Standort
Bremen hätte. Deswegen wollen wir das so nicht
mehr mitmachen.

(Beifall)

Natürlich sind es unternehmerische Entscheidun-
gen, die dort gefällt werden, aber die Bahn AG hat
eine Verantwortung, die sich aus dem Grundgesetz
und den gesetzlichen Rahmenbedingungen ergibt.
Dieser Verantwortung muss die Bahn gerecht wer-
den, und – das will ich an dieser Stelle auch sagen –
man kann nicht auf der einen Seite die Mittel aus
dem Nahverkehr mitnehmen und auf der anderen
Seite sich der Verpflichtung, die sich aus anderer Ge-
setzgebung ergibt, einfach entziehen. Da muss man
irgendwann  auch  einmal  sagen,  entweder  beides
oder gar nichts.

Das Angebot der Connex macht deutlich, dass es
auch andere Anbieter gibt, die an der Stelle bereit
sind,  Bremen  als  Standort  für  Nah-  und  Fernver-
kehrsverbindungen adäquat zu bedienen. Es wird
dem Standort eher gerecht, und von daher glaube
ich, dass wir an der Stelle mehr Druck machen müs-
sen. Deswegen gibt es auch die Überlegung, eine
Anhörung im Landeshafenausschuss zu veranstal-
ten. Vielleicht fördern wir auch die Diskussion hin-
sichtlich der Trennung von Netz und Betrieb. Das ist
auch eine wichtige Forderung, die endlich über die
Bühne gebracht werden muss.

(Beifall)

Von dieser Seite aus hoffe und glaube ich zumin-
dest, dass, wenn wir hier gemeinschaftlich in die-
sem Parlament die Interessen des Standortes voran-
bringen, wir dann vielleicht am Ende der Diskussi-
on unsere Interessen erfolgreicher wahrgenommen
haben. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Liess.

Abg. Liess (SPD) *): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Nach den detailreichen Ausführungen
meiner geschätzten Vorredner werde ich versuchen,
mich kurz zu fassen. Auch wir sind für die Überwei-
sung an den Landeshafenausschuss und eine Anhö-
rung dort. Ich möchte aber eines ausdrücklich beto-
nen – ich denke, das kann ich auch für alle Fraktio-
nen so sagen –, dass wir mit dieser Überweisung
nicht beabsichtigen, die Zielsetzung, wie sie im An-
trag beschrieben ist, zu konterkarieren, sondern im
Gegenteil, wir sind uns ja hier im Haus eigentlich
einig, dass wir die Interregio-Züge und überhaupt
ein gutes Angebot im nordwestdeutschen Raum er-
halten möchten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die  Grünen  –  Präsident W e b e r  über-

nimmt wieder den Vorsitz.)

Es geht hier also nicht um Verschleppung, son-
dern um eine, denke ich, detailliertere Betrachtung
des Ganzen und insbesondere auch eine Feststel-
lung, was denn die Bahn oder vielleicht auch ande-
re in Zukunft für unsere Region zu tun gedenken.
Das Handeln des Senats hat ja bisher gezeigt, dass
er mit uns auf dieser Linie ist.

Spätestens seit der Privatisierung der Bahn befin-
det sich das Land Bremen in einem schier unent-
wegten Kampf, um den schienengebundenen Zu-
gang zur Welt, kann man richtig sagen, sicherzu-
stellen. Das klingt vielleicht erst einmal etwas groß-
spurig, Zugang zur Welt, aber es geht schon darum,
dass wir für unsere Region, in der wir mit unseren
beiden Städten eine bedeutende Rolle spielen, einen
schnellen und komfortablen Zugang zu den ande-
ren Zentren in der Bundesrepublik Deutschland er-
halten müssen.

In  diesem  Zusammenhang  hat  Herr  Kastendiek
eben auf den Artikel 87 e des Grundgesetzes hin-
gewiesen, das möchte ich noch einmal ausdrücklich
betonen. Ich möchte aber auch deutlich machen,
dass wir hier im Grunde genommen keinen Gegen-
satz haben, der in irgendwelchen Parteifarben ge-
färbt ist, sondern es ist der Gegensatz der Rollen-
verteilung  zwischen  Bund  und  Land.  Da  ist  es  im
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Augenblick ziemlich egal, wer regiert. Ich glaube,
es eignet sich auch für uns nicht dazu, hier den par-
teipolitischen Streit zu suchen.

(Beifall bei der SPD)

Der die Bahn AG treibende Beweggrund, nur noch
Angebote zu machen, wenn auch eine wirtschaftli-
che Auslastung gegeben ist, mag ja auf den ersten
Blick durchaus stimmig sein, aber Erfahrungen in
anderen Regionen belegen auch, dass die Nachfra-
ge auch vom qualitativ hochwertigen Angebot ab-
hängt. Dies ist auch eine der Fragestellungen, die
wir mit erörtern müssen, denke ich.

Ich fasse noch einmal kurz zusammen: Wir sind
dafür, den Interregio zu erhalten. Wir sind dafür, das
Thema zu vertiefen, und sind für die Überweisung
an den Landeshafenausschuss.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort Herr Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich bin weit davon entfernt, so zu tun, als
sei bei der Bahn alles in Ordnung aus dem Gesichts-
punkt einer vernünftigen Verkehrsverbindung. Aber
es ist nun einmal so im Leben, das eine, was wün-
schenswert ist, muss gemessen werden an dem, was
machbar ist. Das Machbare wiederum hat bestimm-
te sachliche Vorgaben. Wir unterscheiden – wem
sage  ich  das  –  den  Schienenpersonennahverkehr
und den Schienenpersonenfernverkehr. Auf den Nah-
verkehr haben wir einen gewissen Einfluss, weil wir
das finanzielle Risiko überwiegend tragen oder mit-
tragen. Die Diskussionen zwischen den Verkehrs-
ministern und dem Bund, diese finanzielle Ausstat-
tung zu verbessern, ist Ihnen geläufig. Immerhin, wir
können das eine oder andere tun.

Bei dem Fernverkehr sind wir aber an die Vorga-
ben gebunden, die – wenn ich das einmal so aus-
drücken darf – in die Polarität gegeben worden sind:
auf der einen Seite Betriebswirtschaft, unternehme-
rische Entscheidungen, auf der anderen Seite Da-
seinsvorsorge, vernünftige, nicht allein auf Betriebs-
wirtschaft ausgerichtete Verkehrsverbindungen. Aber
das ist nun einmal entschieden, und, Herr Kasten-
diek, Sie haben ja völlig Recht, das kann nur der
Bund – wenn überhaupt – entscheidend ändern.

Das ist nun einmal so entschieden, dass sich die
Bahn  AG  als  Holding  unter  wirtschaftlichen  Ge-
sichtspunkten darzustellen hat. Wirtschaftlich heißt:
Ist eine Strecke, praktisch ausgesprochen, kosten-
tragend, bringt sie darüber hinaus sogar noch etwas
Gewinn, oder ist sie das nicht? So einfach – was heißt
einfach –, so konzentriert sieht die Bahn heute ihre
Aufgaben und versucht dabei, wie soll ich sagen,

sich gegenüber den aus Sicht der Bahn querulieren-
den Ländern abzufedern. Das ist die Ausgangssitua-
tion. So hat man dann auch mit MORAP, eine wun-
derschöne Abkürzung, soll heißen Marktorientier-
tes Angebot Personenverkehr, eine unternehmens-
orientierte  Entscheidung  getroffen,  dass  nämlich
künftig nur noch die Produkte ICE und IC angebo-
ten werden und dass der IR aus dem Markt heraus-
genommen wird. Das ist die Ausgangssituation.

Die Position eines für den Fernverkehr zuständi-
gen Senators oder Ministers ist eben, die Anliegen
des Landes und die Notwendigkeiten des Landes,
die aber letztlich immer aus einer Daseinsvorsorge
begründet  werden,  so  angemessen  einzubringen,
dass sie betriebswirtschaftlich noch einigermaßen ei-
ne Landung machen können. Das ist manchmal die
Quadratur des Kreises. Sie sagen, wir sollen mit Nie-
dersachsen zusammenarbeiten. Also, ich bitte Sie,
das ist doch ein Selbstläufer, dass wir in Bremen,
von Niedersachsen umgeben, das in einer perma-
nenten Diskussion mit der zuständigen niedersäch-
sischen Ministerin machen. Ich habe mir eben noch
einmal deren Rede durchgelesen, die könnte ich hier
genauso gut halten. Die Interessen von Niedersach-
sen und Bremen sind hier identisch.

Was haben wir denn erreicht bei all unserem Be-
mühen, zu Wort und ins Ohr und über das Ohr eben
auch in eine verbesserte entscheidungsorientierte Si-
tuation für Niedersachsen und das Land Bremen zu
kommen? Wir werden in aller Regel die heute be-
stehenden IR-Linien in IC-Linien umwandeln. Au-
ßerdem wird dieses Wagenmaterial aus den achtzi-
ger Jahren, was man nun wirklich bald nicht mehr
betreten kann, mit Zusage der Bahn modernisiert.
Das wäre schon einmal eine erhebliche Verbesse-
rung. Wir werden auch mit dem Unternehmen die
heutige IR-Linie 14, Oldenburg–Bremen–Hannover–
Leipzig, in eine IC-Linie umwandeln. Das im jetzi-
gen Fahrplan bestehende Fernverkehrsangebot bleibt
erhalten, wie bisher verkehrt ein Zugpaar künftig
von und nach Berlin.

Zu den Fahrpreisen wird uns gesagt, sie seien so
entwickelt, dass auch bei IC-Zügen wie bislang bei
den IR-Zügen keine Zuschläge mehr erhoben wer-
den.  Nach  weiterer  Mitteilung  des  Unternehmens
werden auf den von den IR- zu IC-Zügen umgewan-
delten  künftigen  Schnellzuglinien  die  bisherigen
Halte weiter bestehen. Das bedeutet, sämtliche auf
der heutigen IR-Linie 14 bestehenden Halte im Nord-
westraum bleiben erhalten. Wie schon in dem gel-
tenden Fahrplan 2001/2002 werden auch im künfti-
gen Fahrplan 2003 zwei Fernzugpaare als IC-Züge
bis und von Norddeich-Mole verkehren.

Ich sage noch einmal, das sind konkrete Ergeb-
nisse. Ich sage auch, dabei kann es nicht sein Be-
wenden haben. Aber ich darf noch einmal darauf
hinweisen, das sind die materiellen Vorgaben, die
Bahn – soweit es um den Fernverkehr geht – ist als
ein Unternehmen und damit betriebswirtschaftlich
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zu führen. Die können wir mit noch so guten Grün-
den, die sich aus der Daseinsvorsorge ergeben, nicht
wegdiskutieren. Wir müssen, da stimme ich Ihnen
zu – ich drücke das einmal anders aus –, den Druck
erhöhen, den Lästigkeitswert erhöhen. Das tun wir
mit Niedersachsen zusammen, und ich hoffe, dass
wir dabei mindestens im Bahntempo weitere Fort-
schritte erreichen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Mützelburg.

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Ich rede jetzt
nicht, um den Lästigkeitswert der Opposition zu er-
höhen, denn wir sind in der Sache einer Meinung,
es geht nur darum, dass ich Herrn Senator Hattig in
einem Punkt ergänzen will.

Ihr Erfolg, Herr Senator Hattig, dass es künftig eine
Intercity-Verbindung statt eines Interregios gibt, ist
leider  nach  dem  Konzept  der  Bahn  nur  ein  Erfolg
auf Zeit. Darum finde ich diese Anhörung um die
Zukunft des Fernverkehrs hier im Nordwesten sehr
wichtig, weil die Deutsche Bahn AG in ihrem Kon-
zept nämlich vorsieht, spätestens im Jahr 2005 – viel-
leicht dauert es noch ein Jahr länger – alle Züge,
vor denen heute noch Loks fahren, das sind die In-
tercitys, abzuschaffen und durch ICE zu ersetzen.
Im neuen Intercity-Express-Netz – diese schönen,
weißen  Züge  mit  dem  roten  Streifen  und  einem
Triebwagen an jedem Ende – sollen diese Züge dann
künftig nicht mehr auf diesen IC-Strecken fahren.
Was wir also schaffen können, ist ein Gewinn für
drei, vier Jahre.

Die Interregios, das sind nämlich die gleichen et-
was umgebauten Wagen mit den alten Bistros statt
der alten Speisewagen, die es früher im Intercity gab,
sind eigentlich nur umgetaufte Interregios mit einer
Lebensdauer von wenigen Jahren. Insofern, Herr Se-
nator Hattig, ist es ein Erfolg für zwei, drei oder
maximal vier Jahre und macht unseren Antrag nicht
falscher, sondern eher noch richtiger, dringlicher und
wichtiger. Ich hoffe, dass wir die Lästigkeit der Stadt-
gemeinde Bremen und des Landes Bremen nicht nur
in eine Last, sondern auch in Nutzen für Bremen
umwandeln können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Hier ist Überweisung zur Beratung und Bericht-

erstattung an den Ausschuss für Angelegenheiten
der Häfen im Lande Bremen beantragt.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Wer der Überweisung des Antrags der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-Num-
mer 15/1048 zur Beratung und Berichterstattung an
den Ausschuss für Angelegenheiten der Häfen im
Lande Bremen seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Antrag entsprechend.

(Einstimmig)

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 38
vom 29. Januar 2002

(Drucksache 15/1049)

Wir verbinden hiermit:

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 39
vom 12. Februar 2002

(Drucksache 15/1058)

Meine Damen und Herren, eine Aussprache ist
nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Es ist getrennte Abstimmung beantragt worden.

Ich lasse daher zunächst über die Petition L 15/134
abstimmen.

Wer der Behandlung der Petition L 15/134 in der
empfohlenen Art seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Abg. T i t t m a n n
[DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Bündnis 90/Die Grünen)

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

Ich lasse jetzt über die restlichen Petitionen ab-
stimmen.

Wer der Behandlung der restlichen Petitionen in der
empfohlenen Art seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)
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Strafmündigkeitsalter auf zwölf Jahre herabsetzen

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 5. Februar 2002
(Drucksache 15/1054)

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Mäurer.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die Diskussion über
straffällige Jugendliche bekommt in Deutschland im-
mer mehr und immer neuen Nährboden. Dass es sich
hier nicht nur, aber meistens um ausländische Ju-
gendliche handelt, brauche ich nicht extra zu erwäh-
nen.

Meine Damen und Herren, die Deutsche Volks-
union hat sich schon immer konsequent dafür ein-
gesetzt, dass nicht nur jugendliche, sondern auch
kriminelle erwachsene Ausländer sofort abgescho-
ben werden müssen. Das ist auch zum Schutz der
hier lebenden anständigen Ausländer, das betone
ich extra. Wer sich in Deutschland als Gast nicht be-
nehmen kann, hat unser Gastrecht verwirkt. Ich fra-
ge mich: In welchem Land leben wir eigentlich, wo
es möglich ist, dass kriminelle ausländische Jugend-
liche ganze Stadtteile, ja sogar eine ganze Stadt ter-
rorisieren können? Darum ist es hier dringend er-
forderlich, dass wir der Justiz durch die Herabset-
zung des Strafmündigkeitsalters die Handlungsmög-
lichkeit und einen größeren Spielraum geben, gegen
solche  hochkriminellen  Jugendlichen  vorzugehen.
Tatsache ist nun einmal, dass gerade ausländische
Jugendliche immer früher straffällig werden. Dage-
gen muss der Staat mit allen ihm zur Verfügung ste-
henden Mitteln vorgehen.

Dieser schlimme Fall in Horn-Lehe ist doch kein
Einzelfall! Bremerhaven hat genau das gleiche Pro-
blem mit einer Asylbewerberfamilie aus dem Liba-
non. Auch hier tyrannisiert das kleine Erzengelchen,
das Unschuldsengelchen zusammen mit seinem Va-
ter einen ganzen Stadtteil, eine ganze Stadt. Ich
könnte hier noch stundenlang solche unhaltbaren
Zustände ausführen. Meine Damen und Herren, wie
weit  ist  es  in  Deutschland  gekommen,  wenn  im
Stadtteil Horn-Lehe über Jahre ein Heranwachsen-
der einen ganzen Stadtteil tyrannisieren kann, wenn
die Polizei und die Bevölkerung gegen solche Kri-
minellen machtlos und schutzlos sind? Wenn der Bei-
rat Horn-Lehe sich auf einer Sitzung mit einem vier-
zehnjährigen Kriminellen beschäftigen muss, da fragt
man sich wirklich, wie weit sind wir gekommen!

Diese traurige Tatsache ist für die Deutsche Volks-
union unerträglich. Solche Skandale werden von uns
niemals, aber auch niemals hingenommen werden!
Es ist für uns einfach unerträglich, dass die Polizei

und die Staatsanwaltschaft bis zum Erreichen des
vierzehnten Lebensjahres keine gesetzlichen Mög-
lichkeiten  hat,  gegen  solche  hochkriminellen  Ju-
gendlichen vorzugehen.

Meine Damen und Herren, deswegen muss hier
dringend eine Gesetzesänderung durchgesetzt wer-
den. Selbstverständlich hat die Jugendbehörde die
Möglichkeit und die Pflicht zu prüfen, inwieweit die
Erziehungsberechtigten in der Lage sind, einen Ju-
gendlichen so zu erziehen, dass aus ihm ein ordent-
licher Staatsbürger wird. Wenn die Erziehungsbe-
rechtigten dazu allerdings nicht in der Lage sind,
muss eben die Jugendbehörde schnellstens eingrei-
fen, und die Erziehungsberechtigten sind wegen Ver-
nachlässigung der Aufsichtspflicht zur Verantwor-
tung zu ziehen. Das ist hier über Jahre nicht gesche-
hen, die Behörden waren bequem und gleichgültig,
deshalb konnte ein Kind die Anwohner in Horn-Lehe
über Jahre tyrannisieren.

Meine Damen und Herren, allerdings zeigen die-
se Vorfälle auch deutlich auf, dass bei vielen aus-
ländischen Jugendlichen und Mitbürgern gar kein
Interesse an der Einhaltung unserer Gesetze besteht.
Wenn sogar schon bei den Erziehungsberechtigten
diese Einsicht nicht besteht, ist es doch eine logi-
sche Konsequenz, dass die Kinder straffällig werden.
Das ist doch klar! Wer glaubt, seine Religion über
unsere Gesetze zu stellen – siehe Schlagzeilen in den
Medien: Bremen ein Reisebüro für Terroristen, Tali-
bankämpfer aus Bremen und so weiter –, der wird
auch unsere Gesetze niemals anerkennen! Es darf
auf keinen Fall dazu kommen, wie es in vielen Groß-
städten schon der Fall ist, dass Deutsche in vielen
Stadtteilen in der Minderheit sind. Diese sozialen
Brennpunkte können Sie gar nicht verantworten.

Deshalb ist es dringend erforderlich, auch die
Aufenthaltsgenehmigung weit unter dem jetzigen
Maß festzulegen. Wir dürfen uns nicht, wie im Fall
Horn-Lehe, von ausländischen Jugendlichen terro-
risieren lassen. Hier müssen die Gesetze so verän-
dert werden, dass der Rechtsstaat die Interessen der
Bürger klar, in aller Entschiedenheit und mit aller
Härte vertreten und schützen kann!

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Hannken.

Abg. Frau Hannken (CDU) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Herr Tittmann, leider haben
Sie wie immer versucht, ein so ernstes und auch
wichtiges Thema, wie es die Jugendkriminalität ist,
durch Ihre flachen und auch dumpfen Parolen auf
Ihr Niveau zu senken.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und beim
Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf des Abg.

T i t t m a n n  [DVU])
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Das Thema und die Problematik der Jugendkrimi-
nalität gehen viel weiter als die von Ihnen isoliert auf-
gegriffene  Forderung  der  Senkung  des  Strafmün-
digkeitsalters.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Das ist rich-
tig! Das steigt immens an!)

Die Bremische Bürgerschaft hat sich sowohl hier
im Plenum als auch in ihren Ausschüssen und De-
putationen in der Vergangenheit sehr viel mit die-
sem Thema auseinander gesetzt. Es wurde sehr kon-
trovers, aber vor allem konstruktiv zwischen den ver-
schiedenen Fraktionen diskutiert, denn es geht uns
um das Wohl der Kinder und Jugendlichen in dieser
Stadt und in diesem Land.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Bremer Senat hat zu diesem Bereich der Kin-
der- und Jugendkriminalität einen Bericht vorgelegt,
in dem sehr viele Lösungsansätze vorhanden sind,
die weit über das hinausgehen, was Sie hier ange-
griffen haben. Sie versuchen ja immer, in die Bür-
gerschaft ganz isoliert einen einzigen Aspekt einzu-
bringen, um dann mit Ihren dumpfen Parolen den
Ausländerhass hier zu schüren. Ich denke, dass man
aber gerade im Bereich der Jugendkriminalität, in
dem es wirklich um Probleme von Jugendlichen und
Kindern in dieser Stadt geht, den ganzen Bereich
sehen muss. Wir wollen Lösungen finden, den Men-
schen helfen, aber nicht Ausländerhass beziehungs-
weise überhaupt keinen Hass in dieser Stadt und in
diesem Land schüren!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben uns bei dem Bereich der Jugendkrimi-
nalität sehr mit den Repressionen, aber auch mit den
Präventionen beschäftigt. Auf die Präventionen sind
Sie gar nicht eingegangen, und ich denke, dass man
das  Thema  nicht  aufnehmen  kann,  ohne  diesen
wichtigen Bereich zu nennen und dort über Ansätze
zu diskutieren. Auch wir möchten, dass Jugendli-
chen und Kindern ihre Grenzen aufgezeigt werden,
dass sie, wenn sie etwas Falsches getan haben, da-
für auch Sanktionen bekommen. Aber wir möchten
ihnen vor allem helfen, dass sie gar nicht erst straf-
fällig werden und Probleme mit dem Gesetz bekom-
men. Darum geht es uns hier!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es gibt eine Vielzahl von Mitteln, um Kindern und
Jugendlichen im Land Bremen zu helfen. Das Kin-
der- und Jugendhilfegesetz nennt viele davon. Der

Endfall, wenn es wirklich nicht anders geht, ist eine
Heimunterbringung für Kinder, wenn ihre Eltern nicht
selbst dafür Sorge tragen können, dass sie nicht straf-
fällig werden. Es geht aber auch um die Verantwor-
tung von Schule, vom Freizeit- und dem gesamten
Sozialbereich. Wir, zumindest die demokratischen
Fraktionen, haben viel diskutiert, wie man Kindern
und Jugendlichen helfen kann. Herr Tittmann, ich
habe nicht einmal gemerkt, dass Sie sich in diese
Diskussion eingebracht haben.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und beim
Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf des Abg.

T i t t m a n n  [DVU])

Man kann in dieser Diskussion auch nicht, so wie
Sie es getan haben, pauschal alles auf einen Stand
bringen und dabei insbesondere nur die ausländi-
schen Jugendlichen nennen.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Habe ich auch
nicht!)

Es ist so, dass viele ausländische Jugendliche dabei
sind, die auch straffällig geworden sind, aber das heißt
für uns gerade erst, besonders darauf zu achten, dass
wir diesen Menschen helfen, dort auch ansetzen,
aber nicht in einer Pauschalverurteilung hier einfach
Ausländerhass oder überhaupt Hass in dieser Stadt
schüren.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube, Herr Tittmann, uns unterscheidet ein-
fach, dass es uns wirklich um die Menschen in die-
sem Land geht.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Doch!)

Pardon, doch! Der Abgeordnete Tittmann hat noch
einmal das Wort.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Also auf Ihren Redebeitrag eben
würde wahrscheinlich folgendes Zitat zutreffen: Gott
vergib ihnen, denn sie wissen nicht, was sie sagen!

Ihr  Kanzlerkandidat  hat  von  einer  durchrassten
Gesellschaft gesprochen und nicht ich.

(Abg. Frau M a r k e n  [SPD]: Was für
ein Ding?)
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Ihr rechtspolitischer Sprecher, Norbert Geis, hat öf-
fentlich im Fernsehen erklärt: Deutschland den Deut-
schen! Was halten Sie denn von diesen Parolen? Be-
vor Sie hier nach vorn kommen, möchte ich das erst
einmal geklärt haben!

Meine Damen und Herren, Tatsache ist doch, dass
dieses Terrorkind Seihan aus Horn-Lehe schon seit
über einem Jahr oder noch länger einen ganzen Stadt-
teil, eine ganze Stadt terrorisiert. Dieses vierzehn-
jährige Erzengelchen wurde nachweislich schon sa-
ge und schreibe achtunddreißigmal straffällig!

Ein weiterer Skandal und eine Frechheit ist, dass
die Staatsanwaltschaft nun lapidar feststellt, es wür-
de sich um ein jugendtypisches Verhalten handeln.
Diese ungeheuerlich dümmliche Aussage ist an Frech-
heit durch nichts mehr zu überbieten! Das ist eine
Beleidigung unserer Jugend. Ich glaube eher, dass
diese Aussage der Staatsanwaltschaft eher ein staats-
anwalttypisches Verhalten ist, wie man hier in Deutsch-
land mit Schwerkriminellen umgeht, und sonst gar
nichts! Hier gibt es ja viele Beispiele: Schwerkrimi-
nelle bekommen ohne Begleitung Freigang, Haftur-
laub, Haftverschonung und so weiter. Von den An-
nehmlichkeiten einiger Luxushaftanstalten ganz zu
schweigen!

Meine Damen und Herren, dieser vierzehnjähri-
ge Seihan S. hat nachweislich immer wieder, vor al-
lem vor dem Schulzentrum Ronzelenstraße, mit vor-
gehaltenem Messer Jugendliche gezwungen, Geld,
Handy und sonstige Wertgegenstände herauszurük-
ken. Außerdem soll er Wohnungseinbrüche verübt,
Hausfriedensbruch begangen haben und sogar an
Tankstellenüberfällen beteiligt gewesen sein. Das ist
nun einmal Fakt. Da kommen Sie hier nach vorn und
wagen, eine solche Rede zu halten. Da kann ich nur
raten: Machen Sie so weiter! Die Quittung für Ihre
unrealistischen Reden und für Ihre Kritik erhalten
Sie spätestens bei der Wahl im nächsten Jahr in Bre-
men und Bremerhaven.

Meine Damen und Herren, laut Aussage der Ju-
gendbehörde hat sie sich ernsthaft mit dem Fall Sei-
han S. beschäftigt. Auf die Nachfrage des Ortsbei-
rates, seit wann denn, antwortete sie: seit gestern!
Meine Damen und Herren, der Beirat hat am 25. Ja-
nuar 2002 getagt. Das heißt also, die Jugendbehör-
de kümmerte sich erst seit dem 24. Januar 2002 in-
tensiv um den Fall Seihan! Ein bisschen spät, finden
Sie nicht auch?

Eine  solch  unverantwortliche  Schlamperei  wird
die DVU niemals akzeptieren und hinnehmen. Un-
sere Bevölkerung hat ein Recht darauf, vor solchen
Subjekten geschützt zu werden. Darüber hinaus ist
es für die DVU unerträglich und wird von uns auch
niemals hingenommen werden, dass zum Beispiel
jugendliche Schüler in Bremerhaven oder auch in
Hagen Lehrkräfte brutal zusammenschlagen. Aber
auf diese Thematik, das können Sie mir gern glau-
ben, werde ich noch gesondert besonders eingehen.
Darauf können Sie sich verlassen!

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, jetzt
liegen wirklich keine weiteren Wortmeldungen mehr
vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann, DVU,
mit der Drucksachen-Nummer 15/1054 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Medienpolitische Entscheidungen für Radio Bremen
und die Medienwirtschaft treffen – für ein Medien-

zentrum im Faulenquartier

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Februar 2002
(Drucksache 15/1061)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Hattig.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ei-
gentlich könnte man es ganz einfach auf den Punkt
bringen: Es geht jetzt um einen Sachverhalt, den die
SPD und die Grünen gern möchten, aber es scheitert
an der Bremer CDU-Fraktion.

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
An uns scheitert nichts!)

Herr Oppermann, darauf beziehe ich mich gleich
gern noch einmal! Ich glaube, dass es Senator Hat-
tig auch gern ein bisschen schneller hätte. An der
Zögerlichkeit von Radio Bremen liegt es jedenfalls
nicht, denn der Sender hat mehrfach laut auf ver-
schiedenen Veranstaltungen gesagt: Ja, wir können
uns einen citynahen Standort für Radio Bremen gut
vorstellen.

Die  grüne  Bürgerschaftsfraktion  hat  eine  klare
Meinung. Das Faulenquartier ist ein guter Standort
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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für Radio Bremen und die Ansiedlung eines Medi-
enzentrums. Wir fordern heute mit unserem Antrag
den Senat auf, eine Standortentscheidung als Signal
für ein Medienzentrum im Faulenquartier unter der
Einbeziehung von Radio Bremen zu treffen. Außer-
dem fordern wir den Senat auf, die Grundstücksver-
hältnisse im Faulenquartier umgehend zu klären und
eine bauliche Entwicklung an der Diepenau und auf
dem Saturn-Hansa-Grundstück vorzubereiten, um
mit Radio Bremen darüber in konkrete Verhandlun-
gen zu treten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich freue mich jetzt auch, dass Senator Hattig uns
mit einem halben Jahr Verspätung unterstützt und
die Machbarkeitsstudie, die schon im September 2001
in der Wirtschaftsdeputation beschlossen worden ist,
erneut hat beschließen lassen unter dem Motto: Dop-
pelt hält besser. Wir freuen uns, aber schade eigent-
lich um das halbe Jahr, das wir jetzt verloren haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich habe gesagt, dass der Sender unmissverständ-
lich sein Interesse an einem citynahen Standort an-
gemeldet hat. Ich glaube, auch wir als Politiker, als
Vertreter  der  Bremer  CDU  oder  der  SPD  und  der
Grünen, sind aufgefordert, dieses Interesse politisch
aufzunehmen und damit weiter zu arbeiten.

Noch einmal kurz zum Hintergrund! In den kom-
menden vier Jahren muss Radio Bremen seinen Haus-
halt um rund 50 Millionen DM, 25 Millionen Euro,
etwa ein Viertel seines Gesamtetats reduziert haben.
So erzwingt es die Neuordnung des ARD-Finanz-
ausgleichs. Darüber haben wir uns hier ja auch schon
mehrfach unterhalten. Der Sender sucht zügig bis
zum Spätsommer einen neuen Standort, um im Jahr
2005 mit einem reduzierten Budget auskommen zu
können, denn Radio Bremen wird aus wirtschaftli-
chen Gründen die beiden bisher getrennten Stand-
orte für Hörfunk und Fernsehen zu einem Standort
zusammenführen  müssen  und  somit  die  Nettoge-
schossfläche von 32 000 Quadratmetern in einem Ge-
bäude auf 16 000 Quadratmeter konzentrieren.

Die grüne Bürgerschaftsfraktion meint, Bremen
bringt gute Voraussetzungen mit, um sich als Medi-
enwirtschaftsstandort mit einer solchen Entschei-
dung für ein Medienzentrum über die Grenzen Bre-
mens hinaus stärkeres Profil zu geben. Der Standort
Bremen hat eine gut aufgestellte Palette an kleine-
ren, mittleren und wenigen größeren Firmen in die-
ser Branche anzubieten. Die kleinen und mittleren
Unternehmen, das kann ich an dieser Stelle noch
einmal sagen, agieren meistens im regionalen Raum,
sind aber durchaus recht erfolgreich, und die weni-
gen großen Firmen, die wir haben, ich glaube, das
macht ungefähr drei Prozent an der Gesamtpalette
aus, agieren bundesweit und gehören durchaus zu

den Unternehmen, die in der Oberliga oder in der
ersten Bundesliga in der Bundesrepublik spielen.

Klar, wir sind nicht Hamburg, München oder Ber-
lin, aber, ich denke, man kann nicht sagen, okay,
dann geben wir gleich auf, sondern wir müssen sa-
gen, es gibt Hamburg, Berlin und München, und des-
halb müssen wir uns anstrengen. So formuliert es ja
auch ein Papier, das derzeit in den Gremien beraten
wird, das Papier Innovision 2010. Bremen muss sich
anstrengen bis zum Jahr 2010, muss sich eine Vision
geben, um unter die Top Ten der Technologiestand-
orte und Medienwirtschaftsstandorte in Deutschland
zu kommen. Man kann ja nicht sagen, man schafft
es nicht, sonst wäre Japan nie als Wirtschaftsland
erfolgreich geworden, und auch Sonny Rollins, ich
bringe einmal ein Beispiel aus der Kultur, wäre nie
einer der weltbesten Saxophonisten geworden, wenn
er sich gesagt hätte, ich bin mit 25 Jahren zu alt, um
Berufsmusiker  zu  werden.  Bremen,  wir  sprechen
Hochdeutsch, und ich denke, wir können es schaf-
fen, den Wachstumsmarkt Bewegtfilm zu besetzen.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Das ist schon mehr
als die Baden-Württemberger!)

Ja, mehr als Baden-Württemberg! Also, die rund
300 Multimedia- und Onlinefirmen, die es in Bremen
gibt, so sagt eine ganz neue Studie, die hier in Bre-
men erstellt worden ist, sind gut gerüstet und brin-
gen das notwendige Know-how mit, das sich durch-
aus mit anderen Regionen und größeren Medien-
akteuren vergleichen lassen kann. Das sagt die Un-
tersuchung von Lothar Dorn, der am Institut für Ar-
beit und Wirtschaft hier in Bremen arbeitet. Dort
wurden Unternehmen befragt. Die Studie sagt auch
aus, dass die Nachfrage nach Fachkräften hier in Bre-
men ungebrochen ist und die nachgefragten Dienst-
leistungen der kleinen und mittleren Unternehmen
in  der  Region  komplexer  werden.  Die  Nachfrage
steigt also. Die Unternehmen lassen sich nicht nur
Internetvisitenkarten  machen,  sondern  der  Bedarf
nach komplexen E-Business- und E-Commerce-Lö-
sungen steigt und muss auch weiter steigen, daran
muss Bremen zweifelsohne noch arbeiten.

Sicher, es wird keinen Gründungsboom mehr ge-
ben, und wir werden auch nicht mehr die Arbeits-
plätze erleben, die zackzack entstehen, aber die Me-
dienwirtschaft gehört meines Erachtens und nach
Meinung  der  Grünen  zu  den  im  Augenblick  wirt-
schaftlich interessantesten Bereichen, die die Bun-
desrepublik zu bieten hat. Wir Grünen sind davon
überzeugt, dass es sich lohnt, das Bremer Faulen-
quartier, die Stadt am Fluss, konsequent weiter auf-
zuwerten und mit Firmen aus der wachsenden Me-
dienbranche zu beleben. Wir sind davon überzeugt,
dass sich um den Sender Radio Bremen andere Un-
ternehmen ansiedeln werden und dass Synergieef-
fekte entstehen werden.

Wie könnte das funktionieren? Wir stellen uns vor,
dass sich das Faulenquartier durchaus entwickeln
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kann, um eine Mischung von Arbeit, Ausbildung,
Weiterbildung, Qualifizierung, Wohnen, Gastrono-
mie und Tourismus zu beherbergen. Selbstverständ-
lich muss dafür von der Stadtentwicklung ein Quar-
tiersentwicklungskonzept angegangen und vorge-
legt  werden.  Aber  wie  ich  gehört  habe,  existiert
dafür auch schon eine Vorlage. Das Quartier muss
städtebaulich neu durchdacht, aufgewertet und um-
strukturiert werden. Ältere schützenswerte Gebäu-
de könnten Zuschüsse für Fassadensanierung erhal-
ten, das Parkhaus Diepenau muss abgerissen wer-
den. Das ist ohnehin nur zu 50 Prozent ausgelastet,
und  wenn  Sie  sich  das  einmal  selbst  anschauen,
meine sehr verehrten Damen und Herren, ist das ver-
schenkter Platz in Bremen. Da könnte ein klasse Ge-
bäude für Radio Bremen stehen mit einem gläser-
nen Studio zum Wasser hin, Radio Bremen könnte
sich dort an der besten Adresse in der ersten Reihe
neu aufstellen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Radio Bremen ist bereit, selbst Geld in die Hand
zu nehmen. 80 Millionen Euro will der Sender für
ein neues Gebäude ausgeben, den Umzug würde
Radio  Bremen  selbstverständlich  selbst  bezahlen,
und in diesen 80 Millionen Euro, die der Sender dann
investiert, steckt auch eine gesamte neue Technik,
auch auf eigenem Grundstück mit einer Ausschrei-
bung in einem schönen Gebäude in gutem Design.
Vielleicht kommen wir darauf ja noch einmal zurück.

Gesetzt den Fall begrenzter inhaltlicher Koopera-
tion, das ist ja der Knackpunkt an der ganzen Sa-
che, Radio Bremen sagt, wir müssen auch outsour-
cen, dazu äußert sich die Medienwirtschaft in Bre-
men kritisch. Ich gehe jetzt einmal diesem Fall nach.
Es gibt nur begrenzte Kooperation. Radio Bremen
versucht, seine Arbeitsplätze zu halten, und die Me-
dienwirtschaft auf der anderen Seite versucht ihrer-
seits auch, Arbeitsplätze und Aufträge abzusichern.
Ich denke, es gibt aber durchaus die Chance, ge-
meinsam Infrastruktur zu nutzen. Es könnte gemein-
same Studios geben. Das Faulenquartier könnte tech-
nisch so gut verkabelt werden, dass man in einem
Gründerzentrum im Bamberger-Kaufhaus beispiels-
weise  jedem  Gründer  einen  schnellen  Internetzu-
gang mit 155 Megabit liefern könnte. Das haben an-
dere Medienstandorte auch gemacht, das hat man
in Köln getan, und zwar mit gutem Erfolg.

Ich schlage auch vor, im Faulenquartier dann ein
Locationbüro einzurichten. Was ist das? Das ist eine
Anlaufstelle für Filmproduzenten, wohin Filmema-
cher gehen können, wenn sie einen Krimi oder Lie-
besfilm in Bremen drehen wollen, wo gesagt wird,
wir brauchen eine Tiefgarage, eine Schifffahrt, ein
Hotel,  Übernachtung  und  technisches  Equipment.
Dort erhält man alles aus einer Hand. Alle anderen
Bundesländer haben das, nur Bremen nicht. Wir fin-
den und wissen, dass das eine lohnenswerte Sache

ist, denn gerade das Geld, das für Filmproduktio-
nen ausgegeben wird, wird oft an dem Ort ausge-
geben, an dem dann solche Filme gedreht werden.
Davon kann Bremen nur profitieren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich habe eben kurz ein Gründerzentrum im Bam-
berger-Kaufhaus umrissen. Das halten wir für eine
ganz gute Idee. Ich denke, man müsste dann auch
einen  Manager  oder  eine  Managerin  für  dieses
Quartier engagieren, die nach möglichen Interessen-
ten auf die Suche geht, die sich dort ansiedeln, die
praktisch  den  runden  Tisch  Faulenquartier  mode-
riert und die Entwicklung in diesem Quartier voran-
treibt. Wir könnten uns ferner auch eine Kooperati-
on von Radio Bremen mit dem Focke-Museum vor-
stellen, dass es ein Kino gibt, das für private Veran-
staltungen vermietet werden kann, wo man sich aus
dem Archiv von Radio Bremen Filme für Feiern und
persönliche  Veranstaltungen  leihen  kann.  Man
könnte ein Beat-Club-Museum machen, das wäre
eine Sache.

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Was?)

So ein Beat-Club-Museum ist auch etwas für Ihre
Generation!

(Heiterkeit)

Man könnte ein Studio einrichten, das man für
private Musikaufnahmen mieten könnte. Also, Sie
sehen, meine Damen und Herren, ich habe viele kre-
ative Ideen, und meine Kollegen haben noch viel
mehr kreative Ideen für dieses Faulenquartier. Wir
glauben, das Ganze könnte Erfolg haben. Ich setze
da auch ganz auf Herrn Bettermann, unseren ehe-
maligen Staatsrat de luxe, der jetzt ja Intendant der
Deutschen Welle ist. Herr Bettermann hat Kontakt
zu Herrn Glässgen aufgenommen und laut gesagt,
das war auch eine Meldung bei „Buten un binnen“,
er könne sich einen Ausbildungsgang in Bremen vor-
stellen.

(Glocke)

Ich komme zum Ende! Herr Bettermann kann sich
vorstellen, nach Bremen zu kommen, einen Ausbil-
dungsgang für ausländische Studenten im Faulen-
quartier  zu  installieren,  angesichts  der  Qualifizie-
rungsbedarfe, die Bremen in dieser Branche auch
unweigerlich  hat.  Voran  mit  dem  Faulenquartier!
Herr Hattig, ich setze ganz auf Sie! Taten statt war-
ten! Herr Sieling ist jetzt nicht da. Ich freue mich
jetzt auf Ihren Debattenbeitrag. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU) *): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Frau Stahmann, toll! Haben Sie
eigentlich schon einmal zu Hause das Modell mit
Ihrer Tochter gebastelt? Das kommt mir ja so vor. Das
sollten Sie vielleicht einmal mitbringen unter dem
Motto: I have a dream! Wenn das alles so einfach
wäre!

Bevor ich auf den Antrag der Grünen speziell ein-
gehe, möchte ich ein paar grundsätzliche Ausfüh-
rungen zu diesem Thema machen. Wir hatten ja in
den letzten Wochen eine reichhaltige Diskussion und
Berichterstattung zum Thema Medienstandort Bre-
men und zum Medienzentrum oder Medienkompe-
tenzzentrum im Speziellen. Es wurde hier der Ein-
druck vermittelt, wir bauen ein Medienzentrum mit
Radio Bremen als Anker, nehmen also ein paar Mil-
lionen in die Hand, und alles wird gut. Wenn wir
das alles dann auch noch im Faulenquartier machen,
wird es noch viel besser, und wir haben blühende
Landschaften.

(Abg. Frau W a n g e n h e i m  [SPD]: Das
hat aber jemand anders gesagt!)

Jetzt möchte ich das Märchenbuch aber wieder
zuschlagen, denn so einfach, wie Sie sich das vor-
stellen, ist es leider nicht. Wenn diese Mechanismen
so einfach wären, hätten wir, glaube ich, in dieser
Stadt nicht so viele Probleme.

(Unruhe bei der SPD)

Das ist doch ein schöner Begriff, blühende Land-
schaften! Es ist aber auch ein Beweis, dass es auch
bei blühenden Landschaften immer noch Probleme
gibt.

Klar ist, Radio Bremen muss umstrukturieren. Dies
ist die Sache von Radio Bremen und kann nicht mit
Steuermitteln finanziert werden. Es sind sich auch
alle darüber einig, dass ein Umzug nicht aus Steu-
ermitteln bezahlt wird. Wir stehen nach wie vor hin-
ter den Bemühungen unseres Senders, den verän-
derten Bedingungen im ARD-Finanzausgleich ge-
recht zu werden. Wie sagte doch der Intendant Dr.
Glässgen, mit Erlaubnis des Präsidenten möchte ich
zitieren: „Wir machen unser Ding.“

Um auch gleich einmal klarzustellen, dass der Vor-
wurf eines Aussitzens nicht richtig ist, möchte ich
feststellen, dass eine Planung, wie auch immer, ohne
Radio Bremen bisher eigentlich nicht so einfach war,
denn Radio Bremen hat jetzt erst vor kurzem offi-
ziell den Beschluss gefasst, sich auf einen Standort
festzulegen mit zirka 16 500 Quadratmetern. Die Fra-
ge der Verkaufserlöse bei einem neuen Standort, wie
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

viel man für die alten Grundstücke und Immobilien
bekommt, muss noch abschließend geklärt werden,
dann kann Radio Bremen erst den restlichen Finanz-
bedarf darstellen.

Ein Medienzentrum mit Radio Bremen als Anker
ist vom Grundsatz her keine schlechte Idee, und die
CDU-Fraktion ist diesem Vorschlag auch nicht ab-
geneigt, obwohl Sie das ja immer so darstellen wol-
len, dass das der Fall wäre, wenn es dann auch mit
Zahlen  untermauert  ist,  und  hier  ist  nämlich  der
Knackpunkt an der Sache! Wir können doch nicht
alle Hurra schreien, und dann wird das ein Selbst-
läufer. Es gibt auch noch viele Fragen zu beantwor-
ten.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Warum haben Sie das Gutachten

so lange blockiert?)

Wir wussten ja nicht, was Radio Bremen macht!

Jetzt zum Medienzentrum! Gibt es Firmen, die sich
in  so  einem  Zentrum  einmieten  wollen?  Sind  das
neue Firmen?

(Zuruf der Abg. Frau J a n s e n  [SPD])

Ich meinte jetzt die, die wir noch nicht in Bremen
haben! Ich glaube, ein internes Umziehen im gro-
ßen Stil – ein oder zwei Fälle ist nicht die Frage –
macht, glaube ich, für die Stadt als Medienstandort
wenig Sinn. Wie entwickelt sich der Wettbewerb?
Bei dem Hearing des Multimediavereins letzte Wo-
che wurden auch Stimmen laut, dass es der Bran-
che im Moment nicht so gut geht und hier ein zu-
sätzlicher Druck, der dann noch staatlich unterstützt
ist, entstehen könnte. Hamburg mit seinen Pleiten,
obwohl es noch eine ganz andere Marktstellung hat,
sollte uns zu denken geben, jede Entscheidung ein-
mal mehr zu überprüfen.

Dann weiter: Wie soll das Modell der Kooperati-
on eigentlich aussehen? Hier muss auch Radio Bre-
men noch ein paar Fragen beantworten und Kon-
zepte vorlegen, wie Kooperationen gestaltet werden
sollen, denn auf ein Wort, wir machen das schon,
wird sich keine Firma einlassen. Wir wissen alle ge-
nau, eine private Produktionsgesellschaft arbeitet
etwas  anders  als  eine  öffentlich-rechtliche  Rund-
funkanstalt. Hier fällt mir spontan noch die Frage ein:
Warum wurde dies eigentlich nicht schon früher ge-
macht, um zusätzliche Einnahmequellen zu öffnen
und Kosten zu sparen?

Dann weiter: Warum gibt es eigentlich kein In-
vestorenmodell? Wenn dies ein solcher Selbstläufer
mit sicheren Mieteinnahmen ist, müssten doch ei-
gentlich die Investoren Schlange stehen! Der größte
Brocken – das wissen wir auch – ist ja eigentlich im-
mer der Ankermieter. Der wäre ja da, aber er allein
reicht eben nicht aus. Fragen über Fragen, aber kei-
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ne mit Zahlen unterlegten Antworten, jedenfalls bis
jetzt noch nicht!

Somit  glaube  ich,  dass  der  Beschluss  des  Wirt-
schaftssenators, ein Gutachten über die Machbarkeit
und Möglichkeiten eines Medienzentrums einzuho-
len, die einzige Konsequenz sein kann. Somit kön-
nen die wirtschaftlichen und strukturpolitischen Ent-
wicklungsmöglichkeiten eines Medienzentrums ge-
prüft werden. Diese Untersuchung wird mit Radio Bre-
men abgestimmt, um nachher gegebenenfalls alles
aus einem Guss zu haben. Es hat keinen Wert, auf
Zuruf einiger Betroffener oder aus normalen Gesprä-
chen bei Meetings oder Hearings solche Investitio-
nen  durchzuführen.  Wir  brauchen  Marktanalysen,
inhaltliche Konzepte und dann auch Standort- und
Finanzierungsmöglichkeiten. Nur so kann der Weg
sein.

Das ist der Stichpunkt zu Ihrem Antrag „Medien-
politische Entscheidung für Radio Bremen und die
Medienwirtschaft  treffen  –  für  ein  Medienzentrum
Faulenquartier“. Ich bin schon sehr überrascht, sehr
geehrte Frau Stahmann, ich stelle mir das gerade vor,
Sie als Presslufthammer-Anja durch das Faulenquar-
tier, wie Sie das Parkhaus hier einfach abreißen!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Und Sie als Bedenkenträger! Das

ist doch die Rollenverteilung!)

Ja, nicht wahr? Das ist mir auch aufgefallen! Das
stimmt!

Aber andersherum, Sie haben Visionen, das ist gut,
und wenn man die umsetzen kann, warum nicht?
Grundsätzlich ist dagegen ja nichts einzuwenden,
und wenn man dafür eintritt, ist das in Ordnung. Man
muss natürlich die wirtschaftlichen Möglichkeiten
und Notwendigkeiten leider auch in Betracht zie-
hen, aber dafür ist ja die CDU-Fraktion da!

(Beifall bei der CDU – Heiterkeit beim
Bündnis 90/Die Grünen)

Danke für die Zustimmung! Wir werden uns be-
mühen, solche Visionen wieder auf den Boden der
Tatsachen zurückzuholen, denn so, wie Sie sich das
vorstellen, geht es nun beim besten Willen nicht. Man
kann sich doch nicht schon festlegen, wo, wie und
dann erst, wie sich das Ganze finanzieren soll und
welche Entwicklungsmöglichkeiten sich daraus er-
geben. Deshalb sind Sie ja in der Opposition und
wir in der Regierung.

(Beifall bei der CDU)

Wir dürfen uns auch nicht nervös machen lassen
unter dem Motto: Die Zeit drängt, wir müssen jetzt
gleich hier und heute entscheiden! Solche Entschei-
dungen werden meistens teuer. Natürlich haben wir
nicht alle Zeit der Welt, aber auch über die Finan-

zierung einer Umstrukturierung von Radio Bremen
werden frühestens im September bei der ARD Ent-
scheidungen fallen. Diese Zeit sollten wir nutzen, un-
sere Fragen zu beantworten. Zuerst muss aber ge-
klärt werden: Macht solch ein Medienzentrum in un-
serer ganz speziellen Situation in Bremen Sinn? Es
muss ein Mehr herauskommen, auch ein wirtschaft-
liches und ein arbeitspolitisches. Wir können keinen
Blankoscheck ausstellen oder wie Sie über 50 Mil-
lionen Euro und dann sagen, wir machen das ein-
mal, sondern wir müssen uns fragen, gibt es Bedarfe
und Möglichkeiten, und wie könnte man gegebe-
nenfalls dann Anlaufhilfen der Stadt und des Lan-
des aus strukturpolitischen Gründen geben.

Wenn wir wissen, was wir wollen – denn das ist
meistens das größere Problem, denn erreichen wol-
len wir viel, aber leider sind unsere Ressourcen be-
grenzt –, dann können wir auch sagen wo, und zwar
mehrere Angebote, wo dies dann stattfinden kann.
Diese Grundstücke gehören nicht der Stadt, sie müs-
sen gekauft oder gepachtet werden, auch hier muss
eine Kosten-Nutzen-Analyse gemacht werden.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Auf einmal! Man lernt ja nicht aus!)

Ja, man lernt ja nie aus! Sie wissen aus eigenen Er-
fahrungen, dass die Preise immer schnell steigen,
wenn die Stadt etwas machen will. Es ist natürlich
richtig, dass im Faulenquartier etwas passieren muss,
doch ich sehe nicht so recht, ob nun gerade Radio
Bremen Quotenbringer sein wird, aber ich lasse mich
gern belehren und bin immer für einen guten Vor-
schlag aufgeschlossen.

Alles in allem: Die Vision ist nicht schlecht, nur an
der in Ihrem Antrag vorgebrachten Vorgehenswei-
se hapert es noch. Deshalb lehnen wir diesen An-
trag ab, denn aus Ihrer Initialzündung, wie Sie ja
schreiben, soll nachher kein Rohrkrepierer werden.
Das wäre sehr tragisch für Radio Bremen und für
unseren Medienstandort. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Schildt.

Abg. Schildt (SPD): Herr Präsident, meine lieben
Kolleginnen  und  Kollegen!  Lieber  Herr  Kollege
Strohmann, eines können Sie im Haus niemandem
weismachen, dass nun gerade die CDU der Erfolgs-
bringer  der  jetzt  beschlossenen  Wirtschaftsförde-
rungsausschussvorlage ist!

(Beifall bei der SPD)

Ich sage Ihnen ganz klar, dass Herr Senator Hattig
die Bremse gelöst hat, auf der mindestens ein Kolle-
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ge Ihrer Fraktion ziemlich maßgeblich und kräftig
gestanden hat, nämlich Ihr Fraktionsvorsitzender.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Und gewichtig!)

Herr Senator Hattig, insoweit begrüßen wir als SPD-
Fraktion ausdrücklich, dass Sie den Knoten inner-
halb der CDU durchgeschlagen haben und eine Vor-
lage für die Wirtschaftsförderungsausschüsse einge-
reicht haben, die dann die Parlamentarier beschlos-
sen haben. Herr Kollege Strohmann, der Senator legt
vor, und wir Parlamentarier beschließen das, weil
Sie ja eben den Senator auch noch als beschließen-
des Organ gelobt haben.

Wir als SPD-Fraktion sind schon, seitdem das Gut-
achten im August 2001 vorgestellt wurde, ganz klar
für Radio Bremen. Wenn ich Ihnen jetzt die Presse-
mitteilung Ihres Fraktionsvorsitzenden vorhalte, dann
passt die leider nicht mehr zu dem, was Sie eben
gesagt haben, wie toll Sie doch jetzt das Ganze fin-
den würden. Die CDU hat von Anfang an ein riesi-
ges Fragezeichen dahinter gesetzt, und wir haben
uns immer gefragt, warum die CDU ein Fragezeichen
macht.

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Wohin ein
Fragezeichen?)

Ein Fragezeichen dahinter gemacht, dass nach der
Vorlage im August die Möglichkeit einer weiteren
Begutachtung für ein Medienkompetenzzentrum in
Frage gestellt wurde! Der Fraktionsvorsitzende der
SPD hat sich damals schon ganz klar dafür ausge-
sprochen: Es gibt keine Mark für Radio Bremen, aber
wir lassen Radio Bremen nicht im Regen stehen.
Wenn ich Ihre Rede richtig verstanden habe, habe
ich nicht viel davon gehört, wie Sie dem Sender Ra-
dio Bremen eigentlich helfen wollen. Bisher ist in
der öffentlichen Wahrnehmung nur Blockade zu hö-
ren gewesen seitens der Fraktion der CDU.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir haben eine unwahrscheinliche Chance hier in
Bremen dadurch, dass Radio Bremen in einer schwie-
rigen Lage ist. Warum die Anstalt in einer schwieri-
gen Lage ist, haben wir letztes Mal in der Bürger-
schaftssitzung diskutiert. Radio Bremen hat aber im
Rahmen der ARD-Anstalten die Chance, als einzi-
ger Sender in der Bundesrepublik eine Umstruktu-
rierung vorzunehmen, ohne dass Arbeitslose produ-
ziert werden. Wer dem Intendanten richtig zuhört,
wenn er sagt, ich habe eine Verantwortung für das
Gemeinwesen, nämlich Radio Bremen gehört uns
ja allen ein Stück weit, für das, was da passiert, und
er sagt, ich produziere keine Arbeitslosen, sondern
versuche, durch vernünftige Strukturveränderungen

dazu beizutragen, dass die Arbeitsplätze, die jetzt
im Sender da sind, aber zukünftig nicht mehr zu be-
zahlen sind, der Stadtgemeinde, dem Lande Bremen
nicht verloren gehen.

Das ist doch eine positive Ansage, dass jemand
für ein großes Unternehmen – und Radio Bremen ist
ein öffentlich-rechtlich geführtes Unternehmen – die
Verantwortung so auf sich nimmt und sagt, ich be-
mühe mich vom August letzten Jahres, meine Zah-
len als Radio Bremen dafür beizutragen, dass es eine
positive politische Entscheidung geben kann. Radio
Bremen hat sich im Verwaltungsrat vor etwa drei Wo-
chen ganz klar für einen Standort ausgesprochen,
weil es in etwa acht Millionen DM pro Jahr bringen
wird,  wenn  man  an  einem  Standort  zusammen-
kommt.

Zur Kompetenz, lieber Kollege von der CDU, da
würde ich Ihrer Jungen Union noch einmal einen Tipp
geben, die überhaupt keine Ahnung von Medien-
politik hat,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

die überhaupt nicht versteht, dass das Zusammen-
ziehen von zwei Standorten doch immer einen Ef-
fekt hat. Das hat natürlich nichts damit zu tun, dass
die Stadtgemeinde Bremen es für nötig erachtet, ein
Medienzentrum zu fördern. Es war nie die Diskussi-
on, weder in dem Gutachten noch in den Diskussio-
nen danach, dass die öffentliche Hand Radio Bre-
men  für  den  Teil  selbst  finanziert,  der  öffentlich-
rechtlich zu finanzieren ist. Dafür ist die ARD zu-
ständig, und ich kann Ihnen sagen – und dafür soll-
te man sich einsetzen –, dass ich in einem Gespräch
in der letzten Woche auf der Medientagung der SPD
in Mainz mit dem Ministerpräsidenten Beck darüber
gesprochen  habe,  wie  wir  zukünftig  sicherstellen
können, dass das, was wir hier einvernehmlich be-
schlossen  haben,  das  Leistungs-  und  Gegenleis-
tungsverhältnis, eingehalten wird.

Wir müssen darauf hinwirken, dass die ARD ge-
nug Geld für ihren Teil hat, und der Intendant hat
gesagt, ja, wir leisten uns das, und wir schaffen es,
80 Millionen Euro für den Kernbereich von Radio
Bremen zusammenzubekommen. Was er jetzt braucht,
ist die Entscheidung zu sagen, was ist im Markt vor-
handen, um das, was er im Kernbereich finanziert
hat, ergänzen zu können. Das, was im Sender pas-
siert, ist ja auch die Chance, dass sich endlich auch
öffentlich-rechtliche Anstalten mit Privaten zusam-
mensetzen, um darüber nachzudenken, wie man
Studios, Kameraleute und Infrastruktur nutzen kann.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben so viele Chancen, dass Sie leider zu lan-
ge auf der Bremse standen und Herr Senator Hattig
wiederum die Bremse gelöst hat. Also noch einmal
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ein Lob an den Senator und weder noch an die CDU-
Fraktion!

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Jetzt reicht es aber!)

Man muss ja oft genug loben, Frau Kollegin, da-
mit sich das Verfahren weiter so positiv und schnell
entwickelt, denn die Beschlüsse der Wirtschaftsde-
putation sind positiv und gut, aber sie haben kein
Zeitfenster. Deswegen sage ich für unsere Fraktion
schon an dieser Stelle ganz klar – und das ist abge-
stimmt mit unserer wirtschaftspolitischen Spreche-
rin Eva-Maria Lemke-Schulte –, wir erwarten noch
bis zum Sommer eine klare Entscheidung darüber,
was die Studie ergeben hat und wo die marktwirt-
schaftlichen Effekte sind. Ich glaube, dass dann noch
in diesem Jahr, nämlich noch vor September, die
politischen Entscheidungen getroffen werden kön-
nen.

Ich wiederhole an dieser Stelle, dass es darauf an-
kommt, den ARD-Finanzausgleich intern zu sichern,
das Gegenleistungs-  und Leistungsverhältnis zu si-
chern, und wir müssen unsere Aufgabe machen. Ich
kann Ihnen sagen, dass sich die Fraktion von An-
fang an dafür ausgesprochen hat. Der Fraktionsvor-
sitzende der SPD geht ein Stück weiter als Visionär
und sagt, wir können uns natürlich auch vorstellen,
dass das Medienzentrum im Faulenquartier entste-
hen kann. Warum sagt er das? Weil er ganz genau
zuhört, was die Kammer in Bremen sagt und was
Multimedia und First Tuesday sagen. Sie haben sich
bei der Veranstaltung des DGB im World Trade Cen-
ter, bei dem Teile dieses Hauses anwesend waren,
dafür ausgesprochen, dass es nur Sinn macht für klei-
nere und mittlere Unternehmen, sich dort anzusie-
deln, wo etwas passiert, und passieren tut etwas in
der Innenstadt. Wir sehen, wie sich die Innenstadt
entwickelt, und wir können uns durchaus vorstel-
len, dass sich ein Faulenquartier medienkompetenz-
mäßig entwickeln kann.

Insoweit ist es wichtig zu wissen, wer von Anfang
an hier die treibende politische Kraft war, und des-
wegen, liebe Kollegin Frau Stahmann von den Grü-
nen, werden wir Ihren Antrag ablehnen. Allerdings
nicht mit der Begründung der CDU wie leider oder
Gott sei Dank, sondern weil wir keinen Antrag mehr
brauchen. Die Wirtschaftsdeputation hat beschlos-
sen, sie hat ein vernünftiges, klares Verfahren be-
schlossen, so dass es keines Antrags von Ihnen mehr
bedarf, der uns auf Besonderes hinweist.

Ich will Ihnen noch einmal den Beschluss zu der
Begutachtung im September 2001 vorlesen. Der wird
hier von einigen immer falsch zitiert. Damals haben
die Wirtschaftsdeputierten beschlossen, ich darf zi-
tieren: „Die staatliche Deputation für Wirtschaft und
Häfen nimmt Kenntnis von der Vorlage“ – August
des Jahres – „des Ergebnisberichts zu den Zukunfts-
perspektiven für Radio Bremen, Entwicklungs- und

vergleichende Standortanalyse.“ Zweitens: „Sie er-
wartet zu gegebener Zeit eine Unterrichtung über den
weiteren Fortgang.“ Dass dieses „zu gegebener Zeit“
daran lag, dass wir jetzt leider ein halbes Jahr ver-
loren haben, das hat daran gelegen, dass die SPD
hier im Land Bremen nicht allein regiert. Wir haben
bis zum Schluss auf die CDU eingewirkt, bis wir vor-
letzte Woche den Beschluss entsprechend bekom-
men haben.

Lassen Sie mich abschließend sagen: Radio Bre-
men steht vor einer großen Herausforderung. Wir
als Fraktion sprechen dem Intendanten für den Weg,
den er noch vor sich hat, alle Unterstützung aus, die
wir haben. Es ist ein schwieriger Weg, aber der In-
tendant wird es schaffen bis zum Jahr 2005, mit sei-
nen Möglichkeiten nicht nur Personal abzubauen,
sondern diese Personen, die nicht mehr für den Sen-
der der öffentlichen Anstalt gebraucht werden, dem
Arbeitsmarkt insoweit zur Verfügung zu stellen, dass
neue Arbeitsplätze entstehen. Wer hier behauptet,
wir wollten Babelsberg werden oder was auch im-
mer, der hat die Realität nicht mitbekommen. Wir
wollen Arbeitsplätze halten, die es jetzt beim Sen-
der Radio Bremen gibt durch Outsourcing, durch
Beteiligung der privaten Sendeanstalten, aber auch
durch direkte Private. Insoweit lehnen wir Ihren An-
trag ab, und die SPD-Fraktion weiß sich in der Kon-
tinuität ihrer Beschlüsse.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort Herr Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Wochenlang ist dieses Thema diskutiert wor-
den,  der  Intendant  Radio  Bremens  und  der  Wirt-
schaftssenator haben eine gemeinsame Pressekon-
ferenz gemacht, und die hat ganz sicher nicht den
Eindruck erweckt, als seien wir gegeneinander, son-
dern sie hat, wenn ich denn meine Wirkung noch
richtig einschätzen kann, ein Miteinander signali-
siert. Außerdem habe ich mich gestern, Frau Stah-
mann, bemüht, Ihre Frage so zu beantworten, dass
ich eigentlich geglaubt habe, das Thema sei nun,
zumindest soweit es den Wirtschaftssenator angeht,
deutlich.

Da die Informationslage so dicht ist, mache ich es
kurz und versuche es noch einmal aus meiner Sicht
auf den Punkt zu bringen. Wir untersuchen das Ob,
das Wie, und dann untersuchen wir das Wo. So ist
es logisch richtig, so ist es unternehmenslogisch rich-
tig, und so ist es auch, nach meiner Einschätzung,
strukturpolitisch logisch richtig.

Jetzt haben wir also das Ob von Radio Bremen,
mit dem ich ja über längere Zeit in Kontakt gestan-
den habe. Ich denke nicht daran, mich zu früh zu
Wort zu melden, weil ich auch darauf achten muss,
dass dabei die eigene Kassenlage nicht unnötig in
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Anspruch genommen wird. Radio Bremen sagt jetzt,
und das haben sie mir vor 14 Tagen gesagt: Wir wol-
len, können und werden dafür 160 Millionen DM in-
vestieren. Damit ist deren Ob klar. Nun können wir
mit dieser Klarheit unser eigenes Ob beantworten:
Macht es wirtschaftlichen Sinn, in Bremen von einem
Medienzentrum zu sprechen und ein solches zu or-
ganisieren, das ja Geld kosten wird? Das untersu-
chen wir – und doppelt gemoppelt ist es nicht, Frau
Stahmann – erst jetzt mit dieser Zielsetzung und die-
ser klaren unternehmerischen Statik.

Wenn dieses Ob, das ja in der Zeitfolge hier an-
gesprochen wird, im Mai, spätestens also im Früh-
sommer vorliegt, werden wir uns mit dem Wie be-
schäftigen, das ja vornehmlich bedeutet: Können wir
Radio Bremen und ein Medienzentrum, so es sich
denn insgesamt überhaupt für Bremen rechnen lässt,
zusammenschieben? Erlauben Sie mir, das etwas sa-
lopp auszudrücken: Wir wären doch mit dem Ham-
mer geschlagen, wenn wir eine solche Chance nicht
nutzen würden!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Dann, aber erst dann, beschäftigen wir uns mit
der Frage des Wo. Das Faulenquartier wird mir aus
allen Richtungen angedient. Da schreiben die Vor-
stände von Sparkassen, das sagt dieser und jener.
Es sollte ja, wenn ich richtig zugehört habe, auch
schon einmal am Bahnhofsvorplatz platziert werden.
Die Frage, wo wir etwas tun, macht nur dann Sinn,
wenn wir vorher wissen, was wir wollen.

In dieser Zeitfolge läuft es nun, und wenn dann
fröhlich, heiter gesagt wird, na ja, eure Willensbil-
dung, das ist ja alles nur die CDU, und wir hätten ja
längst und so weiter! Erlauben Sie mir, dass ich Ih-
nen das Bild zurückgebe, das mir ein Fernsehjour-
nalist andiente: So, Sie nehmen jetzt also endlich den
Fuß von der Bremse? Darauf habe ich ihm gesagt:
Wir fahren erst los, wenn wir wissen, wo wir hin-
wollen! Darum bemühen wir uns jetzt. Wir werden
eine vernünftige Antwort finden. Meine persönliche
Absicht ist, dass diese Antwort mit Radio Bremen
zusammen zu einer einheitlichen strukturpolitischen
Maßnahme formuliert werden kann, aber ich mache
meine Absicht nicht zur Vorgabe meiner Willensent-
scheidung. Warten wir ab! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/1061 seine Zu-

stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Meine Damen und Herren, es ist interfraktionell
vereinbart worden, dass der Tagesordnungspunkt
außerhalb der Tagesordnung, Konsequenz aus Pisa,
Schulen ohne Sitzenbleiben, heute nicht aufgerufen
wird.

Neufassung Seeunfall-Untersuchungsgesetz untaug-
lich – Seeämter müssen erhalten bleiben

Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen

vom 19. Februar 2002
(Drucksache 15/1076)

Hier ist interfraktionell vereinbart worden, dass es
keine Aussprache gibt, sondern dass dieser Antrag
zur Abstimmung gestellt werden soll.

Meine  Damen  und  Herren,  wir  kommen  daher
jetzt zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-
Nummer 15/1076 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) nimmt
den Antrag an.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, damit wären wir am
Ende unserer heutigen Tagesordnung angelangt. Ich
bedanke mich für die konzentrierte Debatte am heu-
tigen Tag. Ich wünsche Ihnen noch einen nicht zu
terminreichen Abend.

Die  Sitzung  der  Bürgerschaft  (Landtag)  ist  ge-
schlossen.

(Schluss der Sitzung 17.36 Uhr)
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